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150 Jahre Ziviltechniker, fokussiert auf das  
Vermessungswesen

Die Bundesfachgruppe Vermessungswesen, als Fachgruppe innerhalb der österreichischen Ziviltech-
niker (ZT), war aus dem Anlass des 150jährigen Bestehens unseres ZT-Berufsstandes aufgefordert, 
unsere Jahrestagung mit dieser Jubiläumsveranstaltung zu verbinden. Dazu seien die folgenden, 
einleitenden Anmerkungen erlaubt.

Mit der Staatsministerialverordnung Zl. 36.413 vom 8.12.1860 wurde das Institut der Zivilingenieure 
begründet, in dem die Grundzüge der behördlich autorisierten Privattechniker festgelegt wurden, die 
bis heute ohne grundlegende Änderungen beibehalten wurden. Zur Erlangung der Befugnis eines 
Privattechnikers, denen damals nur drei Klassen von Technikern angehörten, nämlich Bauingenieure, 
Architekten und Geometer, waren fast die gleichen Aufnahmeerfordernisse zu erfüllen, wie heute. 
Dies waren:

 � Der Nachweis der fachlichen Befähigung durch den Nachweis bestimmter Studien,

 � eine fünfjährige technische Praxis,

 � die Ablegung einer Befähigungsprüfung,

 � die österreichische Staatsbürgerschaft,

 � ein Mindestalter von 24 Jahren.

Anlässlich der Aufnahme des Berufs eines Privattechnikers war ein Eid abzulegen und die Verleihung 
erfolgte durch die jeweilige Landesregierung, wo der Zivilingenieur seinen Sitz hatte. Dies sind durch-
gehend die gleichen Voraussetzungen, wie wir sie auch heute alle kennen und wie sich diese wohl 
über 150 Jahre bewährt haben.

Bis 1913 bestanden in einzelnen Kronländern Ingenieurkammern auf freiwilliger Basis und auf der 
Grundlage des Vereinsgesetzes. Es gab vor 1913 keine obligatorische Mitgliedschaft, kein Diszipli-
narrecht und kein Schiedsgericht zur Schlichtung von Zwistigkeiten.

Da andere bürgerliche Berufe, wie Notare, Advokaten, Ärzte zur Wahrung ihrer Interessen Berufs-
verbände in der Form von Kammern gründeten, wollten auch die Ingenieure ihre Standesehre in 
vergleichbarer Form gewahrt und vertreten wissen, was dann mit dem RGBl 3/1913 zur Gründung 
von Ingenieurkammern führte. Mit dem RGBl 77/1913 wurde die Ziviltechnikerverordnung erlassen, in 
der erstmals auch die Bezeichnung Ziviltechniker vorkam, welche damit die Gesamtheit der einzelnen 
Privattechniker umfasste.

Das Ingenieurkammergesetz wurde mehrfach novelliert, so zum Beispiel mit dem BGBl 146/1957, in 
dem die Unterscheidung zwischen den Bezeichnungen Ziviltechniker, Architekten, Ingenieurkonsu-
lenten und Zivilingenieure erfolgte. Zuletzt erfolgte mit dem BGBl 157/1994 eine Novellierung derart, 
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dass nun auch Gesellschaftsbildungen von Ziviltechnikern und Ziviltechnikergesellschaften sowie 
eine Anpassung an das EU-Gemeinschaftsrecht umgesetzt wurde.

Der Entwicklung am EDV-Bereich folgend, wurde die elektronische Ziviltechniker-Signatur und die 
elektronische Beurkundungssignatur eingeführt (BGBl 164/2005). Zur dauerhaften Archivierung sol-
cher elektronisch gefertigten Urkunden und Dokumente hatte die Bundeskammer der Architekten und 
Ingenieurkonsulenten ein elektronisches Urkundenarchiv einzurichten, das seit 2008 im praktischen 
Einsatz steht. – Die österreichischen Zivilgeometer sind zur Nutzung dieses BAIK-Archivs verpflichtet 
(siehe § 16, 8 ZTG) und archivieren jährlich bei rund 30.000 Geschäftsfällen geschätzte 100.000 
Dokumente (Protokolle, Pläne und Beilagen).

Neben den ursprünglichen drei Privattechnikerbereichen haben sich mittlerweile an die 50 Befugnis-
se hinzugesellt, die die Gesamtheit der technischen Berufssparten widerspiegeln. Die ursprüngliche 
Idee von 1860, die auf eine Organisationsreform des Staates zurückzuführen ist, hat auch heute 
noch ihre Gültigkeit. Die verwaltungsentlastenden Maßnahmen und die Berücksichtigung beson-
derer öffentlicher Interessen erfordern für die Ausübung unseres Ziviltechnikerberufes eine solide 
akademische Bildung, eine entsprechende berufliche Spezialpraxis und die Ablegung einer Berufs-
zulassungsprüfung. Zur ethischen, wirtschaftlichen, aber auch standesrechtlichen Kontrolle bedarf 
es eines Disziplinarrechts, das praktisch anwendbar und effizient umsetzbar ist, und das durch seine 
Anwendung auch unserem Berufsstand den notwendigen Stellenwert erhält.

Die Visionen von 1860 (siehe § 27 des RGBl v. 1860), wonach die Organisation des Staatsbaudiens-
tes die Staatsbauorgane auf das streng Notwendige beschränkt sehen wollte, auf dasjenige, was den 
Staat unmittelbar berührt und nur unter seiner direkten Einwirkung vollkommen verlässlich durchge-
führt werden kann, haben bis heute nicht an Aktualität verloren. Für die Besorgung der sonstigen im 
technischen Bereich einschlägigen Angelegenheiten der Gemeinden, der Korporationen, des Publi-
kums u.s.f. sollten, unabhängig vom Staatsdienst, Zivilingenieure bestellt werden, welche nötigenfalls 
auch für Staatsbaudienste gegen besonderes Entgelt in Anspruch genommen werden sollen. Dieses 
Bemühen von Kaiser Franz Joseph I. bei leeren Kassen um eine Effizienzsteigerung und Reform der 
Verwaltung, durch Straffung und Verschlankung gepaart mit Kosteneinsparungen, sind alte und auch 
heute gültige Grundsätze. Wir Zivilgeometer, als Teil innerhalb der Ziviltechniker, bekennen uns dazu 
und sind bestrebt, in diesen Grundsätzen fortzufahren.

Österreich als Mitgliedsland der Europäischen Union, muss gleich wie diese und ihre Mitgliedslän-
der, die Rahmenbedingungen in bezug auf die Finanzvorgaben (Staatsdefizit per anno kleiner als 3 
Prozent des BIP) einhalten. Die dafür vorgesehenen Instrumente sind vielfältig; eines davon ist eine 
schlanke Verwaltung. Die österreichischen Ingenieurkonsulenten für Vermessungswesen bekennen 
sich zu dieser Symbiose, bestehend aus der staatlichen und zivilen Vermessung, und sind bestrebt, 
den ihnen zukommenden Leistungsanteil zu erbringen.

Sehr geehrte Damen und Herrn, liebe Kolleginnen und Kollegen, die heute folgenden Vorträge sollen 
einerseits einen Bogen der technischen und geodätischen Entwicklung aus der Zeit um 1860 bis 
heute ins Moderne spannen (Univ.-Prof. Dr.-Ing. Thomas Wunderlich), Ihnen einen Ausblick in die 
Entwicklung der begonnenen Zukunft bieten (Univ.-Prof. DI Dr.techn. Franz Leberl) sie sollen Ihnen 
einzelne Entwicklungen in den angrenzenden Nachbarländern, wie der Immobilien-Wertermittlung in 
Deutschland (Dr.-Ing. Walter Schwenk) und des ÖREB-Katasters in der Schweiz (Dipl.Kult.-Ing.ETH 
Hans-Urs Ackermann) aufzeigen, sie mögen Ihnen aber auch einen Einblick in juristisch-katasterre-
levante Aspekte (Univ.-Prof. Dr. Christian Holzner) und nicht zuletzt auch in Innovationen im Bereich 
des E-Governments (DI Rudolf Köller) geben.

Dieser Querschnitt über die verschiedenen praktischen, geodätischen Leistungsbereiche findet nun 
im vorliegenden Heft der VGI seinen Niederschlag und namens der Bundesfachgruppe Vermes-
sungswesen darf ich allen Referenten dafür danken, dass sie ihre Vorträge nun in schriftlicher Form 
auch einem größeren Leserkreis zur Verfügung stellen.

Dietrich Kollenprat

Vorsitzender der Bundesfachgruppe Vermessungswesen
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Grußworte zum 150-jährigen Jubiläum  
der österreichischen Zivilingenieure

Liebe Kollegen, lieber Dietrich Kollenprat, meine Damen und Herren!

Es ist für mich immer eine große Freude wieder in Wien zu sein; denn gute Freunde sind hier und 
auch gute Laune.

Gestatten Sie mir zu Beginn eine kurze Vorstellung der CLGE-Organisation. Wir vertreten inzwischen 
31 Mitgliedsstaaten, bestehend aus Austria, Belgium, Bulgaria, Croatia, Cyprus, Czech Republic, 
Denmark, Estonia, Finland, France, Germany, Greece, Hungary, Ireland, Italy, Latvia, Lithuania, Lu-
xembourg, Malta, Netherlands, Norway, Poland, Portugal, Romania, Russian Federation, Slovakia, 
Slovenia, Spain, Sweden, Switzerland und United Kingdom. Es ist denkbar, dass sich die Anzahl der 
Mitgliedsländer noch auf 35 erhöhen wird. Zusammen werden hier z.Z. somit etwa 30.000 individuelle 
Geodäten vertreten. – Als Präsident von CLGE kann ich Ihnen auch die Grüße unseres Generalse-
kretärs, Jean-Yves Pirlot (BE), unseres Schatzmeisters, Rennè Sonney (CH), und die unserer Vizeprä-
sidenten Rudolf Kolbe (A), Jan Hardos (SK) und M. Camilleri (MT) übermitteln. Nähere Details und 
Informationen über CLGE erfahren Sie unter der Internetadresse http://www.clge.eu/. 

Lassen Sie mich aber auf die österreichischen Zivilingenieure und ihre Zivilgeometer zu sprechen 
kommen. Viele Jahre, nämlich 150, haben die Ziviltechniker hinter sich. Trotz dieses Alters sind sie 
noch jung und lebendig. Aber nicht die Vergangenheit, sondern unsere Zukunft ist für mich das 
Wesentlichste. Wir alle kümmern uns um die Zukunft und um unsere Position in einer vollständig 
digitalen, globalen und transparenten Welt.

Das fordert nicht nur unsere traditionellen, professionellen Eigenschaften heraus. Gerade weil die Öf-
fentlichkeit und die Gesellschaft Vertrauen in uns hat, sind wir ein wichtiges infrastrukturelles Element 
in der modernen Gesellschaft.

Das wissen wir – aber wo stehen wir und was tun wir? Ich habe gelesen, dass unsere Kunden keine 
Produkte wollen. Nein, sie wollen von uns Lösungen. Und lassen Sie mich ein weiteres Sprichwort 
verwenden: „Der Wurm an der Angel muss nicht dem Angler schmecken, sondern dem Fisch“. Und in 
Dänemark sagt man: „Wir sind hervorragend im Warten am Telefon“. – Was will ich Ihnen damit sagen?

Wir haben ein Produkt, das in der modernen Welt nicht nur nötig ist, sondern eine Voraussetzung ist für 
die Entwicklung einer modernen digitalen Gesellschaft. Wir sind die „spezialisierten Generalisten“ mit 
großen Erfahrungen in digitaler Entwicklung und sind bereit, uns auf neue Anforderungen einzustellen. 
Wir haben ein hohes Ausbildungsniveau und hohe Wissensanforderungen. Deshalb fordern CLGE und 
ich als Präsident für den regulierten Beruf des Geometers in Europa generell das Master-Niveau. Nur so 
kann der Beruf seine wichtige Rolle in der digitalen Umstellung unserer Verwaltungen erfüllen.
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Wir beherrschen die Rollen als Berater, als Techniker, als Moderator, als Innovator, als Projektleiter, 
in fast allen Bereichen unserer Gesellschaft. – Aber, nochmals meine Damen und Herren: „Wer weiß 
das?!“ – Deshalb brauchen wir dringend auch die Rolle als Kaufleute! Wir müssen für die Gesellschaft 
sichtbar sein und uns selbst vermarkten!

Ich wünsche dem Vorsitzenden der Bundesfachgruppe Vermessungswesen, Dietrich Kollenprat, und 
seinem Vorstand viel Glück bei dieser großen Aufgabe und alles Gute für die nächsten Jahre.

Vielen Dank für Ihre Aufmerksamkeit

Henning Elmstrøm

Präsident von DDL The Danish Association of Chartered Surveyors
Präsident von CLGE – The Council of European Surveyors
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150 Jahre Zivilingenieure

Sehr geehrter Herr Kollenprat,

ich danke Ihnen herzlich für die Einladung zu dieser ganz außerordentlichen Jubiläumsveranstaltung, 
der ich sehr gern gefolgt bin. Es ist schön, hier bei Ihnen im bezaubernden Wien Gast zu sein. Ich 
darf Ihnen Grüße des Präsidiums und der Mitglieder des Bundes der Öffentlichen bestellten Vermes-
sungsingenieure überbringen.

Sehr geehrte Damen und Herren,

Sie – die Ingenieurkonsulenten für Vermessungswesen – können zu Recht mit großer Genugtuung 
und Selbstachtung auf eine erfolgreiche 150-jährige Entwicklung des Berufsstandes der Zivilinge-
nieure in Österreich zurückblicken. Wie Ihre Vorgänger beweisen auch Sie und ganz gewiss auch 
Ihre nachfolgenden Generationen die Richtigkeit der im Zuge der Verwaltungsreform vor 150 Jahren 
getroffenen Entscheidung, verschiedene Aufgaben auf staatlich befugte und beeidete Zivilingenieure 
zu übertragen. Aus der Not durch knappe Staatshaushaltsressourcen geboren, hat sich gezeigt, dass 
Zivilingenieure bzw. Ziviltechniker dank ihrer hervorragenden Qualifikation und besonderen Vertrau-
ensstellung eine gesellschaftstragende Säule sind. 

Die Übertragung von hoheitlichen Vermessungsaufgaben auf beeidete Freiberufler hat sich bes-
tens bewährt, in Österreich, in Deutschland und auch in anderen Staaten. Sie bietet die Vorteile 
freiberuflicher Dienstleistung wie Unabhängigkeit, Bürgernähe, Flexibilität und Innovationskraft bei 
gleichzeitiger Kontrolle durch Staat bzw. Berufskammern. Wir, die beliehenen bzw. beeideten freibe-
ruflichen Vermessungsingenieure, tragen wesentlich zum Sicherungssystem für Eigentum an Grund 
und Boden bei. Der Staat hingegen konzentriert sich auf seine originären Verpflichtungen. Bleibt zu 
hoffen, dass sich diese Erkenntnis zeitnah auch in dem zwischen Deutschland und Österreich gele-
genen Land durchsetzen wird und die Institution „Öffentlich bestellter Vermessungsingenieur“ auch 
in Bayern eingeführt wird.

Vom Freistaat über Bundesrepubliken nach Europa: 

Vor einigen Jahren noch fern und fremd, ist der Einfluss der europäischen Gesetzgebung heute 
deutlich und immer stärker werdend spürbar, auch und insbesondere was unser Berufsrecht betrifft. 
Die EU-weite Berufsanerkennung ist ohne Frage ein großer Gewinn. Die Niederlassungsfreiheit nach 
den §§ 43 und 49 EG-Vertrag und die Dienstleistungsrichtlinie mögen zwar Vorteile bieten, bspw. für 
nichtregulierte Bereiche. Aber einige Aspekte können sich für uns problematisch auswirken. 

Besonders deutlich wurde der Gegenwind aus Brüssel, als 2003 bis 2005 sich Deutschland wegen 
des Berufsrechts der ÖbVI in der Vorstufe eines Vertragsverletzungsverfahrens befand. Aber auch 
wir alle – die ‚Europäischen Geometer‘ – stehen vor die Frage, inwieweit das Berufsrecht in den 
Mitgliedsstaaten, das ziemlich diffus ausgeprägt ist, durch die EU-Richtlinien beeinflusst wird und 
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welche Tätigkeitsbereiche davon betroffen sind. Immerhin sind rund 80% aller nationalen Rechtsnor-
men inzwischen in Brüssel entstanden.

Zu den Fragen des Einflusses des europäischen Rechtes auf unsere Berufsausübung haben Prof. 
Dr. Martin Henssler und Dr. Matthias Kilian, Arbeits- und Wirtschaftsrechtler an der Universität Köln, 
zusammen zwei Gutachten erstellt, die durch den BDVI bzw. CLGE beauftragt wurden. Diese als 
Henssler I und II bezeichneten Gutachten haben außerordentlich fundiert herausgestellt, dass die 
hoheitlichen Tätigkeiten eines ÖbVI – und bei ähnlichen Tätigkeiten auch die des Ingenieurkonsulen-
ten – als Ausübung öffentlicher Gewalt nach § 45 EG einzustufen ist. Dadurch wurde unsere Rechts-
position wesentlich gestärkt. Klar ist damit aber noch lange nichts. So ist z.B. die Annahme, dass die 
Ausübung des Berufes damit in Deutschland den Deutschen und in Österreich den Österreichern 
vorbehalten ist, eher nicht haltbar.

Die beiden Gutachten wurden nun in dem Buch „Die Stellung des Vermessungsingenieurs im Eu-
roparecht“ zusammenfassend dargestellt. Dieses Buch ist noch ganz druckfrisch und erst vor drei 
Wochen zum Bundeskongress des BDVI erschienen. Damit ist für das Berufsrecht der Vermes-
sungsingenieure in Europa eine grundlegende wissenschaftliche Darstellung ihres nationalen und 
europäischen Rechtsrahmens gelungen – für den Beruf von fundamentaler Bedeutung! Der Leitfaden 
enthält orientierende und gestaltende Antworten auf dem Weg zum ‚Europäischen Geometer’. Und: 
Die Gutachten zeigen auch sehr genau auf, worauf wir im nationalen Berufsrecht achten müssen, um 
nicht von der EU eines Tages wie man so schön sagt „mit dem Bade ausgekippt“ zu werden.

Sehr geehrte Damen und Herren,

den europäischen Weg beschreiten wir gemeinsam, z.B. im CLGE und im Verband „Geometer Euro-
pas“, der demnächst im CLGE aufgehen wird. Wir werden aber dort konzentriert unser Berufsfeld auf 
europäischer Ebene bearbeiten. Auf der Rom-Konferenz im September 2009 wurde der Verhaltens-
kodex europäischer Vermessungsingenieure verabschiedet, der für die Berufskollegen aus immerhin 
31 Staaten verpflichtend ist. Mit diesem Code of Conduct bekräftigen wir unser Selbstverständnis, 
für eine förderliche Vertrauensbasis untereinander und zu den Verbrauchern einzustehen, höchste 
Dienstleistungsqualität zu gewährleisten und das Image unseres Berufes aufzuwerten. 

Lassen Sie mich meinen herzlichen Dank aussprechen an CLGE-Präsident Henning Elmstrøm, Ihrem 
Vizepräsidenten Rudolph Kolbe und natürlich an meinen Vorgänger, BDVI-Ehrenpräsident und CLGE-
Ehrenmitglied Volkmar Teetzmann, für ihr ganz besonderes Engagement auf dem europäischen 
Parkett. Es ist mir eine Ehre und ich freue mich darauf, die harmonische und zielführende Zusam-
menarbeit mit Ihnen fortzusetzen.

Der BDVI hat sich in Deutschland vor genau einem Jahr ebenfalls eigene Standesregeln gegeben. 
Zusammen mit dem ganz aktuell entwickelten Leitbild folgt der Verband der Empfehlung in der EU-
Dienstleistungsrichtlinie, die Ausarbeitung von Verhaltenskodizes zu unterstützen. Das Leitbild ist auf 
den Schutz von Gemeinwohlbelangen und auf eine weiterreichende Selbstverpflichtung der ÖbVI auf 
nachhaltige Qualitätssicherung ausgerichtet. Es stellt für Politik, Verwaltung, Verfahrensbeteiligte und 
Öffentlichkeit den Wertekanon, das Tätigkeits- und Aufgabenprofil und den Qualitätsanspruch der 
ÖbVI transparent dar.

Aber: Standesregeln sind nicht für den Schrank gedacht. Standesregeln müssen von unseren Berufs-
trägern täglich vor Ort gelebt werden. Wenn Einige glauben, mit dem Image der Gummistiefelfraktion 
auf Dauer leben zu können, werden wir nie ein Image in der öffentlichen Wahrnehmung bekommen, 
das unserer Bedeutung für das Gemeinwesen entspricht.

Meine Damen und Herren,

lassen Sie mich noch einen kleinen Gedankensprung auf uns selbst, auf unseren Berufsstand und 
seinen Anspruch an sich selbst lenken:

Wir sind Geodäten und als solche haben wir an vielen Stellen unseres Gemeinwesens etwas zu 
sagen. Das ist zweideutig: „etwas zu sagen“.

Wir können an vielen Stellen inhaltlich etwas beitragen: Bei der Eigentumssicherung, bei Grundsteuer, 
bei Geodaten, bei Bewertung, bei Raumordnung, bei Bauleitplanung, bei Städtebau, bei Umwelt. 
Aber werden wir auch gehört? Haben wir etwas zu sagen im Sinne von: Man hört auf uns?
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Wir müssen an der öffentlichen Wahrnehmung unseres beruflichen Spektrums arbeiten. Da wir Geo-
däten aber eine recht kleine Gruppe sind und als Teilgruppe der Freiberufler noch kleiner müssen wir 
gemeinsame Wege gehen. In Deutschland haben wir Anfang des Jahres zwischen BDVI, VDV und 
DVW, also alle bundesweiten Geodätenverbände, eine gemeinsame Deklaration geschaffen. Diese 
hat mit Unterfacetten ein Kernziel: Wir, Verwaltung und freier Beruf, Angestellte und Selbständige 
Geodäten, wollen gemeinsam die Marke des Geodäten prägen und ausgestallten. Nur gemeinsam 
haben wir eine Möglichkeit unseren Beruf angemessen in Politik und Öffentlichkeit zu positionieren. 
Und ich denke, das ist kein rein deutsches Problem.

Insofern sind Sie inhaltlich mit Ihrer Medienkampagne „Der Zivilingenieur hält was er verspricht. Seit 
150 Jahren“ auf dem richtigen Weg.

Die Rahmenbedingung „Leere Staatskassen“, die vor 150 Jahren zu den Zivilingenieuren führten, 
sind heute genauso aktuell und bieten die Chance auch heute mit unserem Leitbild „Wir können etwas 
in die Allgemeinheit einbringen“ Gehör zu finden.

Noch eine Anmerkung: Unseren Beruf können wir nicht ohne höchste Qualität erbringen und das 
setzt höchste Qualifikation voraus. Daher darf das auch europäisch über das CLGE gesetzte Ein-
gangsniveau des Masters für unseren Berufsstand nicht in Frage gestellt werden. Wir selbst dürfen 
das Masterniveau für unseren Beruf nicht in Frage stellen und wenn andere dies tun, dann müssen 
wir energisch dagegen halten. Ohne dieses hohe Qualifikationsniveau verkommen wir zu einer Hilfs-
disziplin. Wir können viel für das Funktionieren unserer Gesellschaft beitragen, aber nur, wenn wir auf 
Augenhöhe mit anderen Disziplinen – insbesondere auch mit den Juristen – agieren können.

Noch besser wäre es, den Diplomingenieur wieder einzuführen. Dazu haben die deutschen Spitzen-
verbände der Geodäten eine eindeutige Resolution verfasst, die zwischenzeitlich auch auf Ebene der 
Universitäten Widerhall gefunden hat. Die sogenannten U9, ein Zusammenschluss von 9 führenden 
Universitäten in Deutschland hat zwischenzeitlich ebenfalls die Wiederbelebung des Dipl.-Ing. ge-
fordert.

Sehr geehrter Herr Kollenprat, 

zum Schluss habe ich noch ein kleines Mitbringsel für Sie. Vermutlich ahnen Sie es schon, ich hatte es 
vorhin ja bereits erwähnt. Es ist mir eine Ehre und Freude zugleich, Ihnen eine der ersten Ausgaben 
des Buches „Die Stellung des Vermessungsingenieurs im Europarecht“ zu überreichen.

Ich wünsche Ihrer Tagung viel Erfolg und uns nun folgend fesselnde Vorträge.

Michael Zurhorst

Präsident des Bundes der Öffentlich bestellten Vermessungsingenieure (BDVI)
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1. Einstimmung

Nach zahlreichen Kriegen mit wechselnden Geg-
nern und Verbündeten war das Kaisertum Ös-
terreich 1860 dennoch bereit, um seine schwin-
dende Vormachtstellung in Europa zu kämpfen 
und hegte sogar insgeheim Pläne, Handelsstütz-
punkte in Ostasien zu errichten. Mit erschöpften 
Staatskassen mußte versäumte Industrialisie-
rung nachgeholt, das Transportnetz ausgebaut 
und modernisiert sowie eine ambitiöse städte-
bauliche Erneuerung angegangen werden. Dies 
konnte vom Aerar nicht mehr geleistet werden, 
sodaß sich das Reich auf die unbedingt von 
Staatsbeamten und Militär zu übernehmenden 
technischen Aufgaben zurückzog. Der weitaus 
überwiegende Teil sollte ab nun und bis heute 
höchst erfolgreich von Zivilingenieuren durchge-
führt werden. Bis zur zweiten Weltwirtschaftskri-
se 1873 wurden so, gemeinsam mit dem Enga-
gement von Privatinvestoren, insbesondere im 
Bauwesen zahllose Großprojekte geplant und 
vollendet, was zurecht mit „Gründerzeit“ be-
zeichnet wird. Über eine begrenzte Zeit half dies 
auch, dem durch zunehmenden Nationalismus 
auch innerlich bedrohten Vielvölkerstaat seine Ei-
nigkeit zu erhalten. Unter den Fachgruppen der 
Ingenieure erfüllten die k.(u.)k. Civil-Geometer, 
die heutigen staatlich befugten und beeideten 
Ingenieurkonsulenten für Vermessungswesen, 
eine Doppelfunktion. Einerseits stellten sie ihre 
meß- und rechentechnische Kompetenz für die 
Projektierung und Absteckung der Bauwerke zur 
Verfügung, andererseits ihre rechtliche Experti-
se für die sorgsame Planung und Verbücherung 
der dazu notwendigen Grundstücksgeschäfte. 

Ihre Ausbildung dazu erhielten sie an den Poly-
technischen Schulen, später den Technischen 
Hochschulen und heute den Technischen Uni-
versitäten Österreichs, nach vorgeschriebenen 
Praxisjahren gefolgt von einer strengen kommis-
sionellen Fachprüfung zur Befugnisverleihung, 
der Ziviltechnikerprüfung.

2. Einordnung in Raum und Zeit 

Nichts kann uns den räumlichen Geltungsbe-
reich der Verordnung Nr. 268 des Staatsministe-
riums vom 8. Dezember 1860 eindringlicher vor 
Augen führen als der Kopf des entsprechenden 
Stücks des damaligen „Reichs-Gesetz-Blatts für 
das Kaiserthum Österreich“ selbst [1], in wel-
chem die „Grundzüge für die Organisirung des 
Staatsbaudienstes“ (Abb.1) kundgemacht wur-
den. Die Aufzählung lautete: „Böhmen, Galizien 
und die Bukowina, Niederösterreich, Oberöster-
reich, Salzburg, Steiermark, Kärnthen, Krain, das 
Küstenland, Mähren, Schlesien, Tirol mit Vorarl-
berg, dann für das lombardisch-venetianische 
Königreich“. Es lohnt sich, die heute nicht mehr 
zu Österreich gehörigen Länder auf der Karte 
(Abb.2) aufzusuchen, um sich einen Eindruck 
der Ausdehnung des Gesamtreiches um 1860 
zu verschaffen. Die darauf ersichtliche Einheit 
des Kaisertums Österreich mit dem Königreich 
Ungarn bildete bis 1866 die kaiserlich-königliche 
Monarchie, nach dem Ausgleich bis 1918 die 
kaiserliche und königliche Monarchie Österreich-
Ungarn.

Um nun auch eine zeitliche Einordnung an-
zugehen, soll eine Art Intervallschachtelung hel-
fen. Grob steht das Jahr 1860 etwa in der Mitte 

Warum gerade 1860? In welcher Welt erwachte der 
Bedarf Österreichs an Zivilingenieuren?

Thomas A. Wunderlich, München

Kurzfassung

2010 feiern die österreichischen, unabhängigen und freiberuflichen Zivilingenieure und Ingenieurkonsulenten ihr 
einhundertfünfzigjähriges Jubiläum. Ein geraffter historischer Rückblick soll die Epoche um das Jahr 1860, als 
durch kaiserliche Verordnung vom Staatsdienst unabhängige „Civilingenieure“ eingeführt wurden, lebendig machen. 

Schlüsselwörter: Geschichte des Vermessungswesens, Zivilingenieure. Ingenieurkonsulenten

Abstract

In 2010 the Austrian independent and free Civil Engineers and Engineering Consultants celebrate their onehund-
redandfiftieth anniversary. A brief historical review shall make the Epoch around 1860 vivid, when Civil Engineers 
independent from state authorities were introduced by emperor’s order.

Keywords: History of Surveying, Civil Engineers, Engineering Consultants



T. A. Wunderlich: Warum gerade 1860?  … 135

zwischen der Französischen Revolution (1789-
1799) und dem Attentat von Sarajevo 1914. Ers-
tere kostete die österreichische Frau des fran-
zösischen Königs, Marie Antoinette, den Kopf 
und ebnete dem Aufstieg Napoleons den Weg, 
letzeres bildete durch die Ermordung des öster-
reichischen Thronfolgerpaares Erzherzog Franz 
Ferdinand und Herzogin Sophie den Anlaß zum 
verlustreichen Ersten Weltkrieg.

Betrachtet man den Zeitstrahl vor 1860 näher, 
so dürfen wir als Geodäten zunächst positiv ver-
merken, daß die gesellschaftlichen Umwälzun-
gen in Frankreich immerhin über die Jahre zum 
einheitlichen Metrischen System geführt haben, 

von welchem wir seither profitieren. Politisch ste-
chen 1814/15 der Wiener Kongreß und 1848 das 
Revolutionsjahr in Österreich hervor, in welchem 
der, bis dahin aus Sorge um den Erhalt des aus-
einanderstrebenden Vielvölkerstaates jedwedes 
freie Gedankengut unterdrückende und die In-
dustrialisierung bremsende, Staatskanzler Fürst 
Metternich [2] zurücktreten und ins Exil gehen 
mußte. Damit endeten Biedermeier und Vormärz, 
die bald durch einen Neoabsolutismus abgelöst 
wurden. Zehent und Robot wurden bleibend ab-
geschafft, doch vorübergehend herrschte Stand-
recht und die Freiheit der Presse und der Kunst 
war nur kurzlebig. Nach Kaiser Ferdinand I, 

Abb. 1: Reichs-Gesetz-Blatt für das Kaiserthum Österreich, Jg. 1860, LXXV. Stück Quelle: Österreichische Natio-
nalbibliothek – ALEX, Gesetzestexte)

Abb. 2: Österreichisch-Ungarische Monarchie 1815 - 1919 (Quelle: Putzger-Lendl-Wagner, Historischer Weltatlas, 
S.99, Hölder-Pichler-Tempsky Österreichischer Bundesverlag, 47. Aufl., 1971)
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dem Gütigen, der stark unter dem Einfluß des 
rheinländischen Diplomaten Metternichs gestan-
den hatte, trat 1848 der achtzehnjährige Kaiser 
Franz Joseph I tapfer seine fast sechzigjährige, 
schwierige Regentschaft an. Zeitlebens hatte er 
mit nationalen Konflikten im Inneren und kriege-
rischen Expansionsbestrebungen von Nachbar-
staaten zu kämpfen. 

Insbesondere die Unionsbestrebungen (Ri-
sorgimento, Garibaldi) der italienischen Länder 
forderten 1859 in der Schlacht von Solferino, der 
blutigsten, welche die Welt seit dem Untergang 
Napoleons bei Waterloo gesehen hatte, unfaß-
bare Opferzahlen. Das Königreich Sardinien, im 
temporären Zweckverbund mit Frankreich un-
ter Napoleon III, traf südlich des Gardasees mit 
150.000 Soldaten auf 135.000 österreichische 
Bewaffnete und obsiegte. Die Pein der Tausen-
den unversorgten Verwundeten am Schlachtfeld 
veranlaßte den vorbeiziehenden Geschäftsrei-
senden Henri Dunant zum tatkräftigen Entschluß, 
das Internationale Rote Kreuz als neutrale Hilfs-
organisation ins Leben zu rufen. Es ist eigent-
lich von absurder Schrecklichkeit, daß frühe 
aerophotogrammetrischen Aufnahmen des fran-
zösischen Ballonfahrers Nadal gerade dieses 
grauenhafte Gemetzel auf Platten bannten. Nun, 
die kostbare Lombardei war verloren und damit 
wichtige Ingenieurakademien des Kaiserreichs; 
hundert Jahre vorher hatte das Herzogtum Mai-
land durch Kaiser Karl VI mit dem Mailänder Ka-
taster Grundsteuergerechtigkeit erlangt. Wenigs-
tens der Verlust Venetiens konnte noch einige 
Jahre abgewendet werden. Im Osten erlangte 
Rumänien seine Unabhängigkeit von Ungarn 
und das Osmanische Reich reichte noch bis an 
den Norden Bosniens. Allerdings war durch zu-
nehmenden Handel und gezielte Wirtschaftshilfe 
ein Einvernehmen mit dem Sultan gefördert wor-
den, das die frühere Bedrohung geschickt zu ei-
nem Rückhalt umformte. Zukünftige Hoffnungs-
märkte sollten tatsächlich im Orient liegen, was 
noch heute durch den empfohlenen Fremdspra-
chenunterricht in Türkisch und Persisch während 
der Anfangsjahre der Technischen Hochschule 
in Wien überzeugend unter Beweis gestellt wer-
den kann [3]. 

Verfolgen wir den Zeitstrahl von 1860 in die 
damalige Zukunftsrichtung, so begegnen wir 
vorrangig der zielstrebigen Deutschen Einigung 
unter dem Reichskanzler Fürst Bismarck, welche 
für Österreich weiteres großes Unheil bereithal-
ten sollte. Konnten 1866 noch die an der adria-
tischen Flanke angreifenden Italiener durch die 
legendäre Rammtaktik Admiral Tegethoffs in der 

Seeschlacht von Lissa vernichtend geschlagen 
werden, so war dem Angriff des früheren Verbün-
deten Preußen, dem die österreichische Kriegs-
flotte noch 1864 vor Helgoland gegen Dänemark 
beigestanden hatte, bei Königgrätz nicht stand-
zuhalten. Jetzt war Venetien trotzdem verloren 
und Schleswig-Holstein obendrein. Es muß uns 
heute wahrlich Bewunderung abringen, daß das 
geschundene, amputierte Reich allen Unbilden 
zum Trotz schon 1873 mit der pompösen Welt-
ausstellung in Wien Triumphe zu feiern begann, 
wenn nicht der zweite große Börsenkrach just 
zu diesem Zeitpunkt den großen Boom der seit 
1860 prosperierenden Gründerzeit zumindest 
unterbrochen hätte! Es war diese Zeit, welche 
die ganz großen Chancen wie Herausforderun-
gen für den neuen Stand der Zivilingenieure be-
reithielt, finanziell befeuert durch Investoren und 
vor allem durch von Deutschland einströmendes 
Kapital aus Reparationszahlungen Frankreichs 
nach dem Deutsch-Französischen Krieg. Einige 
wenige Bankiers wußten von Krieg und Frieden 
zu profitieren.

3.  Stand der Technik –  
was es um 1860 gab und was es nicht gab

Will man den damaligen Stand der Technik skiz-
zieren, so muß aus aktueller Sicht primär die Kom-
munikation betrachtet werden: es gab noch kein 
Telephon, schon gar nicht mobil. Mobil waren die 
Kuriere, die wichtige Briefe als Depeschen expe-
dierten; das amtliche Postwesen samt Briefmar-
ken kam erst später auf. Die größte Neuheit stell-
te der verbesserte Telegraph dar. Dieses Patent 
und die Verlegung von Überseekabeln begrün-
deten den Aufstieg der Firma Siemens & Halske 
zu einem Wirtschaftsimperium und machten die 
Welt erstmals „kleiner“. Literatur entnahm man 
gedruckten Büchern und Nachrichten Zeitungen, 
meist zensiert. Neues Wissen eignete man sich 
durch Vortragsbesuche in diversen Zirkeln und 
Gesellschaften an. Ein globales Netzwerk nach 
Informationen abzusuchen und jeden Punkt der 
Erde auf Knopfdruck betrachten zu können, ge-
hörte damals nicht einmal zu den Utopien Jules 
Vernes.

Apropos, einige ganz wenige berühmte Zeit-
genossen seien zur Abrundung namentlich er-
wähnt: der Geodät Friedrich Robert Helmert, 
der Komponist Peter Iljitsch Tschaikowsky, die 
Dichter Mark Twain, Franz Grillparzer, Marie von 
Ebner-Eschenbach, der Schauspieler Alexan-
der Girardi und natürlich Johann Strauß Sohn, 
der unsterbliche Walzerkönig. Während ihm der 
Erdball in musikalischer Euphorie zu Füßen lag, 
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blieb der Premierenerfolg seines Donauwalzers 
1867 in der ersten Mehrzweckhalle der Welt, 
dem Wiener Dianabad, verhalten. 

An künstlicher Energie standen Kohle und 
ganz neu auch Erdöl zur Verfügung. Mit der 
Kohle wurden die Dampfkessel für die industri-
elle Produktion und mechanische Transportmittel 
betrieben, das Erdöl fand vorerst bei der Erzeu-
gung von Petroleum und damit neuen Möglich-
keiten der Beleuchtung Anwendung. Gaslicht 
und elektrische Illumination lagen fern. Unter-
haltung für die anwachsende bürgerliche Be-
völkerung boten Theater, Opern und Tanzsäle; 
gleichzeitig stellte Hausmusik noch einen festen 
Bestandteil im Familienleben dar.

Auf See gewannen schwere Dampfschiffe 
gegenüber leichten Segelklippern langsam die 
Überhand und beim Landverkehr verdrängte 
die Dampfeisenbahn die von Pferden gezoge-
nen Vehikel verblüffend schnell. Gerade die für 
Projektierung und Bau dieser Verkehrswege not-
wendigen Ingenieurkünste bildeten einen enor-
men Antrieb für die Verbesserung der organi-
sierten, wissenschaftlich fundierten Ausbildung 
und in der Geodäsie noch zusätzlich für die Ent-
wicklung besserer Meßinstrumente und neuer 
Meßverfahren. Der wirtschaftliche Wettbewerb 
zwischen Staaten, Konzernen, Betriebsgesell-
schaften etc. hatte begonnen [4].

4. Gründerjahre in Österreich

Mit erschöpften Staatskassen mußte versäumte 
Industrialisierung nachgeholt, das Transportnetz 
ausgebaut und modernisiert sowie eine ambi-
tiöse städtebauliche Erneuerung angegangen 
werden. Dies erforderte für Investition, Projektie-
rung und Ausführung privatwirtschaftliches En-
gagement, welches zugelassen und manchmal 
gefördert wurde.

Das imposanteste immerwährende Bauzeug-
nis liefert die Wiener Ringstraße, die noch vor 
1860 vom Kaiser verfügt und mit ihren im An-
schluß an die Fertigstellung 1865 errichteten 
Prachtbauten noch heute jeden Besucher ver-
zückt. Sie trat an die Stelle der historischen Be-
festigungsanlagen mit Mauern und Basteien so-
wie eines freien Vorfelds, des Glacis. Investoren 
lockte 30 Jahre Steuerfreiheit und gelegentlich 
die Erhebung in den Adelsstand. 775 Gulden 
kostete der Quadratklafter des neuen Baulandes, 
auf welchem innerhalb von vier Jahren ein dem 
Standort würdiges Gebäude errichtet werden 
mußte [5]. Da ein Gulden heute rund 10 Euro 
entspräche und 1 Quadratklafter gleich 3,6 Qua-
dratmetern ist, ergibt das einen aktuellen lokalen 

Quadratmeterpreis von 2155 Euro – ein durch-
aus realitätsnaher Wert!

Die „Befreiung“, sprich Öffnung, der Innen-
stadt hin zu den umgebenden Vorstädten und 
Vororten war wegen der immer stärker anwach-
senden Bevölkerungszahl der Residenz- und 
Reichshauptstadt Wien aber ohnehin eine drin-
gende Notwendigkeit. Zählte die Stadt um die 
Jahrhundertwende noch keine 300.000 Bürger, 
so lebten um 1860 bereits weit mehr als 600.000 
und ein Jahrzehnt später bereits über 900.000 
Einwohner im Großraum Wien. Die zunehmen-
de Industrialisierung beschleunigte den Zuzug 
ländlicher Bevölkerung selbst aus den entle-
gensten Teilen der Monarchie und machte Wien 
zu einem Schmelztiegel der Völker.

Natürlich mußte die Metropole laufend mit al-
lem versorgt werden, am allerwichtigsten aber 
mit sauberem Trinkwasser. Deshalb wurde 
zwischen 1870 und 1873 die I. Wiener Hoch-
quellwasserleitung errichtet, eine wegen der 
notwendigen Aquädukte und Tunnel großarti-
ge Ingenieurleistung. Vom Bau der späteren 
II. Wiener Hochquellwasserleitung existiert ein 
wertvoller Bericht über die Vermessungsarbei-
ten beim Tunnelvortrieb [6]. Man bediente sich 
der klassischen Fluchtungsmethode mittels ge-
streckten Polygonzugs von Achspfeilern aus und 
beschränkte sich daher auf geradlinige Tunnel-
bauwerke. Gezielt wurde im Tunnelinneren mit-
tels Theodolit auf mit Azetylenbrenner beleuch-
tete Zieltafeln (Abb.3). 

Das andere große Wasserproblem der Kai-
serstadt bestand in den häufigen großen Über-
schwemmungen der im Wiener Raum mit meh-
reren Armen großflächig mäandrierenden Donau. 
In einer planerischen und baulichen Gewaltan-
strengung mit ungeheuren Massenbewegungen 
wurde die Donau zwischen 1870 und 1875 regu-
liert, um einerseits die Hochwassergefahr weit-
gehend einzudämmen, andererseits eine leis-
tungsfähige Wasserstraße zu schaffen. Dieser 
breite Transportweg mußte jedoch nun auch für 
den Landverkehr überbrückt werden, was durch 
die Errichtung der ersten Wiener Reichsbrücke 
geschah.

Ein umgekehrtes Beispiel [7] stellt die Ver-
bindung zweier wichtiger Wasserwege, nämlich 
Donau und Moldau, durch die erste österreichi-
sche Pferdeeisenbahn von Linz nach Budweis 
dar, welche der Monarchie einen bedeutenden 
Nord-Süd-Handelsweg bis Hamburg erschloß. 
Bedeutendstes Frachtgut war Salz aus dem 
Salzkammergut. Planung und Bau wurden unter 
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der Leitung von Franz Anton Ritter von Gerst-
ner, Professor der Praktischen Geometrie am 
Polytechnikum in Wien, begonnen, wegen des 
schwierigen Geländes und anhaltender finan-
zieller Engpässe aber verspätet vollendet. Erst 
im Zuge der Dampfeisenbahnen fanden auch 
wesentliche konstruktive und maschinelle Fort-
schritte statt, so etwa 1857 die Erfindung des 
Preßluftgesteinsbohrers von Sommeiller für die 
gegenläufigen Vortriebe des damals weltlängs-
ten Tunnels (13 km) durch den Mont Cenis zwi-
schen Frankreich und Italien [8].

Zu der bisherigen Hauptfunktion von Eisen-
bahnen zum Transport von Gütern und Truppen 
trat in den Gründerjahren der Personentrans-
port im aufkeimenden Tourismus. Typisch dafür 
ist die mit deutschem Kapital errichtete Bren-
nerbahn; 1867 vollendet, gab sie bayerischen 
Ausflüglern die Möglichkeit von München über 
Innsbruck nach Südtirol zu reisen. Zu den da-
mals mit der Planung befaßten Ingenieuren zähl-
te Alois Negrelli, der später im Zusammenhang 
mit der Projektierung des Suez-Kanals tragische 
Bekanntheit erreichte.

1860 schon längst fertiggestellt war dagegen 
die erste Hochgebirgsbahn der Welt, die heute 
zum Weltkulturerbe gehörende Semmeringbahn. 
In einer wahrlich genialen Linienführung und mit-
hilfe eines Scheiteltunnels gelang es dem aus 
Venedig stammenden und in Padua ausgebil-
deten Carl Ritter von Ghega, das Gebirge mit 
einer Adhäsionsbahn zu überwinden. Auch die 
Triebfahrzeuge hatten Pioniercharakter [9] und 
wurden in einem internationalen Wettbewerb 
ausgewählt. Das Siegermodel von Maffei erfüllte 
jedoch im Betrieb nicht die Erwartungen. Erst die 
am Grazer Joanneum von Engerth nach den ge-
wonnenen Erfahrungen besser konstruierte Lo-

komotive konnte sich dann im Regelbetrieb be-
währen und die Balance zwischen zu geringem 
Zugmaschinenandruck und zu hoher Kohlelast 
durch Integration des Tenders in eine trotzdem 
für die engen Kurvenradien geeignete Lokomo-
tive finden. Der Bau der Semmeringbahn schloß 
die bis dahin unüberwindliche Lücke der priva-
tisierten Südbahn von Wien nach Triest, welcher 
in der Donaumonarchie enorm hohe wirtschaft-
liche und strategische Bedeutung zugedacht 
war. Triest sollte Brückenkopf für den Welthandel 
werden. 

Die grundlegenden Erfahrungen für die Tras-
sierung einer Gebirgsbahn hatte sich Ghega 
durch kritisches Studium eines kühnen Eisen-
bahnprojekts in Nordamerika vor Ort angeeignet. 
Dort wetteiferten verschiedene Eisenbahngesell-
schaften um die Herstellung einer Verbindung 
der Hafenstadt Baltimore nach Ohio, von wo be-
reits der Anschluß an die Wirtschaftsmetropole 
Chicago bestand. Zu bewältigen war die Über-
querung des Mittelgebirgszugs der Appalachen, 
nicht der Rocky Mountains, wie oftmals fälsch-
lich vermutet. Hier bietet es sich an, ein kurzes 
Intermezzo in Übersee einzuschalten, um auch 
das Damals der Neuen Welt anzureißen.

5. Intermezzo in Übersee

In Nordamerika wurde der Wilde Westen erobert 
und die Einigkeit verloren. Der Streit um die 
Abschaffung der Sklaverei und den gerechten 
Anspruch auf Grundstückseigentum gipfelte im 
Sezessionskrieg und dem spektakulären Mord 
an dem 1860 gewählten Präsidenten Abraham 
Lincoln. Währenddessen fand in Mexiko die 
Hinrichtung eines ungeliebten Kaisers statt. Die 
Propellerfregatte, welche Maximilian, den Bruder 
Kaiser Franz Josephs I, dorthin gebracht hatte, 

Abb. 3: Tunnelvermessung für die II. Wiener Hochquellwasserleitung (Quelle: ÖZfVw, 3.Jg., Nr.15-16, 1905)
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war vor ihrem Umbau für die Wissenschaft um 
die Welt gesegelt: die „Novara“.

Erneut soll uns eine historische Karte die Situ-
ation dieser bewegten Epoche anschaulich ma-
chen (Abb.4) und uns Zeuge der „werdenden, 
vereinigten und zerrissenen Staaten von Ameri-
ka“ werden lassen. Die großen Siedlungsräume, 
der Goldrausch in Kalifornien und das Ölfieber 
in Pennsylvania spülten immer mehr hoffnungs-
volle Auswanderer der Alten Welt über den At-
lantik und es wurde fieberhaft an Eisenbahnver-
bindungen zum Pazifik geschuftet. Die Geometer 
bildeten dabei die verwegene Vorhut, die mit 
Indianern, Giftschlangen und jedem Wetter zu-
rechtkommen mußten. Ein deutscher Vermesser 
berichtet in der zweiten Ausgabe der Zeitschrift 
für Vermessungswesen 1872 von den abenteu-
erlichen Umständen der „Aussteckung und Ni-
vellierung“ samt getrennter Schilderung der Kost 
und der Verpflegung – bei Letzterer nahm der 
Tabak den wichtigsten Rang ein; so ändern sich 
die Zeiten [10].

Die Schattenseiten der Ingenieurerfolge beim 
Bau der Eisenbahnlinien nach Westen waren die 
mit der Erschließung verbundene brutale Vertrei-
bung der indianischen Ureinwohner, die sich am 
Little Big Horn mit dem Sieg über General Cus-
ter ein letztes Mal erfolgreich gegen die Invaso-

ren auflehnten, und die Ausrottung der Büffel. 
Durch die unfaire Erschießung von den Zügen 
aus dezimierten gierige Jagdgesellen binnen 
weniger Jahre 30 Millionen Tiere auf nur mehr 
5000 Stück! Die Felle waren heiß begehrt, die 
abgezogenen Leiber – sonst wertvolle Nahrung 
für die Indianer – verrotteten jedoch zu Aas, von 
dem selbst die Geier bald ließen.

Eine ganz andere Sorte von Aasgeiern mach-
te die große Savanne unsicher, die deshalb bald 
den warnenden Namen „Llano Estacado“ erhielt: 
die „Stakesmen“ – wenig später beschrieben 
von Karl May in seinen Bänden „Old Surehand“. 
Diese menschenverachtenden Wegelagerer 
lenkten Siedler mit verstellten Markierungsstan-
gen vom Weg durch das unübersichtliche Ge-
lände ab und metzelten sie dann erbarmungslos 
nieder, um ihr Hab und Gut zu rauben. Aus dem 
Blickwinkel eines Geodäten stellt dies wohl das 
schlimmste vorstellbare Verbrechen dar.

Ebenso trügerisch wie diese todbringenden 
Polygonzüge war die von Frankreich dem Bru-
der des österreichischen Kaisers angebotene 
Ehre, die Kaiserwürde von Mexiko anzunehmen. 
Nur drei Jahre – von 1864 bis 1867 – dauerte 
die heikle Regentschaft; dann fand Maximilian, 
schutzlos verlassen von den Franzosen, über-
mannt von den mexikanischen Revolutionären 

Abb. 4: Erschließung des amerikanischen Westens im 19. Jahrhundert (Quelle: Putzger-Lendl-Wagner, Historischer 
Weltatlas, S.112, Hölder-Pichler-Tempsky Österreichischer Bundesverlag, 47. Aufl., 1971)



Vermessung & Geoinformation 3/2010140

unter Benito Juarez, den schnellen Tod durch 
Hinrichtung. Manet malte ein schauriges Bild der 
Erschießung, Karl May widmete dem gesamten 
Drama des Kaisers einen ganzen Zyklus. Für die 
Nachwelt mag es wohl am traurigsten erschei-
nen, daß der gutherzige Herrscher die Vollen-
dung seines romantischen Schlosses „Miramare“ 
nahe Triest nicht mehr erleben durfte.

Ein interessantes historisches Detail offenbart 
ein erst kürzlich erschienenes Werk über die Ge-
schichte der Segelfregatte „Novara“ [11], wel-
che, umgerüstet zum Propellerschiff, den künf-
tigen Kaiser nach Mexiko brachte. Es führt uns 
wieder zurück zur Südbahn und Triest.

6. Zurück zur Südbahn

Das südliche Terminal Triest war Ausgangs- und 
Endpunkt der einzigen österreichischen Weltum-
segelung von 1857 bis 1859 – offiziell in hoher 
wissenschaftlicher, insgeheim aber zusätzlich 
auch in strategischer Mission. Dies enthüllt eine 
scheinbar rein dekorativ auf einem Gedenkblatt 
zur Eröffnung der Südbahn ausgebreitete Kar-
te des Mittelmeerraums, welche bei genauem 
Studium einen Kurs zum Isthmus erahnen läßt, 
wo der Suez-Kanal gebaut werden sollte. Noch 
machte sich Österreich Hoffnungen, hier ent-
scheidend beitragen zu dürfen und später über 
diesen Weg zukünftige Handelsstützpunkte in 
Südostasien erreichen zu können. Diese sollten 
während der Weltumsegelung – verborgen vor 
den großen Kolonialmächten – von geheimen 
Missionären der Novara ausverhandelt und ge-
sichert werden, was mißglückte.

Der Gedanke an Mißgeschick wird auch immer 
mit dem Namen des großen südtiroler Ingenieurs 
Alois Negrelli verbunden bleiben. Kaiser Franz I 
stellte dem Klassenprimus aus unschuldig ver-
armter Familie das Schulgeld zur Verfügung; Ne-
grelli rechtfertigte diese Investition durch zahlrei-
che außerordentlich umsichtige Projektierungen 
im Wasser-, Brücken- und Verkehrswegebau 
in Österreich und in der Schweiz auf großarti-
ge Weise [12]. Durch Alexander von Humboldt 
1838 für die Idee des Suez-Kanals entflammt, 
begann er einen detaillierten Plan für die Erbau-
ung der schleusenlosen Verbindung zwischen 
dem Mittelmeer und dem Roten Meer auszuar-
beiten und legte das Projekt 1856 vor. Obwohl 
er 1858 vom ägyptischen Vizekönig zum Gene-
ralinspekteur für den Bau ernannt wurde, kam 
die österreichische Initiative mangels schleppen-
der Aktienverkäufe nicht zum Zug. So konnte der 

„umsetzende Manager“ Ferdinand de Lesseps, 
der schon 1854 vom Vizekönig die vorläufige 

Konzession zum Betrieb des Kanals erhalten 
und das notwendige Kapital aufgebracht hatte, 
nach dem frühen Tod Negrellis dessen Pläne 
aufkaufen und in die Tat umsetzen. Der Kanal, 
von den Briten stets massiv hintertrieben, wur-
de schließlich 1869 nach zehnjähriger Bauzeit 
von der französischen Kaiserin Eugénie feierlich 
eröffnet. Geodätisch unaufgeklärt ist eine verein-
zelt auftauchende Behauptung eines Höhenfeh-
lers von 10 Metern im Originalplan [13]. 

Die Tragik von Negrellis Anstrengungen wird 
in dieser Epoche nur durch das Scheitern des 
ungarischen Frauenarztes Ignaz Philipp Sem-
melweis in Pest erreicht, dessen Entdeckung 
des Kindbettfiebers von neidischen Fachkolle-
gen verlacht wurde und der im Irrenhaus ende-
te. Trotzdem hat das Wirken Negrellis gerade 
für die hier versuchte Abhandlung besondere 
Bedeutung. Seine Ingenieurexpertise im Eisen-
bahnbau führte nämlich nicht nur 1840 zur Be-
stellung zum Generalinspektor für den Bau der 

„k.k. privilegierten Kaiser-Ferdinands-Nordbahn“ 
durch den Fürsten Metternich, sondern darüber 
hinaus 1845 zur Tolerierung freiberuflicher Ne-
bentätigkeit für das schweizer Bahnprojekt Zü-
rich-Baden 1845: Negrelli hat also damals die 
erst 1860 vom Kaiser verordnete Zivilingenieur-
befugnis vorweggenommen!

7. Wissenschaftliche Ingenieurausbildung 

Die verschiedenen in der Donaumonarchie 
vorhandenen Ausbildungsstätten für Ingenieu-
re, welche ihren Ursprung in militärischen oder 
gewerblich-technischen Fachschulen hatten, 
mußten schon zu Beginn des 19. Jahrhunderts 
verbessert und neu organisiert werden, um dem 
steigenden Bedarf des Militärs, der staatlichen 
Verwaltung und der freien Wirtschaft an Fach-
kräften mit technisch-naturwissenschaftlicher 
Ausbildung gerecht zu werden und den industri-
ellen Vorsprung Englands möglichst rasch aufzu-
holen. Vorbild war die 1795 in Paris gegründete 

„école polytechnique“. Das erste Polytechnikum 
entstand 1806 in Prag, 1812 richtete Erzherzog 
Johann in Graz das Joanneum mit einer Techno-
logieabteilung ein. In Wien verzögerte sich die 
Gründung des „k.k. polytechnischen Instituts“ 
wegen der Kriege gegen Napoleon bis 1815 und 
ebenso die spätere Erhebung zur „Technischen 
Hochschule“ bis 1865 wegen fataler Verstrickun-
gen einzelner Lehrender in die Unruhen des Re-
volutionsjahrs 1848. 

Die Ausbildung der Ingenieure war eine um-
fassende und beinhaltete auch kaufmännische 
und fremdsprachliche Unterweisungen. Die Ab-
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solventen waren keine Spezialisten, sondern 
Generalisten mit erst in der Praxis erfolgen-
der vertiefter Zuwendung zu Spezialbereichen. 
Kennzeichnend war oft, daß die Bewältigung der 
Gesamtaufgabe im Vordergrund stand. So ist es 
kein Zufall, daß damals wegen der vielen Bahn-
projekte Bau- und Vermessungsexpertise in der 
Regel immer in Personalunion auftraten. Typi-
sche Beispiele hierfür sind der erste Rektor der 
Technischen Hochschule Wien, Josef Herr, und 
jener der Technischen Hochschule München, 
Carl Max von Bauernfeind, die beide als Geo-
däten gelten, aber in der Praxis hohes Fachwis-
sen im Bauingenieurwesen bei der Trassierung 
topographisch schwieriger Bahnlinien nachge-
wiesen haben. Eine Schilderung von Heyne in 
[14] nötigt den, vom späteren Professor für Prak-
tische Geometrie Herr – teilweise an Strickleitern 
hängend – ausgeführten, riskanten Meßarbeiten 
in der Weinzettelwand am Semmering höchste 
Bewunderung ab. Trotzdem setzte Herr dann als 
Inhaber der ersten Lehrkanzel für Höhere Geo-
däsie und Sphärische Astronomie weltweit (Zitat 
Helmert: Luxuslehrkanzel!) an der Technischen 
Hochschule Wien ebensolch hohe wissenschaft-
liche Großtaten wie sein Kollege Bauernfeind in 
München an der Lehrkanzel für Geodäsie und 
Ingenieurwissenschaften mit seiner Refrakti-
onsforschung, die auf praktischen Erfahrungen 

beim Bau der König Ludwigs-Südnordbahn in 
Bayern fußte. 

Insgesamt herrschte seinerzeit eine höchst 
gesunde Eintracht zwischen Theorie und Praxis. 
Jedenfalls stand in Wien wie an den anderen hö-
heren technischen Ausbildungsstätten der Mo-
narchie den Studenten ein breites Studium be-
merkenswerter Qualität zur Verfügung. Jene, die 
Zivilingenieur werden wollten, konnten also eine 
fundierte wissenschaftliche Basis legen.

8.  Der erwachende Bedarf Österreichs an 
Zivilingenieuren 

Der Autor hat versucht, sich ein persönliches 
Bild der Welt um 1860 aus österreichischer Sicht 
zu verschaffen, um Antworten auf die Eingangs-
frage zu finden: warum erwachte der Bedarf an 
Zivilingenieuren in der Österreichisch-Ungari-
schen Monarchie gerade 1860?

An Indizien konnten gefunden werden: die 
kriegsbedingte Dezimierung der Génie-Corps 
des Militärs, der Verlust von Ingenieurakademien 
in der Lombardei samt der dortigen Absolven-
ten, der notwendige Abbau von Staatsbeamten 
wegen Geldnot, das Aufholen des industriel-
len Vorsprungs Englands, Frankreichs und des 
Deutschen Reichs, die dringende Schaffung 
moderner Transportwege, die Verbesserung 
der Lebensumstände in der enorm wachsenden 

Abb. 5: §3 und §27der 268. Verordnung aus dem RGB 1860 (Quelle: Österreichische Nationalbibliothek – ALEX, 
Gesetzestexte)



Vermessung & Geoinformation 3/2010142

Residenz- und Reichshauptstadt sowie das seit 
der Revolution 1848 erstarkende Bürgertum und 
dessen Unternehmerdrang, nicht zuletzt jedoch 
auch die Zuwendung zu wissenschaftlicher Leh-
re und Forschung für den Ingenieurberuf zur Er-
höhung der wirtschaftlichen Konkurrenzfähigkeit 
im internationalen Rahmen der Industrialisierung.

Eine geschlossene, stichhaltige Beurteilung 
muß Historikern vorbehalten bleiben, aber eine 
Vermutung sei dennoch gewagt: Fürst von Met-
ternich, aus dem Exil zurückgekehrt, hätte sich 
höchstpersönlich vor das Beamtenheer gestellt 
und diesem das Aufgabenfeld der Ingenieure 
exklusiv vorbehalten, hätte er nicht ein Jahr vor 
1860 das Zeitliche gesegnet. Niemals hätte er 
der Formulierung im §3 der kaiserlichen Verord-
nung zugestimmt, die noch heute zitiert wird:

„Die Baubehörden als solche und die bleiben-
den mit mehr oder weniger selbständigem Wir-
kungskreise bestehenden technischen Aemter 
oder Exposituren haben aufzuhören“.

Soweit ist es denn auch bis heute noch nicht 
gekommen. Das Zitat ist aber auch deshalb 
ausgewählt worden, weil es Grund zur Annah-
me gibt, daß mit der damaligen Verordnung vor-
nehmlich das Bauwesen in die Hände des Freien 
Berufs gelegt werden sollte. Manch andere heu-
tige Fachgruppe war 1860 schließlich noch nicht 
einmal als Fach entdeckt.

Insoferne enthält für uns Geodäten auch ei-
gentlich der §27 die „Goldene Bulle der Zivil-
ingenieure“ (Abb.5) mit der allgemeingültigen 
Formulierung:

„…sind unabhängig vom Staatsdienste Civil-
ingenieure zu bestellen, …“.

Die damit im Zusammenhang stehenden Auf-
träge haben die Civil-Geometer, die heutigen 
Ingenieurkonsulenten für Vermessungswesen, 
seither für Österreich mit Bravour erledigt. Möge 
den Zivilingenieuren aller Fachgruppen auch 
weiter eine ebenso verantwortungsvolle wie er-
folgreiche Zukunft mit vielseitigen Ingenieurauf-
gaben bevorstehen! Dies ist der erklärte Wunsch 
des Autors anläßlich des einhundertfünfzigjähri-
gen Jubiläums des löblichen Standes.
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1.  Was ist „Neo“ in einem „ortsbewussten 
Internet“?

1.1 Neo

Mit der Silbe Neo- in Verbindung mit Ortsdaten, 
also Vermessungs- oder auch geographischen 
Daten, bezeichnet man die neuartige Methode 
der Datenherstellung und Qualitätsprüfung durch 
uns alle als Datenverwender. Diese Datenerzeu-
gung durch jedermann wird durch das Internet 
im Sinne eines Wikipedia-Ansatzes möglich. Wir 
alle fotografieren und können unsere Bilder in 
eine Community Photo Collection wie FLICKR 
einspeisen, welche ja heute pro Tag um etwa 1 
Million neuer Bilder wächst. Wir alle gehen und 
fahren in Begleitung von diversen Sensoren, vor 
allen dem GPS in der Autonavigation, neuerdings 

auch im Smart Phone und wir alle machen dabei 
leidvolle Erfahrungen mit Fehlern in Straßenkar-
ten, wir alle haben Wissen über Orte, Straßen 
und Adressen, welches wir im Sinne eines Wiki-
Ansatzes in den GIS-Datenbestand einbringen 
könnten. Denn wir alle sind Experten unserer 
lokalen Geographie. Goodchild (2008) und an-
dere sprechen von Neo-Geographie, wenn sie 
vom Amateur-Anwender und seinem potentiel-
len Beitrag zu geographischen Datenbeständen 
sprechen. Der Begriff Neo-Photogrammetrie wird 
von Leberl (2010) propagiert.

1.2 Ortsbewusstes Internet

Mit Ortsbewusstsein im Internet bezeichnet man 
die seit etwa 2005 stets wachsende Verbindung 
von Internet-Suchdiensten mit geographischen 

Neo-Geodäsie und ein immersives Exabyte 
Weltmodell im Internet

Franz Leberl, Graz

Kurzfassung

Wir erweitern unsere Diskussion der Internet-Inspiration in der Welt der Geodaten (Leberl & Gruber, 2009). Es 
inter essiert uns in diesem Beitrag insbesondere die Anwendung in der „Ambient Intelligence“, in welcher das 
Internet mit allgegenwärtigen Sensoren zur Wahrnehmung von Objekten und ihrer Bewegungen, mit in diesen 
Objekten eingebetteten Chips zur Objektidentifizierung, weiters mit einer Internet-Benutzerschnittstelle etwa in der 
Form intelligenter Mobiltelefonie und schließlich mit einem 3-dimensionalen Modell des menschlichen Umfelds als 
Erweiterung eines herkömmlichen Geografischen Informationsystems kombiniert wird. Damit wird die Position und 
Bewegung jedes Objektes und Lebewesens festlegbar und ist per Internet zu dokumentieren, zu interagieren oder 
autonom zu steuern und anderweitig zu verwerten.

Uns interessiert weiters die Evolution des GIS in ein 3D Weltmodell, in welches wir erstens immersiv eintauchen 
können und welches zweitens durch die Mitwirkung von uns allen entsteht, indem wir als Experten unserer lokalen 
Umgebung eine Vielzahl an Detailinformationen einem Internet-System zufügen und etwaige Fehler korrigieren 
können. Wir alle werden damit als Photogrammeter und Geodäten tätig. Es entsteht eine neue Art der Vermessung, 
eben eine „Neo-Geodäsie“.

Schlüsselwörter: Ortsbewusstes Internet, 3D Geodaten, Luftbildphotogrammetrie, Geo-Immersion, Zufallsbilder, 
Umgebungsintelligenz, Internet-der-Dinge, Augmented Reality

Abstract

We extend our previous discussion about Internet-inspired Geodata (Leberl & Gruber, 2009). We focus on Ambient 
Intelligence, where the Internet combines with ubiquitous sensors to track objects and their movements, with chips 
embedded inside these objects or carried by humans, and with intelligent user interfaces on smart phones. All this 
requires location information and thus a 3-dimensional model of the human habitat as an extension of the traditional 
geographic information system. The result is an ability to locate each object and human at any time and to document, 
interact with, control autonomously and use this knowledge in other ways via the Internet.

We are interested in the evolution of the GIS towards a 3D world model, into which we want to immerse ourselves. 
We want to understand how such a model can benefit from the participation of us all, as a community of users and 
experts of our very local environment. It is that local area about which we can contribute in the Internet a multitude 
of relevant data and correct any errors we might find. The user community will become active in photogrammetry 
and geodesy, and in the process we will experience a new type of surveying engineering, thus a neo-geodesy

Keywords: Location-aware Internet, 3D Geodata, Aerial Photogrammetry, Geo-Immersion, Community Photo Coll-
ections, Ambient Intelligence, Internet-of-Things, Augmented Reality.
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Daten, welche eine Ortsangabe mit dem Such-
ergebnis verbinden. Globale Angebote sind 
Google Maps / Google Earth und Microsofts 
Bing-Maps (früher Virtual Earth). Dazu kom-
men viele regionale Angebote, in Österreich 
etwa jenes des Internet-Telefonbuches von  
www.herold.at, wo zu jeder gefundenen Telefon-
nummer eine Ortsangabe in einer Straßenkarte 
und einem Orthophoto mitgeteilt wird. 

Abb. 1: Ergebnis einer „ortsbewussten“ Suche nach 
einem Café in Seattle. Screenshot aus Bing-Maps.

Abb. 2: Verkehrsaufkommen in New York durch farb-
liche Markierungen der Straßenzüge. Rot bezeichnet 
einen Stau. Screenshot aus Bing-Maps.

Die Anwendungen des Ortsbewusstseins im 
Internet sind reichhaltig. Nicht nur kann eine Ad-
resse aufgesucht, eine Reise vorbereitet oder 
von einem zum anderen Ort navigiert werden, 
sondern weit mehr ist möglich. Das Beispiel ei-
ner Suche nach einem Hotel oder Café wird in 
Abb. 1 bereitgestellt, während Abb. 2 die Mo-
mentaufnahme des Verkehrsgeschehens in einer 
Großstadt illustriert. Autos beginnen gerade, das 
Fahren durch das ortsbewusste Internet zu un-
terstützen. Denken wir nur an eine Anwendung, 
welche das gesammelte Wissen über alle Ver-
kehrsteilnehmer in die Fahrtenplanung einbringt: 
dem Auto sind alle anderen GPS-gestützten Ver-

kehrsteilnehmer bekannt, auch die Fußgänger 
mit einem Smart Phone in der Tasche, vielleicht 
auch die geplante Fahrtroute jedes anderen 
Autos und Fußgängers. Und vermehrt wird die-
se Datenbasis mittels interaktiver Zufügungen 
durch beobachtende Autofahrer. 

1.3  Zwei- versus drei-dimensionaler  
Ortsbezug

Die Google und Microsoft-Lösungen zum orts-
bewussten Internet waren zunächst zwei-dimen-
sional und eine Internet-Erweiterung der Stra-
ßenkarten und Orthophotos. Die Systeme hatten 
aber von Anfang an einen 3D-Ansatz ins Auge 
gefasst. Seit November 2006 bestehen in Bing-
Maps von hunderten ausgewählten Städten 3-D 
Modelle, seit April 2008 schließen diese die Ve-
getation in 3D ein. Abb. 3 zeigt das Beispiel 
des Suchergebnisses einer Adresse mit einer 
3-dimensionalen Darstellung.

Abb. 3: Screenshot des 3-dimensionalen Suchergeb-
nisses von „Vienna, Opernring 9“ aus Bing-Maps. 

1.4  Neo-Photogrammetrie und Neo-Geodäsie

Wir wollen in dieser Diskussion darauf hinweisen, 
dass der Begriff Neo die Photogrammetrie im 
Sinne der Sammlung von Amateurbildern be-
trifft, in der Geographie die Interpretation von 
Ortsbegriffen, etwa Namen, anspricht, aber dass 
die Idee insgesamt breiter gefasst werden kann. 
Sind nicht durchaus viele Elemente der Daten-
herstellung in der Vermessung oder Geodäsie im 
Begriffe, aus den Händen der reinen Spezialisten 
auf uns alle überzugehen? Einige wesentliche 
Voraussetzungen müssen dazu gegeben sein:

a)  Wir müssen das Internet zur Verfügung haben.

b)  Wir brauchen im Internet Karten oder geo-
graphische Informationssysteme im Sinne 
eines Ortsbewusstseins des Internet.

c)  Wir produzieren GPS/GNSS-Daten.

d)  Es muss möglich werden, die gesammelten 
Daten vollautomatisch zu verarbeiten, wobei 
dies 
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 i.  die Nutzung eines hohen Niveaus der Da-
tenredundanz voraussetzt und

 ii.  neue Lösungsansätze bei der Datenver-
arbeitung erfordert. 

e)  Die Rechnerleistungen müssen weiterhin 
verbessert werden, um der dramatischen 
Vermehrung der Datenbestände durch einer-
seits die Redundanz und andererseits den 
Bedarf an grossem Detailreichtum Herr zu 
werden. 

Wie breit der Begriff Neo anwendbar ist, sei 
an einem Beispiel illustriert. Es besteht das 
klassische photogrammetrische Thema der Er-
fassung von Straßen und Wegen. Das erfolgte 
bisher immer im Wege über eine manuelle oder 
computergestützte Klassifizierung von Straßen 
und Wegen in Luftbildern und der Eintragung 
des Ergebnisses in eine Straßendatenbank (Mai-
er, 1996). Nunmehr besteht die Option, uns alle 
mit unseren Autos und Smart Phones mit de-
ren eingebautem GPS als Lieferanten von GPS-
Spuren einzusetzen, aus welchen Straßen und 
Wege-Daten entwickelt werden können. Aus ei-
ner rein photogrammetrischen wird damit eine 
Geodäsieaufgabe. Das (Mess-) Bild verschwin-
det in diesem Neo-Ansatz nicht von der Bild-
fläche, ganz im Gegenteil. Das Bild erhält die 
Aufgabe, die Ortsdaten aus den GPS-Spuren zu 
interpretieren, zu verifizieren und beschreibend 
zu mehren. Es verbleibt eine signifikante Auf-
gabe der photogrammetrischen Bildbearbeitung, 
diese Beschreibungen zu erzeugen.

2. Das Internet der Dinge

2.1 Ein URL für jedes Objekt

Es entsteht das sogenannte Internet-der-Dinge 
(Internet-of-Things oder IoT). Heute beschreibt 
eine URL (Uniform Resource Locator oder ein-
heitlicher Quellenanzeiger) im Regelfall eine 
Internetadresse für eine Person oder eine Or-
ganisation. Im IoT wird diese Grundidee auf alle 
Objekte erweitert. Es wird also einer Lesebril-
le eine Internet-URL zugewiesen. Damit ist im 
Internet das Bestehen und eine Beschreibung 
dieser Lesebrille bekannt und aufsuchbar. Mit 
Billionen von Objekten dieser Welt ist der Raum 
an Internetadressen gegenüber dem heutigen 
Stand wesentlich zu erweitern. 

Die Objekt-Information wird dem Internet im 
Wege über einen eingebauten Chip, einem so 
genannten Radio-Frequency-Identification De-
vice (RFID) eingegeben. Ein Lesegerät nach Art 
von Abb. 4 wird über das Objekt geführt, liest die 
im RFID gespeicherte Information und speichert 

sie nunmehr im Internet unter der zugewiesenen 
URL ab. Typische Informationen sind Eigentü-
mer, Hersteller, Neupreis, Eigenschaften wie die 
Farbe und Brillenstärke usw.. Insoferne ist die 
Verwendung von RFID nichts weiter als der Er-
satz für die traditionellen Strichcodes. Als sol-
ches betreiben die erzeugende und die Logistik-
Industrie das RFID als Ersatz für den Strichcode. 
Gerade in Verbindung mit dem Internet wird da-
raus aber wesentlich mehr.

Abb. 4: Lesegerät zur Erfassung der auf einem RFID-
Chip gespeicherten Objekt-Information in verpackten 
Waren.

Das Forschungsthema IoT wächst dynamisch 
und hat sogar schon Lehrbücher verursacht, 
etwa Fleisch & Mattern (2005). Das darin trei-
bende Element der RFID Chips wird selbst im 
Rahmen gewidmeter technischer Zeitschriften 
bearbeitet (http://www.rfidjournal.com/).

2.2 Ortswissen über jedes Objekt

In einem sehr klaren Beitrag des ETH-Professors 
für Persuasive Computing, Friedemann Mattern 
(2004) argumentiert dieser im Hinblick auf das 
Internet der Dinge: „Überhaupt besitzen Loka-
lisierungstechnologien ein hohes Anwendungs-
potential“. Es leuchtet ein, dass Objektbeschrei-
bungen als ganz wesentliches Element ihren Ort, 
oft auch ihre Bewegung, beinhalten. Was nutzt 
die Beschreibung einer Lesebrille, wenn wir nicht 
wissen, wo sie sich befindet? Damit entsteht die 
Notwendigkeit, dem IoT auch dieses „Wo“, also 
Ortsdaten hinzuzufügen. Im Fall des Strichcodes 
ist „Ort“ einfach ein Lager oder ein Geschäft, 
aber diese Information wird nicht explizit gespei-
chert oder verwendet. Im IoT ist dies anders. Die 
Ortsangabe kann explizit dem Internet mitgeteilt 
werden, wenn der Ort des Lesegerätes bekannt 
ist. Wird also das RFID mit einem Lesegerät er-
fasst, dann ist der Ort des Lesegerätes etwa 
mittels GPS bekannt zu machen. 
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Lesevorrichtungen können aber in verschiede-
nen Formen realisiert werden. In Abb. 5 wird 
eine in einer Tür angebrachte Lesevorrichtung 
illustriert, welche dem Internet mitteilt, wenn ein 
Chip mit seinem Objekt durch diese Tür trans-
portiert wird. Sind alle Türen aller Gebäude mit 
derarigen Lesern ausgestattet, wird die Lesebril-
le immer im Internet zimmergenau aufgesucht 
werden können. 

Die geometrische Genauigkeit der Lage eines 
Objektes wird durch den Nutzen bestimmt. Mu-
seale Objekte werden sehr genau geortet wer-
den wollen, das kann im Bereich von einem Zen-
timeter liegen. Für die Lesebrille werden wir eine 
Lagegenauigkeit im Bereich von Möbelteilen 
als sinnvoll erachten, um etwa die Brille in einer 
Tischlade finden zu können. Da werden 20 cm 
reichen. Hier ist eher entscheidend, dass es ei-
nes Ortsmodells eines Innenraumes bedarf, um 
die Lage der Lesebrille ausreichend genau orten 
zu können. In Außenräumen, etwa für Mülltonnen, 
würde eine Metergenauigkeit ausreichen. 

Abb. 5: Konzept eines RFID-Lesers in einer Tür. Ein 
Objekt mit RFID Chip lässt beim Durchgang Strom flie-
ßen und transferiert Daten in das stationäre Türsystem.

2.3 Lebewesen und ihre Orte

Wir tragen heute eine große Zahl an Chips in 
unseren Geldbörsen, Auto- und Büroschlüsseln 
und Mobiltelefonen mit uns umher. Darüber 
hinaus sind Smart Phones mit GPS-Sensoren 
ausgestattet, welche unsere Position angeben. 
In Innenräumen würden Mobiltelefon-Zellen 
und WLAN-Einrichtungen, aber auch Sensoren 
in Türen und Kameras in jedem Raum eruieren 
können, wo sich wer befindet. Damit ist heute 
schon die technische Grundlage gegeben, das 
RFID-IoT-Paradigma auf Menschen und Tiere zu 
erweitern.

Dieser Information könnte auch auf recht ein-
fachem Wege ein Bewegungsvektor zugefügt 
werden. 

2.4 Wer, was, wo, immer und überall

Damit ensteht aus dem IoT ein System der allge-
genwärtigen Information, also zu jeder Zeit und 
an jedem Ort zu wissen, wo sich meine Lesebril-
le befindet. Verallgemeinert besteht dann Wis-
sen über den Aufenthalt jeder Mülltonne, jedes 
Gegenstands des täglichen Gebrauchs, jedes 
industriell gefertigten Objektes, jedes Tieres und 
schlussendlich auch jedes Menschen, solange 
der entsprechende Sender auf aktiv geschaltet 
ist. Datenschutzfragen werden im Zusammen-
hang mit IoT und Ambient Intelligence oft be-
sorgt kommentiert (Van Kranenburg, 2008).

3.  Die Photogrammetrie der Zufallsbilder

3.1 Geometrische Auflösungskaskade

Es interessiert, wie Ortskenntnisse gewonnen 
werden können. Dazu ist vor allem ein Modell 
der Lebensumgebung des Menschen zu erstel-
len. Man kann erwarten, dass aus Luftbildern 
der geometrische Rahmen mit einer Genauigkeit 
von etwa 10 bis 20 cm abgesteckt wird. Dazu 
werden Luftbilder mit Überlappungen von 80% 
vorwärts und 60% seitwärts in urbanen Räumen 
erflogen und vollautomatisch in ein dichtes Hö-
henmodell mit einem Punktabstand im Bereich 
eines Pixels umgewandelt. Dachtraufen sind 
daraus in der genannten Genauigkeit messbar. 
Wie diese 1-Pixel-Punktdichte zu rechtfertigen 
ist, war Gegenstand früherer Diskussionen (Le-
berl u.a., 2010). Aus Luftbildern sind auch In-
formationen über den Vegetationsbestand und 
die meisten der Fassaden ableitbar (Meixner & 
Leberl, 2010).

Bilder aus fahrenden oder von Hand getra-
genen Straßenkameras dienen der Modellierung 
der Straßenfassaden und Innenhöfe, Parkplät-
ze und Industrieanlagen. Die Pixelgrößen soll-
ten im Bereich von etwa 2 cm bleiben um si-
cherzustellen, dass alle Fassadenschilder und 
Details in drei Dimensionen interpretierbar sind. 
Die Auswertung dieser Straßenbilder folgt dem 
photogrammetrischen Verfahrensfluss einer Tri-
angulierung zur Verknüpfung aller Bilder, auch 
wenn sie mittels GPS und IMU orientiert schei-
nen. Die notwendige Subpixel-Genauigkeit wird 
aber damit nicht sichergestellt – dazu ist eine Tri-
angulierung notwendig. Auf diesen ersten Schritt 
folgt eine dichte Punktwolke mit einer Tiefenmes-
sung pro Pixel, wiederum durch eine hohe Bild-
überlappung und damit Redundanz im Bereich 
von 10 bis 20 Bildern pro Objektpunkt. Aus der 
Punktwolke und den Farbwerten der Bilder ent-
steht eine Interpretation der Straßenszenen und 
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Fassadenobjekte. Abb. 6 ist ein Beispiel einer 
automatischen Klassifizierung von Fenstern aus 
Straßenbildern.

Abb. 6: Automatisch klassifizierte und in rot markierte 
Fenster aus Vertikal-Luftbildern (aus Meixner, Leberl, 
2010)

Beim Schritt in die Innenräume erhöht sich 
die geometrische Auflösung auf den Zentime-
terbereich. Denn in Innenräumen sind deren 
Objekte auch zu erfassen und zu modellieren. 
Wie bei der Bedeckung aus der Luft und vom 
Straßenniveau gilt auch hier die Notwendigkeit, 
dass jeder Punkt im Innenraum auf 10 bis 20 
Bildern abgebildet wird. Erst damit ist sicher-
gestellt, dass eine automatische Triangulierung 
und dichte Punktwolke ohne Ausreißer errechnet 
werden kann. 

Diese Auflösungskaskade definiert eine Da-
tenmenge, die wir zuvor im Beitrag Leberl & Gru-
ber (2009) für gewisse Annahmen eines Daten-
gebildes der gesamten Welt dargestellt haben. 
Das begründet die Abschätzung für ein 3D Welt-
modell im Exabyte-Bereich für einen Zeitpunkt 
oder eine Jahreszeit:

Luftbilder von 148 Millionen km2, 
pan-rot-grün-blau-infrarot, 15 cm Pixel, 
10-fach Redundanz 0.2 EBytes

Straßenbilder von 12 Mio urbanen 
Straßenkilometern, 12-Bild-Panorama 
Aufnahme alle 4m 0.5 EBytes

Innenräume von 10% aller 75 Mio 
Gebäude, 12 Bilder pro Standpunkt, 
10 Standpunkte pro Gebäude 0.3 EBytes

Gesamt 1.0 EBytes

3.2 Community Photo Collections CPC

Man kann sich die industrielle Erzeugung von 
Luftbildern von urbanen Räumen in regelmäßi-
gen Abständen von etwa 3 Jahren und mittels 

speziell ausgestatteten Fahrzeugen leicht vor-
stellen. Auch eine systematische Fahrt durch 
eine 250.000-Einwohner-Stadt mit 1000 Kilome-
tern an Straßen zur Erzeugung von hoch-redun-
danten Bildern ist vorstellbar, wenn auch schon 
weniger klar ist, wie dies laufend gerechtfertigt 
wird, um frische Fassadenanstriche oder abge-
änderte Straßenschilder und Geschäftsfassaden 
laufend aufs Neue zu erfassen.

Abb. 7: Bildgebender Quadcopter; 3D-Modell von 
orientierten Bildern und Fassadenpunkten; Bildaus-
wahl; rekonstruierte 3D Fassade und Dachsegmente 
(von oben nach unten). Aus Irschara u.a. (2010) 
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Es erscheint daher logisch, dass man davon 
ausgeht, dass Bilder von Gebäuden vom Stra-
ßenniveau aus durch Bewohner und Eigentümer 
jedes Gebäudes erstellt und ins Internet gestellt 
werden. Damit entsteht das Paradigma der 

 � Community Photo Collections, oft auch mit 

 � Crowd-sourced Imagery bezeichnet. 

Wenn wir dies als zukünftige Hauptquelle von 
Bildinformationen ins Auge fassen, müssen wir 
mit Bildern umgehen lernen, für welche wir über 
keine innere Orientierung und keine Näherungs-
werte für die äußere Orientierung der Kameras 
verfügen, und die ziemlich unorganisiert und 
ohne geplante Aufnahmegeometrie bereitge-
stellt werden. Wir haben es mit 

 � Zufallsbildern zu tun; 

vielleicht ist die Natur dieser Bilder auch da-
durch zu kennzeichnen, dass man sie als 

 � Jedermanns Bilder bezeichnet. 

Mit ausreichender Redundanz ist es aber 
möglich, aus solchen Bildverbänden eine inne-
re Orientierung und auch die Kamerastationen 
und Orientierungswinkel zu ermitteln. Beispiele 
für Lösungen sind Photo-Tourism (in einer einzig-
artigen Gemeinsam-Publikation von Google und 
Microsoft-Forschern in Agarwal u.a., 2010), Pho-
tosynth (Agüera y Arcas, 2007), das Darmstadt-
System von Goesele u.a. (2010), und in Österreich 
ein Ansatz von Irschara u.a. (2010). Zu bemer-
ken ist, dass es viele akademische Einrichtungen 
der Computer Vision gibt, an welchen ähnliche 
Lösungen entwickelt wurden. Zu bemerken ist 
aber auch, dass diese Lösungen bisher keinen 
Einzug in die Photogrammetrie erfahren haben.

Wenn einmal eine Subpixel-Triangulierung ge-
glückt ist, wird eine dichte Punktwolke gerechnet, 
welche der nachfolgenden Fassadenanalyse als 
Ausgangspunkt dient. Abb. 7 ist ein Beispiel aus 
dem Team um A. Irschara, in welchem Bilder aus 
einem ferngesteuerten Quadcopter zur 3-dimen-
sionalen Modellierung herangezogen wurden.

4.  Datenprogression von 150 Filmluftbildern 
zu Millionen Jedermannbildern

4.1 Filmkameras

Aus der Zeit der Luftbildfilme sind wir mit der 
Idee vertraut, dass ein gegebenes Gebiet mit 
der minimalen Anzahl überlappender Filmbilder 
erflogen wird, sodass sichergestellt ist, dass 
man Stereomodelle zur manuellen Auswertung 
zur Verfügung hat, die variablen Kosten für den 
Film und seine Verarbeitung, das Abtasten, 
die Triangulierung usw. minimal bleiben. Jeder 

Objektpunkt ist von 2 Bildern erfasst. Man flog 
mit 65% Vorwärts- und 25% Seitwärtsüberlap-
pung. Der Bildflug war so hoch angesetzt, dass 
man den Zweck gerade noch erfüllen konnte. 
Nach der Abtastung der Filmbilder aus urba-
nen Vermessungen entstanden Pixelgrößen von 
vielleicht 20 cm. Eine Stadt wie Graz mit ihren 
150 km2 wurde auf diese Weise auf 150 Filmbil-
der abgebildet. Die Zahl der Stereomodelle ist 
zwar minimal, aber so sind auch die variablen 
Material- und Arbeitkosten pro Bild für das Ge-
samtprojekt so gering wie nur möglich.

Abb. 8: 3000 Luftbilder von Graz aus der UltraCam 
digitalen Luftbildkamera. Die Triangulierung liefert eine 
dünne Punktwolke (25.000 Punkte pro km2) und die 
Kamerapositionen mit Orientierungswinkeln (oben). 
Unten ist das Ergebnis der Berechnung der dichten 
Punktwolke zu 100 Mio. Punkten pro km2, in diesem 
Falle mit der Phototextur überlagert (Grazer Opern-
haus). Aus Leberl u.a. (2010).

4.2 Digitale Luftbildkamera

Es gibt praktisch keine variablen Kosten pro Bild 
bei der Digital-Befliegung. Und bei der Bearbei-
tung sind die Kosten auch nicht pro Bild anzu-
setzen, wenn es gelingt, die Verarbeitung auto-
matisch zu gestalten. Das selbe Gebiet von Graz 
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wird nun mit 85% Vorwärtsüberlappung und 65% 
Seitwärtsüberlappung erflogen. Man fliegt auch 
in geringerer Flughöhe zur Erzielung kleinerer 
Pixel vom 8 cm. Das Ergebnis sind etwa 3000 
Bilder für dasselbe Stadtgebiet.

Abb. 8 zeigt diese 3000 Luftbilder nach einer 
automatischen Triangulierung in ihrer erfloge-
nen Anordnung und mit einer dünnen (=sparse) 
Triangulierungs-Punktwolke. Auch dargestellt ist 
eine Segment mit einer dichten Punktwolke.

4.3  Community Photo Collection oder  
Zufallsbilder

Denken wir an einen Aufruf des Bürgermeisters, 
dass jeder Bewohner und Hausbesitzer von sei-
nen 4 Gebäudefassaden etwa 10 Bilder machen 
solle. Diese Bilder seien im Internet auf einer 
Webseite hochzuladen, die in Analogie von 
FLICKR in der Lage ist, diese Bilder zu erfas-
sen und zu verwalten. Eine Stadt mit 250.000 
Einwohnern hat in etwa 75.000 Gebäude oder 
Objekte wie Garagen, Häuser, Tankstellen, In-
dustriegebäude usw. Mit 40 Bildern je Gebäude 
kämen wir auf eine Zahl von 3 Millionen Bildern, 
also eine Zahl von Neuzugängen, welche auf 
FLICKR in 3 Tagen verarbeitet werden müssen. 
Diese 3 Millionen Bilder sind kleiner als die di-
gitalen Luftbilder, sodass die Jedermann-Bilder 
nur etwa 50 mal das Volumen der Digitalluftbil-
der vermehren. Pixelgrößen sind bei den Jeder-
mann-Bildern im Bereich von 2 cm, während die 
Luftbilder Pixel von etwa 8 cm aufweisen würden. 
Die Pixelgrößen erklären ein Drittel des Volumen-
Unterschiedes. Zusätzlich ergibt sich eine Bede-
ckung jedes Objektpunktes mit 20 bis 30 Bildern. 
Dieses vis-a-vis den Luftbildern vergleichsweise 
höhere Maß der Redundanz ist dann von beson-
derer Bedeutung, wenn Verdeckungen durch Ve-
getation, Fahrzeuge, Passanten, Sonnenschutz, 
Schilder usw. zu bearbeiten sind.

5.  Ortswissen für die Umgebungsintelligenz/ 
Ambient Intelligence

Ambient Intelligence oder Umgebungsintelligenz 
bezeichnet die Idee, Sensoren, Funkmodule und 
Computerprozessoren massiv zu vernetzen, um 
so den Alltag zu verbessern (Wikipedia, 2010). 
Die Selbstdarstellung einer Ambient Intelligence 
Forschergruppe an der Universität Bielefeld 
definiert sich wie folgt: „We conduct research 
in the areas of wearable computing, pervasive/
ubiquitious computing, tangible interactions, 
augmented reality, multimodal human-computer 
interaction, data mining and sonification“. En-
carnaçao (2008) definiert wie folgt: „Ambient 

Intelligence ist ein Paradigmenwechsel. Es be-
deutet, dass wir davon ausgehen, dass IT sein 
wird wie Wasser aus der Leitung oder Strom aus 
der Steckdose. Egal, wo ein Mensch ist, kann er 
Unterstützung bei seinen Aufgaben bekommen. 
Ob im Arbeitszimmer, im Krankenhaus oder im 
Büro – man will ihn mit Computing bedienen.“

In Erweiterung des Konzepts des Internet-of-
Things (IoT) werden hier alle Objekte nicht nur 
um Kommunikationsfähigkeit, sondern auch um 
eine gewisse Intelligenz erweitert. Das oft ge-
brauchte Beispiel sind die automatisch aktivier-
ten Fenster-Rollläden als Funktion der Außen- und 
Innentemperatur, der Tageszeit, des Sonnenstan-
des und der Fenstergeometrie. Bauten sind ein 
aktives Studienobjekt in der Entwicklung der Um-
gebungsintelligenz. Man spricht auch vom Ner-
vensystem für Bauwerke (Iwainsky, 2009).

Eine besonders visionäre Betrachtungsweise 
ist jene von M. Weiser (1991), der das Konzept 
des Ubiquitous Computing (=Rechnerallgegen-
wart, oft auch Ubiquitäres Rechnen) erdacht hat. 
Darin weist er auf die Wichtigkeit des Ortsbe-
wusstseins hin: „Little is more basic to human 
perception than physical juxtaposition, and so 
ubiquitous computers must know where they 
are“. Diese Rechnerallgegenwart wird vereinfa-
chend oft als ein Synonym der Ambient Intel-
ligence gesehen. Offensichtlich ist, dass das 
Rechnen heute schon allgegenwärtig ist, zum 
Beispiel im Auto, wir aber von einer Realisierung 
einer Umgebungsintelligenz noch entfernt sind. 
Denn den Einzug in das Auto und damit das 
Verkehrswesen hat das Internet noch vor sich. 
Wenn die zentrale Frage des IoT darin besteht, 
welches Objekt sich in welchem Zustand an wel-
chem Ort befindet, so geht Ambient Intelligence 
weiter: sie erfasst nicht nur Zustandsinformation, 
sie steuert auch Objekte aufgrund von Sensor-
daten und von objekt-inhärenten Fähigkeiten, um 
menschliches Leben zu erleichtern. 

Verkehrsströme, Gesundheitswesen, Wohnen, 
Leben im Alter, Lernen oder Unterhaltung sind 
typische Entwicklungsgebiete für Ambient Intelli-
gence. Nehmen wir für das Thema Verkehrsströ-
me doch noch einmal an, es wären alle Autos 
mit Navigationssystemen und computer-assis-
ted Lenkerunterstützung ausgestattet, und alle 
Autos wären via das Internet vernetzt, genauso, 
wie an jeder Ampelkreuzung die Ampelsteue-
rung über das Internet und diverse Sensoren im 
Kreuzungsbereich erfolgen würde. Nehmen wir 
weiters an, dass das Wetter überall beobachtet 
und in Modelle für die Beeinflussung von Verkehr 
eingebracht werden kann. Und betrachten wir 



Vermessung & Geoinformation 3/2010150

weiters die Möglichkeit einer allzeit aktualisier-
ten Datenbank für Unfälle und Baustellen, die 
sich auch durch interaktive Eingaben der Ver-
kehrsteilnehmer selbst speist. Damit bestünde 
eine Basis an Daten aus Sensoren und von Men-
schen, eine Rechnerleistung an Ampeln und in 
Fahrzeugen, welche ein Verkehrsmanagement 
von bisher nicht da gewesener Leistungsfä-
higkeit aufbauen ließe: warum sollte es in einer 
solchen Welt zu Verkehrsstaus kommen? Und 
können wir nicht erwarten, dass die Reisezeiten 
absolut minimiert und der Energieverbrauch op-
timiert wird?

Das Nervensystem für Bauwerke setzt voraus, 
dass in einem Gebäude alle Mauern und Fußbö-
den, Wasser-, Strom- und Gasleitungen, Fens-
ter, Türen, Klimaeinrichtungen usw. mit Senso-
ren und Steuerungen dicht belegt sind. Diese 
Sensoren liefern Daten an das Internet und die 
Steuerungen beziehen ihrerseits Anordnungen 
aus dem Internet. Dazu ist die Information über 
die Bewohner und Nutzer von Räumen gege-
ben, sowohl deren Präsenz als auch deren Pläne, 
etwa die Erwartungen zur Raumnutzung aus den 
Verkehrsströmen. 

Unterlegt sind diese Visionen mit der Notwen-
digkeit, über 3D-Modelle der Gebäude zu ver-
fügen, oder bei Verkehrsströmen Modelle der 
Straßen, Wege und Kreuzungen verwenden zu 
können. Damit wird unmittelbar verdeutlicht, wie 
die Aussagen von Weiser (1991) oder Mattern 
(2004) über „Locations“ zu verstehen sind. 

6. Immersion

Mit Immersion bezeichnen wir die Erfahrung ei-
nes Betrachters in der virtuellen oder gemisch-
ten Realität. Dieses Eintauchen in eine Datenwelt 
erfordert die Vorgabe von geometrischen und 
visuellen Daten über unsere Umwelt, also genau 
jener Daten, die wir für ein 3D Weltmodell erzeu-
gen. Uns als Bewohnern von Gebäuden, Nut-
zern von Fahrzeugen, Fußgängern in urbanen 
Räumen, Besuchern in Shopping Malls, Museen 
und wichtigen öffentlichen Einrichtungen ver-
spricht die Verbindung unserer direkten senso-
rischen Eindrücke, vor allem mit unseren Augen, 
mit Daten aus dem Internet eine Erleichterung 
im Alltag. In einem früheren Beitrag haben wir 
auf ein Beispiel einer technischen Augmented 
Reality Anwendung im Bereich der kommunalen 
Infrastruktur hingewiesen [Projekt Vidente, 2009; 
Schall u.a., 2009; Leberl & Gruber, 2009]. 

Die Anwendung beruht auf einem Interface 
mit bildgebenden und positionsbestimmenden 
Sensoren, das bevorzugt stets mehr als Smart 

Phone ausgebildet ist. Dazu kommt der Zugang 
zu einem Server mit einer großen Datenmenge, 
die durchsucht und auf das Interface gebracht 
wird. Um dies zu bewerkstelligen, ist eine Daten-
verbindung mit hoher Leistung vonnöten. Abb. 9 
beschreibt die Kombination eines Smart Phones 
und eingespielter Daten in einer Anwendung auf 
die Fußgängernavigation.

Abb. 9: Fußgängernavigation. Der Anwender (links) 
richtet das Smart Phone auf ein Objekt. Durch eine 
schweifende Bewegung entsteht ein Panoramaüber-
blick, auf welchen die eingespielte Information aus ei-
nem so genannten Content-Server im Internet in der 
Form roter Markierungen auf das Panoramabild über-
tragen wird (rechts). 

Die Umgebungsintelligenz im Sinne der Am-
bient Intelligence kann durchaus autonom als 
selbst regulierendes System verstanden werden, 
während die Immersion ein menschliche Interak-
tion mit Daten ermöglicht. Daher handelt es sich 
um zwei voneinander entkoppelte Konzepte, die 
aber beide auf einem Datenmodell der Umge-
bung (Human Habitat) aufbauen. Der Anspruch 
an die Genauigkeit und den Detailreichtum kann 
durchaus derselbe sein. 

7. Ausblick

Die Entwicklungen im Geodatenbereich, die 
Ansprüche an Genauigkeit, Detailreichtum und 
Aktualität definieren sich alle im Hinblick auf eine 
fortgesetzte Verbesserung des Preis-Leistungs-
verhältnisses im Computing. Die Datenbereitstel-
lung durch alle Anwender, welche wir mit der 
Silbe Neo zu erfassen suchen, setzt die fortge-
setzte Verbreitung des Internet, die allgemeine 
Verfügbarkeit intelligenter Sensoren, darunter vor 
allem Kameras, und schließlich den Willen und 
die Fähigkeit der Anwender zum Umgang mit 
den Datensystemen im Internet voraus. In allen 
Fällen darf mit einer Vertiefung und Verbesse-
rung der Technologien und damit des Angebo-
tes gerechnet werden.

Ein 3D Weltmodell im Zentimeter- und Dezime-
terbereich war vor nur wenigen Jahren undenkbar 



F. Leberl: Neo-Geodäsie und ein immersives Exabyte Weltmodell im Internet 151

und ist heute im Entstehen. Die heute genann-
ten Exabyte-Datenmengen beeindrucken nur be-
schränkt. Schließlich haben wir in den letzten 30 
Jahren Computing-Verbesserungen im Bereich 
von 12 Millionen erlebt und verarbeitet. Exabyte 
stellen daher in Zukunft kein einschüchterndes 
Volumen dar. Wenn wir mit einer weiteren Ver-
besserung in den kommenden 30 Jahren im Be-
reich von 1 Million rechnen dürften, dann würde 
dies bedeuten, dass eine Rechnerkonfiguration 
des Jahres 2010 mit 5000 CPUs, die in mehreren 
40-Fuss-Containern untergebracht werden muss, 
in 30 Jahren auf die Größe einer Zündholzschach-
tel geschrumpft ist und in jede Hosentasche passt. 
Selbstverständlich erfordert dies die Fortsetzung 
einer Innovationsdynamik, die nun schon seit 2 
Ingenieur-Generationen anhält.

Die Geodaten-Konventionen brechen auf. Es 
geht weg von standardisierten Datenerfassungs- 
und Auswertemethoden und hin zu Jedermann 
als Datenlieferant, mit bisher nicht vorstellbarer 
Automatisierung der Datenanalysen. Genauig-
keitsstandards werden missachtet, statt dessen 
gilt: ist es nützlich, passt es. Die letzten 10% der 
Datenspezifikationen sind zu exotisch, um darü-
ber viel nachzudenken. Dieser Dynamik stehen 
gesellschaftliche Sorgen gegenüber, die eine 
Angst vor dieser Datenflut artikuliert, den Verfall 
der Wertschätzung für höchste Genauigkeiten 
und geprüfte Qualität bedauert und den gläser-
nen Menschen als Negativbild vor Augen hat. 

Die Mobiltelephonie erreicht heute 50% der 
Menschheit und ist in einer Innovationsspirale 
zum Interface im Sinne der Augmented Reality. 
Kameras und andere Sensoren, das Internet und 
Cloud Computing verschmelzen zu einer Infra-
struktur im Sinne der Neo-Vermessung für ein 
immersives 3D Weltmodell. Es brechen hervor-
ragende und interessante Zeiten für die Welt der 
Geodaten an.
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1.  Einführung

Vermesser oder besser: Geodäten können nicht 
so einfach in ein Thema springen und „losplau-
dern“. Geodäten müssen immer definieren, ih-
ren Raum abstecken und ausmessen. Folgen 
wir – anlässlich dieser Jubiläumsveranstaltung 
wohl auch angesagt – dieser geodätischen Vor-
gehensweise.

Zunächst Wertermittlung: Gemeint ist hier 
die Schätzung oder detaillierte Erkundung von 
städtebau lichen Werten an Grundstücken, an 
Nutzflächen, an Arealen mit einer spezifischen 
städtebaulichen Aus prägung. In Deutschland 
findet sich der Zusammenhang von Werter-
mittlung und Städtebau im Bau gesetzbuch 
(BauGB). Durch die Aufnahme der städtebauli-
chen Wertermittlung in das planungsrechtliche 
Kompendium eines Landes wird deutlich, dass 
der Grundstücksverkehr sich im Rahmen der 
städtebau lichen Regelungen ereignet und der 
Stadtentwicklung dient.

Stadtentwicklung ist ein dynamischer Begriff, 
der deutlich macht, dass es den Lebensraum 
Stadt nur im „Werden“ gibt. Die Stadt, in der 
wir leben und arbeiten oder die wir als Touris-
ten besichtigen, ist immer nur eine Momentauf-
nahme. Die Architektur, die Stadtgestalt lässt die 
Täuschung zu, als handle es sich bei den Bal-
lungsräumen um fest gefügte, kaum veränder-

bare Räume. Dem ist nicht so. Stadt ent wickelt 
sich: gesellschaftlich, sozial, wirtschaftlich – in 
den Wohnbedürfnissen jedes einzelnen Einwoh-
ners, in den Arbeitsbedingungen der Unterneh-
men in den Lebensstrukturen der Bevölkerungs-
gruppen. Die Gestalt einer Stadt ist – wenn es 
gut geht – ein Ausdruck der Lebensbedürfnisse 
ihrer Einwohner.

Und nun die Behauptung, die Wertermittlung 
stünde in einem Zusammenhang mit der Stadt-
entwicklung, ja, würde sie begleiten. Und wir fü-
gen hinzu: Wertermittlung ist für die Stadtent-
wicklung unerlässlich. Wertermittlung stellt, im 
städtebaulichen Kontext, ein Regularium für den 
Grundstücksverkehr dar. Sie schafft Transparenz, 
etwa durch kommunale Kaufpreissammlungen, 
durch Bodenrichtwerte oder durch rechtliche 
Bedingungen für den Grundstücksverkehr. Wert-
ermittlung ist der Bevölkerung, den Teilneh mern 
am Grundstücksmarkt und den Stadtplanern ein 
Spiegel für den Erfolg oder Misserfolg von Stadt-
politik. Prosperierende Städte lassen sich auch 
an der Entwicklung der Grundstückspreise er-
kennen. Das Schrumpfen von Städten ist an den 
fallenden Bodenpreisen ablesbar.

Und schließlich vor Abschluss der Einführung 
noch ein Exkurs: 

Warum sollen sich Vermessungsingenieure für 
die Wertermittlung und Stadtentwicklung interes-

Wertermittlung in Begleitung der Stadtentwicklung

Walter Schwenk, Berlin

Kurzfassung

Für die öffentlich beliehenen Vermessungsingenieure wird es zunehmend wichtiger, Kenntnisse über den Anwen-
dungsraum zu erlangen, für den Vermessungsergebnisse benötigt werden. Dort, wo die Grundstücksvermessung 
der städtebaulichen Entwicklung dient, spielt die Ermittlung der Werte von Grundstücken eine wichtige, ergänzende 
Rolle. In dem Vortrag wird der Zusammenhang von Stadtentwicklung und Wertermittlung in Deutschland aufgezeigt 
und die Entwicklung der Wertermittlungsverfahren an den Veränderungen der Städte in den letzten siebzig Jahren 
gespiegelt.

Schlüsselwörter: Stadtentwicklung, Immobilienwertermittlung, Sanierung, Baurecht, Berufsfelderweiterung

Abstract

For publicly loaned geodesists, it has become of greater importance to obtain information on the application area, 
which is relevant for surveying results. Where surveying conduces to urbanistic development, the valuation of pro-
perties plays an important, supplementary role. In this speech, the correlation between urban development and va-
luation in Germany is presented; moreover the development of valuation systems and the changes of cities during 
the last seventy years are being reflected.

Keywords: urban development, Real Estate Valuation, refurbishment, building law, expansion of occupational 
fields



Vermessung & Geoinformation 3/2010154

sieren. Für jemanden, der seit Jahrzehnten in die-
sem Spannungsraum arbeitet, entbehrt die Fra-
gestellung nicht einer gewissen Trivialität. Aber 
dennoch: Zahlreiche Berufskollegen, ob in der 
Verwaltung oder im Freien Beruf, verstehen unter 
Vermessung (immer noch) ein eng abgestecktes 
Feld, natürlich abgemarkt mit Granitgrenzsteinen, 
rechtlich ausgewiesen im Grundbuch und do-
kumentiert über mehrere Jahrhunderte im Lie-
genschaftskataster. Aber, Vermessung ist mehr 

– viel mehr. Aus der Sicht des Wertermittlers mit 
geodätischem Hintergrund hängt die Reputation 
der Vermessung in Zukunft auch davon ab, wie 
gut es den Vermessungsingenieuren, den Zivilin-
genieuren, gelingt, sich in das gesellschaftliche 
Geschehen – hier: Stadtentwicklung, einzumi-
schen.

Wichtige und durchaus erfolgreiche Schritte 
der Einbringung vermessungstechnischer Kom-
petenz sind bereits die Beteiligungen an der 
flächenhaften Bereitstellung von Bauland oder 
Landwirtschaftsflächen in Umlegungs- oder Flur-
bereinigungsverfahren, zumeist allerdings im Tä-
tigkeitsrahmen des Messens und Registrierens. 

Sucht man darüber hinaus nach Anknüp-
fungspunkten zu anderen Berufsfeldern, so mag 
es hilfreich sein, nachzulesen, dass beispiels-
weise die Katastervermessung in Preußen eine 
späte Folge des staatlichen Versuchs war, eine 
gerechte Steuererhebung an die Verteilung des 

Grund und Bodens zu binden. Vermessung und 
Bewertung, oder wie wir heute sagen: Immobili-
enwertermittlung, sind, richtig verstan den, Teile 
eines Dienstleistungsangebots für Bürger und 
Staat.

Und warum sollten die österreichischen Inge-
nieure sich dieses Berufsfeldes annehmen: Ein-
mal, weil – wie oben dargestellt – das Berufsfeld 
Wertermittlung dem Vermessungswesen auch in 
Österreich eine ganz andere, erweiterte gesell-
schaftliche Kompetenz befördern könnte. Und 
zum anderen: weil in Europa der Spezialist im-
mer weniger gefragt ist. Stattdessen wird in vie-
len Ländern der „breit aufgestellte“, die Belange 
des Grundstückswesens in ihrer Gesamtheit ab-
bildende Beratende Ingenieur nachgefragt.

2.  Stadtentwicklung in Deutschland

Wenn man die letzten 60 Jahre der Stadtent-
wicklung in Deutschland – ich muss Ihnen zu-
muten, meine Ausführungen auf die Verhältnis-
se in Österreich zu transformieren – in einem 
Kurzdurchlauf verfolgt [1], dann wird deutlich, 
dass man, auf den Vorkriegsstrukturen aufset-
zend, die Städte eigentlich nur erneuert, erwei-
tert, verdichtet und repariert hat. Ein Bedarf für 
Neukonzeptionen bestand kaum, wenn man ein-
mal von den Gründungen ideologisch geprägter 
Städte in der DDR absieht. Diese Feststellung 
sei erlaubt, weil heute vielerorts das Ende der 
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europäischen Stadtstruktur befürchtet und eine 
städtebauliche Neuorien tierung angemahnt wird.

Zurückblickend waren die ersten Nachkriegs-
jahre in vielen deutschen Städten durch große 
Flüchtlings ströme, weitgehende Zerstörung der 
Industrieanlagen, der technischen Infrastruk-
tur sowie der Wohn gebiete in den Innenstädten 
geprägt. Während nach der Enttrümmerung die 
Wirtschaft im Westen durch den „Marshall-Plan“ 
gestützt und entwickelt wurde, hatte die DDR 
einen reparationsbedingt schwieri geren Start. 
Beide deutsche Staaten standen jedoch vor der 
Herausforderung, die Wohnungsnot durch um-
fassende Ankurbelung des Wohnungsbaus zu 
überwinden. In der BRD wurden während der 
Wieder aufbauphase mit staatlichen Program-
men 5 Mio. Wohnungen gebaut. Die „geglieder-
te und aufgelockerte Stadt“ mit viel Grün und 
nur wenigen Geschossen wurde in beiden deut-
schen Staaten zum vorherrschen den städtebau-
lichen Leitbild der 50er Jahre. Erwähnenswert 
ist auch, dass die an die „Charta von Athen“ 
anknüpfenden Überlegungen der Stadtplaner 
zu städtischen Funktionstrennungen von Woh-
nen, Arbeiten und Erholung führten. Und noch 
ein zukunftsweisender Unterschied: In der BRD 
bekamen die Kommunen die Planungshoheit. 
Demgegenüber wurde die Stadtplanung in der 
DDR zentralisiert und in die Hände der „staatli-
chen Plankommission“ gelegt. Ein Kardinalfehler.

Das Schlagwort „Wirtschaftswunder“ war 
Inbegriff des wirtschaftlichen Aufschwungs in 
Westdeutsch land. Kräftiges Wirtschaftswachs-
tum, Ausweitung und Industrialisierung der Gü-
terproduktion, Arbeits kräftemangel, steigende 
Geburtenzahlen, Ausbau der Verkehrsinfrastruk-
tur sind weitere Schlagwörter dieser Zeit. Wäh-
rend sich in den westdeutschen Städten ökono-
mische und kulturelle Zentren mit Geschäfts- und 
Büronutzungen herausbildeten, setzte die DDR 
auf industrialisierten Wohnungsbau, um den 
großen Wohnungsbedarf zu decken. In der 
BRD setzte der Abzug der Bevölkerung aus 
den Innen städten ein. Aus dieser Zeit stammt 
der Begriff „Suburbanisierung“. Die Kommunen 
waren mit den neuen Planungserfordernissen 
oft überfordert und überließen das Planungsge-
schehen gern den gemeinnützigen Wohnungs-
unternehmen, die wiederum die Stadtränder als 
wirtschaftlich interessante Wohnorte für Groß-
wohnsiedlungen ausmachten.

Als sich der Blick der Stadtväter, erschreckt 
durch die erste Ölkrise Anfang der 70iger Jahre 
wieder auf die Innenstädte richtete, waren diese 
schon teilweise städtebaulich verwahrlost – „Ret-

tet unsere Städte jetzt“ war daher das Motto 
eines Deutschen Städtetages. Es wurden städ-
tebauliche Missstände in erheb lichem Umfang 
festgestellt, die der Markt außer Acht gelassen 
hatte und die nun von Staats wegen bekämpft 
werden sollten. Hierfür mussten Planungsziele 
formuliert, kommunale Stadtplanungsämter ein-
gerichtet und gesetzliche Grundlagen geschaf-
fen werden. Der Beginn der Stadterneuerungs-
phase wurde in der BRD durch eine flächenhafte, 
durchgreifende Sanierung auf kommunaler Ebe-
ne geprägt. In der DDR stand dagegen immer 
noch die „Lösung der Wohnungsfrage“ im Vor-
dergrund. Im Zuge des indu striellen Bauens, bei 
dem der Bauaufwand minimiert wurde, konnten 
insgesamt 2,1 Mio. Wohnungen errichtet werden. 
Auch hier konzentrierte sich der Wohnungsbau 
am Stadtrand. Auch hier wurden die Innenstädte 

– aus Geldmangel – zunehmend vernachlässigt.

Bereits in den 80iger Jahren deutete sich ein 
Strukturwandel in der BRD an. Eine zunehmen-
de Ratio nalisierung und Automatisierung des 
produzierenden Gewerbes, ein expandierender 
Dienstleistungssektor und eine schon abseh-
bare Alterung der Gesellschaft, dazu ein verän-
dertes Wohn- und Freizeitverhalten der Bevöl-
kerung setzten für die Städte Signale mit dem 
Primat der Funktionstrennung zu brechen. Die 
Großraumsiedlungen wurden nicht mehr als das 
städtebauliche Allheilmittel gegen Wohnungsnot 
gese hen. An ihrer Stelle traten kleinere Projekte 
des verdichteten Einfamilienhausbaus, zumeist 
in Form von zwei- bis dreigeschossigen Rei-
henhäusern auf kleinen Grundstücken. In den 
Altbauquartieren wurden die Ansätze der Flä-
chensanierung aufgegeben und durch Konzep-
te der behutsamen Stadterneuerung abgelöst. 
Nun standen der Erhalt und die Erneuerung vor-
handener Bausubstanz sowie ergänzende Neu-
bauten in Baulücken im Vordergrund. Seit die-
ser Zeit wurden auch verstärkt Mietwohnungen 
in Eigen tumswohnungen umgewandelt. In der 
DDR spitzte sich die Situation der leeren Kas-
sen zu, was sich städtebaulich in einer völligen 
Altbauvernachlässigung niederschlug. Es ging 
nun nur noch um die Grund versorgung mit Woh-
nungen und industriellen Einrichtungen bei einer 
fortschreiten der Qualitätsminimierung. Die zen-
trale Planung und Durchführung hatte versagt, 
die Kommunen waren entnervt.

Wenn man heute auf die 90iger zurückblickt, 
dann stehen einem zunächst die Jahre der Eu-
phorie über die Wiedervereinigung Deutsch-
lands vor Augen. Nach kurzem Staunen über 
den Grad der Vernachläs sigung der Städte in 



Vermessung & Geoinformation 3/2010156

Ostdeutschland setzte eine Bauphase ein, bei 
der alle Fehler der Altbundesländer in den Neu-
bundesländern wiederholt wurden. Die Bauland-
schaffung, für Wohnen oder Gewerbe, führte 
zu einer „Ausfransung“ der Städte. Wohnen in 
neuen Siedlungen an den Stadträndern war „in“, 
Gewerbe parks in Nähe der Autobahnen verspra-
chen dauerhafte Prosperität. Erst später, in Fol-
ge einer wirtschaft lichen Ernüchterung durch die 
Globalisierung der Wirtschaftsmärkte, durch die 
Verlagerung von indu striellen Produktionsstätten 
in Billiglohnländer richtete sich wieder der Blick 
auf die Struktur der Städte. 

Und diese Ernüchterung hält in den „Nuller“ 
Jahren des neuen Jahrtausends an. Die erkenn-
baren Folgen einer fortschreitenden Zersiedlung 
des städtischen Umlandes durch immer neue 
Wohngebiete, insbeson dere mit flächenintensi-
ven Eigenheimen sowie durch Gewerbegebiete 
und großflächige Einzelhandels zentren mahnen 
ein Umdenken an. Konversion von Militärflächen, 
Umnutzung von Industriebrachen, Öffnung der 
Innenstädte sind nun die herrschenden Schlag-
wörter.

Aber inzwischen lassen sich die Städte nicht 
mehr allein mit städtebaulichen Mitteln um- und 
neu gestal ten. Demographische Entwicklungen 
bewirken eine Schrumpfung der kleinen und 
mittleren Städte in Europa, die Arbeitsplatz-
verluste führen zur Migration der Arbeitskräfte 
von Ost nach West, von Nord nach Süd, die 
fehlende Integration der Ausländer vermindert 
das Wirtschaftspotential, eine Entmischung der 
Stadtgebiete führt zu neuen Spannungen. Der 
Stadtumbau, seit Ende des vergangenen Jahr-
hunderts als neues Instrument gegen den Zer-
fall der Städte umfasst daher Maßnahmen des 
sozialen Ausgleichs oder der sozialen Ertüchti-
gung von Stadtgebieten, die nicht mehr nur re-
pariert, sondern inzwischen völlig neu gestaltet 
werden müssen. Wenn mittelgroße Städte wie 
Essen oder Schwedt, Hoyerswerda oder Halle 
in zwanzig Jahren 20 – 30% ihrer Bevölkerung 
einbüßen, verlieren die Städte ihre Funktion als 
zentrale Orte für die Region.

3.  Das „nachfolgende“ Planungsrecht

Die Gesetzgebung ist der städtebaulichen Ent-
wicklung immer gefolgt. Es ist interessant nach-
zuvollziehen, dass im Städtebau meistens der 
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„Tatbestand“ zunächst vorlag, etwa der Bedarf an 
Wohnraum in den 50-60iger Jahren oder die mit 
Substanz- und Funktionsschwächen versehenen 
Stadtgebiete, und sich die Fördermaßnahmen 
und schließlich die gesetzlichen Regelungen an-
schlossen. Dass sich die Väter des Bundesbau-
gesetzes 1960 durchsetzten und erstmalig in 
der deutschen Geschichte ein bundeseinheitli-
ches Planungsrecht schufen, bedeutete in einem 
föderal aufgebauten Gemeinwesen mit einem 
ausge prägten Landesstolz viel. Diese Entschei-
dung erwies sich auch als sinnvoll, als nämlich 
neue städtebauliche Gestaltungsmittel gefunden 
werden mussten, um die im Wirtschaftswunder-
land vernachlässigten Stadtgebiete und Orts-
teile wieder einer geordneten städtebaulichen 
Entwicklung zuzuführen.

Der bundesdeutsche Eigentümer und Inves-
tor war nämlich in erster Linie an Neubau und 
Expansion interessiert, nicht an Reparatur und 
Auseinandersetzungen mit Altmietern und Haus-
besetzern. Die im Städtebauförde rungsgesetz 
von 1971 verankerten Sanierungs- und Entwick-
lungsmaßnahmen setzten die Gemeinden in die 
Lage, ungesunde Arbeits- und Wohnverhältnis-
se mit einem räumlich und sachlich begrenz-
ten Sonder recht zu bekämpfen oder Ortsteile im 
öffentlichen Interesse neu zu entwickeln. Kern-
punkte dieses beson deren Städtebaurechts 
waren Kontrollmechanismen für den Grund-
stücksverkehr innerhalb der betroffe nen Gebiete, 
Instrumentarien der Bau-, Modernisierungs- und 
Abbruchgebote und Abschöpfungsregeln der 
durch die Maßnahme bewirkten Bodenwerter-
höhungen. Die Wichtigkeit des Zusammenspiels 
von Bauleitplanung und Sondermaßnahmen un-
ter Berücksichtigung des Umweltschutzes führte 
dann 1986 zum Baugesetzbuch, das nun beide, 
das allgemeine und das besondere Städtebau-
recht enthielt. Die zeitlich begrenzten Gesetze 
und Verordnungen der „Nachwendezeit“ waren 
dem Einigungsvertrag geschuldet und münde-
ten Mitte der 90iger Jahre ins Baugesetzbuch. 
Und wieder folgte der Gesetzgeber den städ-
tebaulichen Entwicklungen und Erfordernissen. 
Zunächst galt es 2004 den Stadtumbau als neu-
es Sonderrecht zu installieren und diesen durch 
Maßnahmen der sozialen Stadt und weitere Ge-
staltungsinstrumente zu erweitern. Zugleich wa-
ren die Veränderungen in Europa im Baugesetz-
buch zu berück sichtigen.

4.  Wertermittlung für die Stadtentwicklung

Und die Wertermittlung? Genauer: die Ermitt-
lung der Verkehrswerte von Grundstücken im 

städtebauli chen Kontext. Auch diese steht in 
engem Zusammenhang mit der städtebaulichen 
Entwicklung und den gesetzlichen Regelungen, 
die zunächst allerdings nur den Rahmen für die 
Grundstücksgeschäfte in der (alten) Bundesre-
publik Deutschland schaffen konnten, seit 1990 
dann für ganz Deutschland gelten. Nach Auf-
hebung des Preisstopps in den 50iger Jahren 
wurde in Anlehnung an das Steuerrecht eine De-
finition für den Wert von Grundstücken gefunden, 
die für das Wirtschafts- und Rechtsleben eine 
zentrale Bedeutung erlangte.

Nach §194 Baugesetzbuch wird der Verkehrs-
wert (Marktwert) durch den Preis bestimmt, der 
in dem Zeitpunkt, auf den sich die Ermittlung be-
zieht, im gewöhnlichen Geschäftsverkehr nach 
den rechtlichen Gegebenheiten und tatsächli-
chen Eigenschaften, der sonstigen Beschaffen-
heit und der Lage des Grund stücks oder des 
sonstigen Gegenstands der Wertermittlung ohne 
Rücksicht auf ungewöhnliche oder persönliche 
Verhältnisse zu erzielen wäre.

Die Definition des Verkehrswerts und seine 
Ableitung aus dem Geschehen auf dem Grund-
stücksmarkt setzt grundsätzlich einen Grund-
stücksmarkt mit freier Preisbildung voraus, wobei 
für die Verkehrswert ermittlung nur die Preisbil-
dung im „gewöhnlichen Geschäftsverkehr“ maß-
geblich ist.

Der Verkehrswert wurde in die Zeit des Wie-
deraufbaus und der stürmischen Entwicklung 
Westdeutsch lands hinein gestellt und mit der Ein-
richtung von selbstständigen und unabhängigen 
Gutachterausschüs sen regelnd gestützt. Zu den 
vornehmlichen Aufgaben dieser auf Kreis- oder 
Kommunalebene eingerich teten Ausschüsse ge-
hören die Führung einer Kaufpreissammlung, die 
Ermittlung von Bodenrichtwerten, die Ermittlung 
von für die Wertermittlung erforderlichen Daten, 
aber auch die Erstellung von Gutachten über die 
Höhe von Entschädigungen infolge von Grund-
stücksenteignungen.

Das Bundesbaugesetz enthielt nur die mate-
rielle Definition des Verkehrswerts, ohne seine 
Ermittlung verfahrensmäßig zu regeln. Dies ge-
schah zunächst 1961, unmittelbar im Anschluss 
an das Inkrafttreten des Bundesbaugesetzes 
durch Erlass einer Wertermittlungsverordnung. 
Die Anpassung an das Städtebauförderungsge-
setz, bei dessen Anwendung in Sanierungs- und 
Entwicklungsmaßnahmen gleiche Grundsät-
ze gelten sollten, erfolgte 1972. Im Jahre 1988 
konnte man schon auf genügend Erfahrungen 
im Umgang mit der Verkehrswertermittlung bli-
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cken, um die novellierte Wertermittlungsverord-
nung als wich tige Stütze für die Regelungen des 
Baugesetzbuches zu installieren [2]. 

Die Wertermittlungsverordnung regelte 
Grundsätze für die Verkehrswertermittlung in 
verfahrensrechtli cher Sicht. Die darin enthal-
tenen Vergleichwert-, Ertragswert- und Sach-
wertverfahren haben sich als normierte Ermitt-
lungsverfahren im Wirtschafts- und Rechtsleben 
Deutschlands durchgesetzt.

Blickt man nun auf die oben skizzierte städte-
bauliche Entwicklung, dann hatten die einzelnen 
Verfahren ihre unterschiedlichen „Hochzeiten“. 
Immer konnte der Grundstücksmarkt mit den 
normierten Verfahren abgebildet werden. Erst in 
den letzten zwanzig Jahren setzte sich die Er-
kenntnis durch, dass die städte baulich begrün-
deten Anfragen an die Wertermittlung nicht mehr 
allein mit den bekannten Verfahren der Werter-
mittlungsverordnung zu beantworten sind.

Solange die wirtschaftliche Entwicklung der 
Bundesrepublik „nach oben zeigte“, lag bei 
der Ermittlung des Verkehrswerts eines Grund-
stücks das Hauptaugenmerk auf dem Zustand 
des Grund und Bodens sowie der Substanzqua-
lität der baulichen Anlagen, also seinem Sach-
wert. In einer Zeit, als der Bodenwert eines 

Grundstücks durch 20%igen Aufschlag auf den 
Bodenrichtwert eingeschätzt wurde, weil ja oh-
nehin eine entsprechende Wertentwicklung zu 
erwarten war, genügten als Wert bildende Fest-
stellungen, dass die Gebäude solide errichtet, 
ordentlich instand gehalten und ihrem Baualter 
entsprechend noch soundso viele Jahre genutzt 
werden könnten. Die Zeit der Bauingenieure und 
Architekten.

Die Anwendung des Vergleichswertver-
fahrens entwickelte sich mit dem Aufbau der 
Kaufpreissamm lungen, die über den Grund-
stücksverkehr in der betreffenden Gebietsein-
heit Auskunft gaben. Die Kauf preissammlungen 
trugen erheblich zur Transparenz des Grund-
stücksverkehrs bei, was bei einer allmäh lich 
ausufernden Bautätigkeit und in Zeiten der Bau-
reifmachung immer neuer Gebiete dringend 
benötigt wurde. Auch dass die Gutachteraus-
schüsse als unabhängige Gremien installiert 
waren, beförderte die Akzeptanz der Verkehrs-
werte. Dass die Gutachterausschüsse gern der 
Vermessung zugeordnet wurden, lag übrigens 
auch an den dort gepflegten Kenntnissen über 
statistischen Methoden.

Erste Zeichen der Unsicherheit in der Aus-
legung des Verkehrswertbegriffs und in der 
Handhabung der normierten Verfahren zeigten 
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sich nach der „Wende“. In den neuen Bundes-
ländern konnte man Immo bilien besichtigen, 
die ihre bisherige Funktion als Hotel oder Be-
triebsferienstätte verloren hatten und für deren 
zukünftige Nutzung noch keine Vorstellungen, 
geschweige denn Planungen existierten. Da 
bislang die Verkehrswertermittlung auf den zum 
Wertermittlungsstichtag feststellbaren Zustän-
den und Nutzun gen beruhte, stand die Frage 
im Raum: Welchen Wert hat eine Immobilie, die 
ihre Nutzung verloren hat und für die auch keine 
Nachnutzung genannt werden kann? Verkehrs-
wert gleich Null? 

Hier schlug die Stunde der Sachverständi-
gen, die gelernt hatten, die Rechtssituation, die 
Planungsgrund lagen und die tatsächlichen Ei-
genschaften eines Grundstücks sorgfältig zu er-
heben, zu dokumentieren und damit eine umfas-
sende Grundstücksbeschreibung zu liefern. Die 
Stunde der Vermessungsingenieure, z.B. bei der 
Treuhandanstalt in Erkundung der Grundstücks-
objekte bis hinein in den „sensiblen“ Bereich 
des ehemaligen Staatswesens der DDR. Einen 
Grundstücksmarkt gab es in den neuen Bun-
desländern (noch) nicht. Die Bausubstanz war 
häufig armselig. Der Ertrag der Immobilie war 
null. Im Bemühen um Aussagen zu einer zukünf-
tig möglichen und unter bestimmten Vorausset-
zungen zu beschreibenden Nutzung entstanden 
Nutzungsszenarien mit Alternativen, Abschät-
zungen von wirtschaftlichen Risiken, Kosten-
Nutzen-Analysen und schließlich Benennungen 
von Grundstückswerten. War das noch der gute, 
alte Verkehrswert?

Inzwischen ist allen klar: Der Verkehrswert ist 
der Marktwert. Und wenn der Markt sich zum 
Wertermitt lungsstichtag nicht durch Kaufpreise 
darstellen lässt, sind Gutachterausschüsse wie 
Sachverständige gehalten, diesen Markt mit 
anderen Methoden, mit sog. alternativen Ver-
fahren zu erkunden [3]. Für „marktarme“ Lagen 
sind in den letzten Jahren zahlreiche Verfahren 
entwickelt worden, die insgesamt in vergleichen-
der Weise Daten des Grundstücksmarktes wie 
Mieten, Ausnutzung oder strukturelle und Lage 
bezogene Grundstücksmerkmale zur Werter-
mittlung heranziehen. Besonders in Sanierungs- 
und Stadt umbaugebieten, in denen der Grund-
stücksmarkt häufig zum Erliegen kommt, wird 
den Gutachteraus schüssen und Sachverständi-
gen eine neue Verfahrensbeweglichkeit abver-
langt.

Mehr noch: Die Wertermittlung muss die zu-
künftige Entwicklung einer Immobilie bei der Be-
messung des Verkehrswerts einbeziehen. Für 

die heutige, einer schnelllebigen und Rendite 
orientierten Grundstücks wirtschaft angepass-
te Immobilienwertermittlung gilt der Grundsatz: 
Der Wert einer Immobilie ergibt sich aus ihrer 
zukünftigen Marktfähigkeit. Bei einem repräsen-
tativ gestalteten Neubau mit einem Entrée über 
mehrere Etagen, mit Freitreppen und gefälligen 
Galerien ist häufig schon bei der Einweihung 
absehbar, dass der wirtschaftliche Wert der Im-
mobilie, sein Ertragswert, hinter den Baukos-
ten weit zurückbleibt. Die Wertermittlung fragt 
nämlich heute nicht mehr nach dem Bauzustand 
und der Pflege der Immobilie, sondern nach der 
Wirtschaftlichkeit der Nutzung. Wie „nachhaltig“ 
kann die gegenwärtige Nutzung aus geübt wer-
den. Wie belastbar sind die abgeschlossenen 
Mietverträge? Sind neben der ausgeübten auch 
alternative Nutzungen denkbar? Es muss heu-
te eingestanden werden, dass die Befürworter 
der angel sächsischen, stark ertragsbetonten 
Wertermittlung mit ihrer Infragestellung der deut-
schen Verkehrswert ermittlung ein verändertes 
Verständnis für den Verkehrswert als Marktwert 
mitbewirkt haben. Was nicht bedeutet, dass in 
Mitteleuropa die Fehler einer Börse orientierten 
Grundstückswertermittlung nachgeahmt werden 
müssen. 

Ganz im Gegenteil: Die am 01.07.2010 in Kraft 
tretende Immobilienwertermittlungsverord-
nung [4], mit der die Wertermittlungsverordnung 
88 abgelöst wird, nimmt zwar die oben beschrie-
benen Entwick lungen der letzten Jahrzehnte im 
Städtebau und in der Wirtschaft auf, sie bestätigt 
aber auf eindrucks volle Weise die Sinnfälligkeit 
eines objektivierten Verkehrswerts, der sich als 
Maßstab für alle grund stücksbezogenen Ereig-
nisse in Deutschland eignet.

Auch die Veränderungen im Städtebau wer-
den in der Immobilienwertermittlungsverordnung 
berücksich tigt. Die demographische Entwick-
lung, der Einfluss soziologischer Faktoren auf 
den Städtebau und die Entwicklungstendenzen 
sind heute bei der Verkehrswertermittlung in ge-
eigneter Weise abzubilden. Das bedeutet natür-
lich für die Gutachterausschüsse und Sachver-
ständigen ein Umdenken, gewissermaßen ein 
neues „Hindenken“ zu den Vorhaben der Städte. 

Für „uns“ Sachverständige mit geodätischem 
Hintergrund bietet sich damit ein neues erwei-
tertes Berufs feld. Nicht allein, dass wir den 
Kommunen die für die Planung notwendigen 
Geobasisdaten bereitstellen oder die auch beim 
Stadtumbau erforderlichen Bodenordnungen 
durchführen. Wir sind gefragt in unserer Eigen-
schaft als „Intimkenner“ der Grundstücke, ihrer 
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(Wert bildenden) Merkmale und als Sachverstän-
dige für die Kalkulation städtebaulicher Maßnah-
men. Richtig verstanden ist die Wertermittlung 
für die Geo däten also das Tor zu einer gesell-
schaftlich relevanten Mitwirkung an der Erneue-
rung und Weiter entwicklung der Städte.
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1.  Der ÖREB-Kataster im Kontext des  
übergeordneten schweizerischen Rechtes

Das Bundesgesetz über die Geoinformation 
(GeoIG) konkretisiert den neuen, am 1. Januar 
2008 in Kraft getretenen Art. 75a der schweizeri-
schen Bundesverfassung:

(1)  Die Landesvermessung ist Sache des Bun-
des

(2)  Der Bund erlässt Vorschriften über die amt-
liche Vermessung

(3)  Er kann Vorschriften erlassen über die Har-
monisierung amtlicher Informationen, wel-
che Grund und Boden betreffen.

Dieser Artikel brachte dem Bund die aus-
schließliche Kompetenz, die Landesvermessung 
und die amtliche Vermessung gesetzlich zu re-
geln und Geoinformationen zu harmonisieren. 
Diese Vorgaben wurden mit dem eidgenössi-
schen Geoinformationsgesetz (GeoIG) umge-
setzt und in verschiedenen Verordnungen prä-
zisiert, unter anderem auch die Verordnung über 
den Kataster der öffentlich-rechtlichen Eigen-
tumsbeschränkungen (ÖREBKV).

Das GeoIG richtet sich an der vom Bundesrat 
im Juni 2001 beschlossenen Strategie für Geo-
informationen beim Bund und dem zwei Jahre 
später verabschiedeten zugehörigen Umset-

Der ÖREB-Kataster – ein wichtiger Beitrag zur 
Rechtssicherheit des Grundeigentums und eine 
Chance für unseren Berufsstand?

Hans-Urs Ackermann, Aarau

Kurzfassung

Die Schweiz ist eines der allerersten Länder der Welt, das einen Kataster zur systematischen Dokumentation der 
öffentlich-rechtlichen Eigentumsbeschränkungen (ÖREB) einführt. Diese Beschränkungen werden zentral öffentlich 
zugänglich gemacht, sodass eine höhere Rechtssicherheit im Bereich des Grundeigentums möglich wird. Die Ver-
ordnung über den ÖREB-Kataster, die auf dem Bundesgesetz über Geoinformation beruht, ist am 1. Oktober 2009 
in Kraft getreten. Somit kann nun mit dem Aufbau dieses neuen, zuverlässigen und offiziellen Informationssystems 
begonnen werden.

In der Schweiz muss jede Person, die Grundeigentum besitzt, bei der Nutzung ihres Grundstücks eine Reihe von 
Rahmenbedingungen einhalten, die ihr vom Gesetzgeber oder von den Behörden auferlegt sind. Dabei geht es 
um die Beachtung zahlreicher Gesetze und Verordnungen sowie um Beschränkungen, die als öffentlich-rechtliche 
Eigentumsbeschränkungen (ÖREB) bezeichnet werden. 

Der Wunsch, die relevanten Informationen zu einer bestimmten Parzelle zusammenzutragen, führt heute unweiger-
lich zu einer Odyssee von Amt zu Amt, da an diesem Prozess verschiedene Behörden beteiligt sind. Und dennoch 
sind die Eigentümerinnen oder Eigentümer niemals sicher, alle Beschränkungen zu kennen, die ihre Parzelle betref-
fen. Ausserdem steigt die Zahl der öffentlich-rechtlichen Beschränkungen, die das Eigentum betreffen, immer weiter 
an. Der neue Kataster wird diese unbefriedigende Situation beseitigen und die Rechtssicherheit spürbar verbessern.

Schlüsselwörter: Kataster,  öffentlich-rechtlichen Eigentumsbeschränkungen (ÖREB),  Eigentum,  Geoinformati-
onsgesetz (GeoIG),  Eigentumskataster,  Beschränkungen, Ingenieurgeometer/-in,  Rechtssicherheit

Abstract

Switzerland is one of the very first countries in the world to introduce a cadastre to systematically compile public-
law restrictions on landownership rights (PLR). These restrictions are made directly accessible to the public in order 
to increase the legal certainty in the area of property. The ordinance on the PLR-cadastre, which is based on the 
Swiss Federal Law on Geoinformation, became effective on 1st October 2009. Therefore, the construction of this 
new, reliable and official information system can now begin.

In Switzerland, every person owning land has to comply with a series of conditions, which are laid down by the 
legislator or the authorities. This includes observing numerous laws and ordinances as well as restrictions, which 
are described as public-law restrictions on landownership rights (PLR). If someone wishes to collect the relevant 
information about a specific parcel of land, this inevitably results in an odyssey from office to office, because various 
authorities are involved in this process. However, owners still can never be sure of knowing all regulations affecting 
their parcel of land. In addition to this, the number of public-law restrictions concerning property is constantly rising. 
The new cadastre is going to sort out this unsatisfactory situation and will noticeably improve legal certainty.

Keywords: cadastre, public-law restrictions on landownership rights (PLR), area of property, information system



Vermessung & Geoinformation 3/2010162

zungskonzept. Ein wesentliches Ziel der Strate-
gie besteht darin, die Verfügbarkeit von qualitativ 
hochwertiger Geoinformation für die Verwaltung, 
die Wirtschaft und Private zu erhöhen. 

Mittels dem im Umsetzungskonzept postu-
lierten Aufbau einer Nationalen Geodaten-Infra-
struktur (NDGI) soll sichergestellt werden, dass 
die – weitgehend bereits bestehenden, dezen-
tral verwalteten – Geodaten über das Gebiet der 
Schweiz für alle Interessierten einfach zugäng-
lich werden und für eine breite Nutzung, nach-
haltig, aktuell, in der richtigen Qualität und zu 
angemessenen Kosten zur Verfügung stehen.

Das Bundesgesetz über Geoinformation 
(GeoIG) muss zwei ganz unterschiedliche Funk-
tionen erfüllen:

Einerseits soll es den allgemeinen Teil des 
Bundesrechtes über Geodaten darstellen. Alle 
Geobasisdaten, die in der Bundesratgesetzge-
bung geregelt sind, sollen grundsätzlich diesen 
allgemeinen Regelungen folgen.

Andererseits soll das GeoIG Spezialgesetz 
bzw. Fachgesetz für die Landesvermessung, für 
die Landesgeologie und für die amtliche Ver-
messung sein, also für jene Bereiche der Geo-

matik, die sich mit den Vermessungsgrundlagen 
der Schweiz befassen und nicht Teilaspekt  einer 
anderen Fachgesetzgebung (z.B. Raumplanung, 
Umweltschutz, Lärmbelastung) darstellen.

Der ÖREB-Kataster ist somit und wie bereits 
hergeleitet Teil des schweizerischen Geoinfor-
mationsrechtes. Auf Gesetzesstufe ist der ÖREB-
Kataster in Artikel 16 bis 18 des schweizerischen 
Geoinformationsgesetzes (GeoIG) geregelt. Zur 
Rechtswirkung (Art. 17) und Haftung (Art. 18) 
bestehen keine Ausführungsbestimmungen, das 
GeoIG regelt diese Fragen abschließend. Bezüg-
lich der Haftung wird dabei vollumfänglich auf 
die Regelung der Haftung für die Grundbuchfüh-
rung im Zivilgesetzbuch der Schweiz verwiesen.

2. Der Inhalt des ÖREB-Katasters

Seit der Einführung des schweizerischen Eigen-
tumskatasters sind, vor allem bedingt durch die 
Zunahme der Bevölkerung und der wirtschaftli-
chen Aktivitäten viele Gesetze und Verordnun-
gen entstanden unter anderem mit dem Ziel, 
den Schutz, aber auch die Ordnung unseres Le-
bensraumes sicherzustellen und die Ressourcen 
zu schonen. Wir denken in erster Linie an die 
Raumplanung, den Umwelt und Bevölkerungs-

1

GrundeigentumGrundeigentumGrundeigentum
Art. 26, Bundesverfassung seit 1912 sichergestellt durch: 

eingeschränkt durch: ÖREB

Grundeigentum: Rechtssicherheit

Grundbuch AV

Für rechtlich umfassende Informationen bedarf es Daten 
aus…

... dem Grundbuch ... der amtlichen 
Vermessung...

... und dem ÖREB-
Kataster
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schutz, den Schutz des Waldes und der Frucht-
folgeflächen. 

Diese Erlasse haben Einfluss auf das Grund-
eigentum, indem sie die Verfügungsgewalt über 
das Grundeigentum beschränken. Diese Be-
schränkungen sind von der Gesellschaft demo-
kratisch beschlossen worden und sind rechts-
wirksam. 

101 Gesetze, Verordnungen und Vorschriften 
müssen allein in der Alltagszene in der Abbil-
dung unten beachtet werden (aus Zeitschrift 
FACTS, 2.9.04)

Häufig ist das Problem, dass deren Existenz 
bisher unzulänglich dokumentiert und vor allem 
nicht öffentlich bekannt war. Der Bürger wird 
zwar vor der Beschlussfassung sorgfältig infor-
miert, aber später verschwinden die Reglemen-
te und Pläne in verschiedenen Schubladen, zu 
welchen kein organisierter Zugriff eingerichtet ist. 

Die Kenntnis des Bürgers über die Beschrän-
kungen ist daher eher zufällig, was ein unbefrie-
digender Zustand ist. Spätestens seit 1970 ist 
dieser Zustand bekannt, Lösungsansätze für die 
Behebung scheiterten aber bisher.

Im neuen Kataster werden die wichtig sten 
Beschränkungen zusammengeführt und in 
übersichtlicher Form dargestellt. Er liefert die 
Grundlage, um eine schon lange erkannte In-
formationslücke zu schließen und bestehende 
Rechtsunsicherheiten zu beseitigen. Informati-
onen über alle Rechte und Pflichten an einem 

Stück Land sind Voraussetzungen, um die Nut-
zungsmöglichkeiten abschätzen zu können. 

Bekannt sein müssen sowohl die privaten 
Schranken der Eigentumsnutzung, wie auch die 
Vorgaben des öffentlichen Rechtes. 

Die Schranken aus privatrechtlichen Ver-
einbarungen finden sich im schweizerischen 
Grundbuch. Eigentumsbeschränkungen aus 
öffentlichem Recht sind nicht Gegenstand des 
Grundbuches.

Inhalt des Katasters sind somit Eigentumsbe-
schränkungen des öffentlichen Rechtes. 

Gegenstand sind Rechte und Pflichten aus 
generell konkreten Beschlüssen mit räumlicher 
Wirkung. Es werden in einer ersten Phase einzel-
ne Themen für den Kataster aufgearbeitet. Wei-
tere an sich auch vorhandene öffentlich recht-
liche Eigentumsbeschränkungen sollen später 
eingeführt werden.

Der Kataster stellt den Beschluss über die 
öffentlich-rechtliche Eigentumsbeschränkung in 
digitaler Form dar. Er enthält die Geobasisda-
ten, die die Eigentumsbeschränkung in einem 
Plan abbilden, und verweist auf den Beschluss 
und seine Vorschriften. Im Kataster werden zu-
dem Links gesetzt auf die allgemeinen gesetzli-
chen Grundlagen der Eigentumsbeschränkung. 
Schließlich können im Kataster weiter Hinweise 
für das Verständnis der Eigentumsbeschrän-
kung angebracht werden.

Der Eintrag im Kataster macht – anders als 
bei der Anmerkung im schweizerischen Grund-
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buch – nicht nur die Existenz, sondern auch den 
Inhalt der Beschränkung bekannt. Der Kataster 
ist eine Entscheidsammlung, deren Inhalt als be-
kannt gilt. Mit der Plandarstellung und den Hin-
weisen auf die konkret berücksichtigten Rechts-
grundlagen kann der Betrachter den Umfang der 
Beschränkung nicht nur örtlich, sondern auch 
rechtlich direkt aus der Katasterdarstellung ab-
lesen.

Neben den minimalen Datenmodellen und 
Darstellungsmodellen, die für die Geobasisda-
tensätze des schweizerischen Bundesrechtes 
erstellt werden müssen, wird für die Datensätze 
des ÖREB-Katasters ein fachbereichsübergrei-
fendes Rahmenmodell erstellt.

Eine ÖREB setzt sich also aus einem Plan und 
einem Reglement zusammen. Im Plan wird der 
Bereich definiert, für den eine bestimmte ÖREB 
gilt (beispielsweise ein Baugebiet), während im 
Reglement (beispielsweise dem Baureglement 
einer Gemeinde) der Inhalt dieser Beschränkung 
und ihre Auswirkungen festgeschrieben werden. 
Diese Informationen werden in digitaler oder 
analoger Form vorliegen. 

In einer ersten Phase wird der Kataster auf 
17 wichtige Beschränkungen begrenzt, die aus 
acht verschiedenen Bereichen stammen.

Eine spätere Erweiterung dieses Minimalka-
talogs liegt in der Zuständigkeit des Bundesra-
tes. Die Kantone können jedoch weitere, das 
Grundeigentum auf ihrem Gebiet betreffende 
Beschränkungen hinzufügen, sofern diese:

 � eine eindeutig definierte Geometrie (im Gelän-
de oder auf einem Plan) aufweisen,

 � eine signifikante Anzahl von Parzellen betref-
fen (und nicht nur eine oder wenige Parzellen, 
denn in diesen Fällen kann die Information be-
reits heute durch Eintragung einer Anmerkung 
im Grundbuch erfolgen),

 � in Kraft getreten sind.

Es ist zu hoffen, dass die Kantone mit Unter-
stützung der entsprechenden Fachleute eine ge-
wisse Vorreiterrolle ausüben und so den Druck 
auf einem möglichst vollständigen Kataster der 
öffentlich-rechtlichen Eigentumsbeschränkun-
gen groß werden lassen.

Bereich Bezeichnung

Raumplanung Nutzungsplanung (kantonal / kommunal)

Nationalstrassen
Projektierungszonen Nationalstrassen

Baulinien Nationalstrassen

Eisenbahn
Projektierungszonen Eisenbahnanlagen

Baulinien Eisenbahnanlagen

Flughafen

Projektierungszonen Flughafenanlagen

Baulinien Flughafenanlagen

Sicherheitszonenplan bei Flughäfen

belastete Standorte 

Kataster der belasteten Standorte

Kataster der belasteten Standorte im Bereich des Militärs

Kataster der belasteten Standorte im Bereich der zivilen Flugplätze

Kataster der belasteten Standorte im Bereich des öffentlichen Verkehrs 

Grundwasserschutz
Grundwasserschutzzonen

Grundwasserschutzareale

Lärmschutz Lärmempfindlichkeitsstufen (in Nutzungszonen)

Waldgrenzen
Waldgrenzen (in Bauzonen)

Waldabstandslinien
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3. Die Organisation des ÖREB-Katasters

Bund und Kantone werden sich die Führung des 
ÖREB-Kataster teilen und auch gemeinsam des-
sen Betriebskosten tragen. 

Der Bund wird die strategische Ausrichtung 
festlegen und Mindestanforderungen an den 
Kataster bezüglich Organisation, Verwaltung, 
Harmonisierung, Datenqualität, Methoden und 
Abläufe definieren. Er hat die Ausübung der 
Oberaufsicht über den ÖREB-Kataster an das 
Bundesamt für Landestopografie swisstopo de-
legiert, das diese Aufgabe seinerseits der Eid-
genössischen Vermessungsdirektion übertragen 
hat. 

Die Kantone regeln die Organisation für die 
Führung des Katasters und bestimmen die ver-
antwortlichen Organe. Diese bezeichnen eine für 
den Kataster verantwortliche Stelle. 

Der Bund überlässt den Entscheid den Kan-
tonen, ob diese Aufgabe durch eine Stelle der 
Verwaltung, durch einen öffentlichen oder halb-
öffentlichen Eigenbetrieb oder durch einen Priva-
ten übernommen wird.

Die Einführung des ÖREB-Katasters erfolgt in 
zwei Etappen: Bis 2015 werden zwei bis fünf 
Kantone den Kataster einführen. Die restlichen 
Kantone sollen von den gemachten Erfahrungen 
profitieren können, um dann ihrerseits ihren eige-
nen Kataster bis 2019 einzuführen. 

Die ersten Untersuchungen und Prototypen, 
die parallel zur Erarbeitung der rechtlichen 

Grundlagen realisiert wurden, haben gezeigt, 
dass viele Informationen bereits in der geforder-
ten Qualität in den Kantonen vorhanden sind. 

Die größten Herausforderungen werden eher 
in der administrativen Organisation des Katas-
ters und in der Einrichtung eines leistungsfähi-
gen und zuverlässigen Systems sowohl für die 
Abgabe als auch für die Nachführung liegen.

Die Vorstellungen, wie dieser Kataster nun im 
Details auszugestalten und wer ihn führen soll, 
gehen noch ziemlich weit auseinander. 

Es bestehen insbesondere vielerorts noch Vor-
behalte gegenüber einer Mitwirkung der Organe 
der amtlichen Vermessung bei diesem Unterfan-
gen. Dies, obwohl die Tatsache, dass es sich 
beim Eigentum und dessen Beschränkung um 
eine einheitliche Materie handelt und in der Ver-
ordnung klar festgehalten wird: Die Daten über 
öffentlich-rechtliche Eigentumsbeschränkungen 
werden der Informationsebene Liegenschaften 
der amtlichen Vermessung überlagert. 

Die strategische Verantwortung für den ÖREB-
Kataster wurde wie erwähnt dem Bundesamt für 
Landestopografie übertragen, welche auch die 
amtliche Vermessung betreut.

Diese Diskussionen sind noch nicht abge-
schlossen und werden noch einige Zeit andau-
ern. Wichtig, dass wir als Katasterfachleute mit-
diskutieren können, dass sich unser Berufsstand 
mit Lösungsvorschlägen einbringen kann. 
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Unser Berufsstand stuft diesen ÖREB-Katas-
ter als äusserst wichtiges Instrument ein, das in 
allen unseren Tätigkeitsfeldern von der Planung 
über Geomatik und Landmanagement zukünftig 
eine große Rolle spielen wird. 

4. Die Finanzierung des ÖREB-Katasters

Der Gesetzgeber hat festgelegt, dass der ÖREB-
Kataster eine Verbundaufgabe des Bundes und 
der Kantone ist. Die Steuerung erfolgt deshalb 

– analog der amtlichen Vermessung – mittels sog. 
Programmvereinbarungen und zugehöriger Glo-
balbeiträge.

 Im Hinblick auf die Finanzierung muss unter-
schieden werden zwischen

(a)  den Betriebskosten des ÖREB-Katasters

(b)  den Kosten für Schwergewichtsprojekte 
und 

(c)  den Kosten der Eintragung und der Nach-
führung der Darstellungen dieser Eigen-
tumsbeschränkungen

Die letztgenannte Aufgabe obliegt der Be-
hörde oder Fachstelle, die für die Entscheidung 
zuständig ist und die deren Eintragung in den 

ÖREB-Kataster beantragt. Sie gehört nicht zur 
Verbundaufgabe der Katasterführung, sondern 
ist Teil der Fachaufgabe.

Als Schwergewichtsprojekte sind beispiels-
weise Weiterentwicklungen der Katasterführung 
von gesamtschweizerischem Interesse denkbar. 
Die Festlegung der Schwergewichtsprojekte wie 
auch der Höhe der dafür zugesprochenen Glo-
balbeiträge wird zwischen den betroffenen Kan-
tonen und dem Bund ausgehandelt.

Die Betriebskosten umfassen die Beschaffung 
der geeigneten Hardware- und Softwarekom-
ponenten, die Schulung und Bereitstellung des 
Personals, die Datensicherungs- und Sicherheits-
massnahmen, die Einrichtung für die Telekommu-
nikation und Datenabgabe, die Betriebsabläufe 
zur Datenausgabe und Beglaubigung der Auszü-
ge sowie die Kontroll- und Prüfprozesse.

Diese Kosten sind von Jahr zu Jahr relativ 
konstant. Sie verändern sich nur stufenweise mit 
dem Umfang der verwalteten Informationen und 
der erforderlichen Angaben.

Die jährliche Höhe der Betriebskosten wurde 
im Rahmen einer Studie auf etwa 3 bis 7 Millio-
nen Euro geschätzt. 
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Der Anteil des Bundesbeitrages wird auf 50 
Prozent festgelegt. Somit ergeben sich Aufwen-
dungen für den Bund und die Kantone von je 
rund 3 Millionen Euro pro Jahr. 

Ein kleiner Schwermutstropfen ist, das der 
Bund seine Beiträge aus den Krediten der amtli-
chen Vermessung zur Verfügung stellt, die dann 
natürlich dort fehlen werden. 

Allerdings ist der Abschluss der digitalen amt-
lichen Vermessung über die ganze Schweiz in 
Sichtweite, so dass die Auswirkungen nicht allzu 
gravierend sein sollten. 

Zu guter letzt gilt eine alte Regel: Gute Projekt 
lassen sie immer irgendwie finanzieren.

5.  Die Nutzerinnen und Nutzer des neuen 
Katasters

Neben den Eigentümerinnen und Eigentümern 
können auch die verschiedenen Akteure des 
Immobilienmarktes, Behörden und öffentliche 
Verwaltungen vom ÖREB-Kataster profitieren. 

Die Behörden werden über ein ausgezeich-
netes Instrument verfügen, das ihnen er  mög-
licht, ihrer Informationspflicht auf effiziente Art 
und Weise nachzukommen. Dies ist ganz im Sin-
ne der E-Government-Strategie der schweizeri-
schen Bundesverwaltung, die verlangt, die Ver-
waltungsabläufe effizienter zu gestalten, sie also 
einfacher und besser zugänglich zu machen. 

Die wirtschaftlichen Akteure wiederum können 
Zeit und Kosten sparen, denn sie werden dank 
des neuen Katasters sehr leicht auf die relevan-
ten Informationen zum Grundeigentum zugreifen 
können.

Zudem wird der ÖREB-Kataster die Rechts-
sicherheit erhöhen. Das Grundeigentum in der 
Schweiz ist mit Hypotheken von mehr als 500 
Milliarden Euro, also über 70’000 Euro pro Ein-
wohnerin und Einwohner belastet. 

Entsprechend hoch sind der Stellenwert von 
rasch verfügbaren, verlässlichen Informationen 
zum Grundeigentum und die wirtschaftliche Be-
deutung dieses neuen Katasters, der die beiden 
anderen Säulen des schweizerischen Kataster-
systems (das Grundbuch und die amtliche Ver-
messung) ergänzt.

6.  Ein neues Tätigkeitsfeld = Chance für die 
privatwirtschaftlich tätigen patentierten 
Ingenieur-Geometerinnen und  Geometer?

Niemand kann aus seiner Berufsausübung Mo-
nopol- oder Exklusivansprüche auf den ÖREB-
Kataster ableiten. 

Die Beschaffenheit der offen gelegten Infor-
mationen, die Komplexität der Verfahren zur 
Kontrolle und Zusammenlegung der Daten-
ebenen und die Notwendigkeit der Nutzung mo-
dernster Technologien führen dennoch zu einem 
Bedarf an Fachleuten, die über eine hervorra-
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gende technische, administrative und juristische 
Ausbildung verfügen. 

Aber diese Spezialisten sind zweifellos auch 
im Bereich der Digitalisierung und Modellierung 
der Daten gefragt. Es wäre zudem illusorisch 
zu denken, ein Auszug aus dem ÖREB-Katas-
ter würde schon beim Lesen sofort Antwort auf 
alle Fragen geben. Auch hier sind die Fachleute 
gefragt, jene Erläuterungen und Begleitinforma-
tionen beizusteuern, die von vielen Nutzerinnen 
und Nutzern erwartet werden. 

Und schließlich benötigen die mit der Verwal-
tung des ÖREB-Kataster betrauten öffentlichen 
oder halbprivaten Institutionen ebenfalls gut aus-
gebildete Spezialisten.

Der ÖREB-Kataster ist zweifelsohne eine gro-
ße Chance für alle Geomatikfachleute und vor 
allem für den gesamten Berufsstand. 

Der privatwirtschaftlich tätige Ingenieurgeo-
meter oder die Ingenieurgeometerin steht mit sei-
nem Fachwissen, seiner langjährigen Erfahrung 
in der Katasterführung, seiner breiten Grund-
ausbildung in technischer, aber auch rechtliche 
Hinsicht und dem täglichen Ausrichten seiner 
Tätigkeit auf die Wünsche und Bedürfnisse der 
Kunden sicher in der ersten Reihe der mögli-
chen Katasterführer. Er darf aber nicht einfach 
auf die Chance warten, sondern muss sich aktiv 
um dies Rolle bemühen.

7. Weitergehende Informationen

Weitergehende Informationen finden Sie im 
Internet-Portal des ÖREB-Kataster auf www.ca-
dastre.ch, wo bereits seit längerer Zeit das Portal 
der amtlichen Vermessung aufgeschaltet ist. Ab 
Ende 2010 können dort auch Informationen zum 
Grundbuch abgerufen werden. Alle Themen, die 
das Grundeigentum betreffen, werden somit vir-
tuell unter einer Adresse zugänglich sein.

Über das Portal des ÖREB-Kataster können 
Sie den «Erläuternden Bericht zur Verordnung 
über den ÖREB-Kataster» beziehen, der in ver-
schiedenen Sprachen vorliegt. Diese Übersichts-
darstellung sei allen Fachleuten empfohlen, die 
sich vertiefter mit den Details dieses Katasters 
beschäftigen möchten.

Für die breite Öffentlichkeit und den schnel-
len Leser wurde eine neue Informationsbroschü-
re mit dem Titel «Der ÖREB-Kataster – das zu-
verlässige, offizielle Informationssystem für die 
wichtigsten öffentlich-rechtlichen Eigentumsbe-
schränkungen» erstellt. 

Sie ist leicht verständlich und skizziert auf we-
nigen Seiten die näheren Umstände der Entste-
hung des Katasters, Bedeutung, Vorzüge und 
seine Funktionsweise. Die Broschüre in deut-
scher, französischer und italienischer Sprache 
kann man ebenfalls unter der gleichen Adresse 
www.cadastre.ch herunterladen. Diese Broschü-
re zielt bewusst darauf, den ÖREB-Kataster nicht 
nur den Behörden, sondern auch breiten Bevöl-
kerungskreisen näher zu bringen.
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A. Problemstellung

Das Verhältnis von Grundeigentum und Grenze 
im Regime des Grundsteuerkatasters ist durch-
aus komplex. Kataster- und Grundbuchsmappe 
geben die Grenze nicht verbindlich wieder, so-
dass als Folge unklarer Plan- und Naturgrenzen 
ein Grenzstreit nach den §§ 850 ff ABGB zu einer 
Grenzberichtigung führen kann. Gelingt es nicht, 
die maßgebliche wahre Naturgrenze zu finden, 
dh die bei der Anlegung des Grundbuchs in 
der Natur vorhandene oder seitdem wirksam 
in der Natur geänderte Grenze2, dann führt die 
Grenzberichtigung zwangsläufig auch zu einer 
Grenzänderung. Grenzänderungen können aber 
auch als Folge einer rechtsgeschäftlichen Ver-
äußerung und Übereignung von Teilflächen oder 
einer Ersitzung eintreten. Für das Gericht, das 
Vermessungsamt und die Vermessungsbefugten 
stellt sich daher folgende, im Einzelfall schwie-
rige Abgrenzungsfrage: Gilt es wirklich, einen 
zwischen den Nachbarn bestehenden Grenz-
streit beizulegen, oder wollen sich die Nachbarn 
bloß unter dem Deckmantel der Grenzstreit-
beilegung in Wahrheit eine rechtsgeschäftlich 
vereinbarte Eigentumsänderung und die damit 
verbundenen Verbücherungskosten ersparen? 
Die Unterschiede zwischen beiden Fällen sind 

erheblich: Ein bloßer Grenzstreit lässt sich auch 
außergerichtlich beilegen3, er führt im Kataster 
zu einer bloßen Mappenberichtigung. Rechts-
geschäftliche Erwerbe von Teilflächen werden 
dagegen erst mit grundbücherlicher Ab- und 
Zuschreibung wirksam (unten C.). Beide Fälle 
gilt es insbesondere auch im Verfahren zur Neu-
anlegung des verbindlichen Grenzkatasters zu 
unterscheiden. Der Beitrag versucht, anhand der 
höchstgerichtlichen Judikatur die maßgeblichen 
Unterscheidungskriterien herauszuarbeiten und 
die verfahrensrechtlichen Konsequenzen kurz zu 
erläutern.

B.  Mappenberichtigung bei Grundstücken im 
Grundsteuerkataster

Die Voraussetzungen für eine amtswegige Be-
richtigung einer fehlerhaften Katastermappe 
sind in § 52 Z 5 und 6 VermG geregelt. 

1. § 52 Z 5 VermG lautet: „Ergibt sich, dass 
die Darstellung des Grenzverlaufes eines Grund-
stückes in der Katastralmappe mit dem seit der 
letzten Vermessung unverändert gebliebenen 
Grenzverlauf dieses Grundstückes in der Natur 
nicht übereinstimmt, so ist die Berichtigung der 
Katastralmappe von Amts wegen vorzunehmen“.

Wahre Naturgrenze, Grenzberichtigung und  
vereinbarte Besitzänderung und ihre Folgen  
für die  Mappengrenze1

Christian Holzner, Linz

Kurzfassung

Weicht im Regime des Grundsteuerkatasters die Mappengrenze von der maßgeblichen wahren Naturgrenze ab, 
kann eine Berichtigung der Katastralmappe in gewissen Fällen amtswegig erfolgen, in anderen auf Antrag der 
Nachbarn durch Übermittlung des Plans eines Vermessungsbefugten. Eine Eigentumsänderung als Folge eines 
Erwerbsgeschäfts zwischen Nachbarn darf aber nicht einfach im Wege der Mappenberichtigung geschehen, die 
Grenzänderung setzt zuvor die grundbücherliche Ab- und Zuschreibung des Eigentums voraus. Diese Grundsätze 
gelten auch für Verfahren zur Neuanlegung des Grenzkatasters nach dem VermG 1968. Erörtert wird ua, wie sich 
Vermessungsorgane und Vermessungsbefugte in der Verhandlung bei Versuchen der Nachbarn, rechtsgeschäft-
liche Eigentumsänderungen als „Grenzfestlegung“ nach § 25 VermG in den neuen Grenzkataster zu schmuggeln, 
verhalten sollten.

Schlüsselwörter: Grenzstreit, wahre Naturgrenze, Berichtigung der Katastralmappe, Grenzerneuerung, Grenz-
berichtigung, Grenze und Eigentum, Ab- und Zuschreibung von Teilflächen, Vergleich über Grenzberichtigung, 
Grundsteuerkataster, Ersitzung und Grenzänderung, Grenzkataster-Neuanlegung, Festlegung des Grenzverlaufs 
im Anlegungsverfahren

1 Weitgehend unveränderte, mit Fußnoten versehene Fassung eines Vortrags auf der 29. Tagung der Bundesfachgrup-
pe Vermessungswesen im Austria Center Vienna am 17. 6. 2010.

2 Grundlegend Spielbüchler, Grundbuch und Grenze, JBl 1980, 169; 173; ihm folgend 4 Ob 94/08i = NZ 2009/95, 304; 
auf diese E verweisend auch VwGH 2006/07/0104.

3 Spielbüchler, JBl 1980, 170 f; SZ 40/29; 1 Ob 29/80; 1 Ob 193/98h.



Vermessung & Geoinformation 3/2010170

Zur Klarstellung, ob diese Tatbestandsvoraus-
setzungen auch erfüllt sind, ordnet § 43 Abs 6 
VermG letzter Satz seit 20084 an: 

„Bei Mappenberichtigungen hat das Protokoll 
überdies die Erklärung der Eigentümer zu ent-
halten, dass der Grenzverlauf seit der letzten 
Vermessung unverändert geblieben ist.“ 

§ 43 Abs 6 VermG sieht zudem vor, dass bei 
Erstellung von Plänen über ein nicht im Grenzka-
taster enthaltenes Grundstück ein beurkundetes 
Protokoll über die Festlegung des Grenzverlaufs 
anzuschließen ist. Dieses sollte auch von den Ei-
gentümern unterschrieben werden; nur hilfswei-
se ist vorgesehen, dass bei Nichterlangung der 
Zustimmungs erklärungen der Eigentümer der 
Plan eine Erklärung des Planverfassers über den 
Grenzverlauf unter Angabe der Namen und Ad-
ressen der betroffenen Eigentümer zu enthalten 
hat. Die Zustimmungserklärung nach § 43 Abs 6 
S 2 VermG wird durch ein auf die Verpflichtung 
zur Erteilung der entsprechenden Zustimmung 
lautendes rechtskräftiges Gerichtsurteil ersetzt5.

Dass der Grenzverlauf seit der letzten Vermes-
sung unverändert geblieben ist, kann sich nicht 
nur anlässlich einer Amtshandlung des Vermes-
sungsamts ergeben, sondern auch gerade in 
Fällen, in denen lediglich durch Parteien – etwa 
unter gleichzeitiger Vorlage eines diesbezügli-
chen Planes – die Unrichtigkeit der Mappendar-
stellung zutage tritt (ErläutRV, 1422 BlgNR 13. 
GP 16)6. Insgesamt ist diese Bestimmung also 
dazu gedacht, einen seit der Plananlegung oder 
der letzten Planänderung offenbar fehlerhaften 
Plan, der nicht den seit damals ungeänderten7 
Naturgrenzen entspricht, richtigzustellen, gleich-
gültig, wer diesen Fehler aufdeckt.

2. Den zweiten Fall einer Berichtigung 
des Grundsteuerkatasters regelt (seit BGBl I 
100/2008) § 52 Z 6 VermG: 

„Wird von dem zuständigen Gericht auf Grund 
eines Verfahrens zur Grenzerneuerung oder 
Grenzberichtigung gemäß § 850 des allgemei-
nen bürgerlichen Gesetzbuches ein Plan über-
mittelt, so ist die Berichtigung des Grundsteuer-
katasters von Amts wegen vorzunehmen.“

In den EB (542 BlgNR 23. GP 21) findet sich 
für die Neuregelung folgende Erklärung: „Da bei 
diesen Verfahren zur Erneuerung und Berichti-
gung der Grenzen der Grenzverlauf oftmals neu 
festgelegt wird, sind diese Mitteilungen nicht 
unter den Tatbestand der Mappenberichtigung 
gem § 52 Z 5 VermG zu subsumieren.“

Dass die Voraussetzungen von Z 5 und Z 6 
verschiedene sind, ist aber nicht zwingend: 
Überschneidungen zwischen beiden Ziffern sind 
denkbar, z.B. wenn die erfolgte Grenzerneue-
rung oder -berichtigung die Grenze an der bis-
herigen, seit dem letzten Katasterplan unverän-
dert gebliebenen Naturgrenze festlegt.

Aufgrund eines Gerichtsverfahrens iSd Z 6 
übermittelte Pläne sind nach allgemeinen pro-
zessualen Regeln auch solche, die auf einem 
prozess beendenden Vergleich nach § 204 ZPO 
beruhen, weil auch dieser die Erledigung eines 
eingeleiteten Verfahrens bewirkt8. In den Fällen 
amtswegiger Berichtigung haben die Eigentü-
mer nach der Rsp des VwGH kein Antragsrecht 
auf Erledigung, das eine Entscheidungspflicht 
der Vermessungsbehörde auslöst, sondern nur 
die Möglichkeit einer Anregung der Behörde9. 
Diese ist aber natürlich zu gesetzeskonformer 
Erledigung verpflichtet.

3. Nicht vorgesehen ist die amtswegige Be-
richtigung für die außergerichtliche Grenzberich-
tigung durch Vergleich nach einem Streit. Das 
dürfte wohl auch der Absicht des Vermessungs-
gesetzgebers entsprechen, der die amtswegige 
Berichtigung grundsätzlich auf Fälle beschrän-
ken wollte, in denen entweder der Mappenstand 
schon anfänglich von den seit damals unverän-
derten wahren Naturgrenzen abweicht (Z 5) oder 
in denen ein gerichtliches Verfahren stattgefun-
den hat. 

Haben nun die Nachbarn außergerichtlich ei-
nen Grenzstreit durch Vergleich beigelegt und 
übermitteln sie dem Vermessungsamt gemein-
sam Pläne und Protokolle eines Vermessungsbe-
fugten über die festgelegte Grenze, die den Vo-
raussetzungen des § 43 Abs 6 VermG genügen, 
dann muss das Vermessungsamt den Grund-
steuerkataster grundsätzlich entsprechend be-

4 BGBl I 100/2008.
5 VwGH 85/04/0094 = VwSlg 11.861A (zu § 43 Abs 5 und 6); darauf verweisend Twaroch, Kataster- und Vermessungs-

recht (2009) § 43 Anm 41.
6 Die Bestimmung stammt aus der VermGNov BGBl 238/1975.
7 Ungeändert sind die Naturgrenzen mE auch dann, wenn sie zwar in der Natur nicht mehr durch Vermarkung kennt-

lich sind, der Grenzverlauf den Beteiligten aber noch bekannt ist.
8 Vgl insb die Prozessbeendigungswirkung, Gitschthaler in Rechberger, ZPO3 §§ 204-206 Rz 25 mwN.
9 StRsp, vgl zu Z 5 VwGH 97/06/0203; s auch 94/06/0144
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richtigen. Die Grenzfestsetzung infolge außerge-
richtlicher Bereinigung des Grenzstreits wird ja 
nach hA schon mit dem außer gerichtlichen Ver-
gleich selbst wirksam10, zwischen den Nachbarn 
entsteht ein vollstreckbarer Anspruch auf Dul-
dung der Grenzziehung11, sodass die Mappe an 
die festgesetzte wahre Naturgrenze anzupassen 
ist. Dass diese Mappenberichtigung geboten ist, 
ergibt sich mE auch aus der dienenden Funktion 
der Katastermappe und des Grundsteuerkatas-
ters gegenüber dem Grundbuch.

Vor allem aber gibt es zur Bekanntgabe der 
Grenzberichtigung durch Planübermittlung gar 
keine gangbare Alternative. Eine Ab- und Zu-
schreibung nach LiegTeilG könnte bei unklarer 
oder strittiger Grenze nicht weiterhelfen. Es ließe 
sich ja gar nicht sagen, bei welchem Grundstück 
ab- und bei welchem zugeschrieben werden 
sollte, wenn die Grenze zuvor strittig war, insbe-
sondere auch, weil bei Grundstücken im Grund-
steuerkataster nicht die bisherigen Plangrenzen, 
sondern die wahren Naturgrenzen maßgeblich 
sind12. Einzig gangbarer Weg bleibt also nur die 
Katasterberichtigung aufgrund des gestellten 
Antrags.

Dem Vermessungsgesetzgeber darf ins-
besondere auch nicht etwa unterstellt werden, 
dass er eine Mappenberichtigung ausschließ-
lich amtswegig über § 52 Z 6 VermG, also über 
ein vorangehendes Gerichtsverfahren, vorge-
sehen hätte. Die Möglichkeit einer Mappenbe-
richtigung durch Übermittlung eines Plans hat ja 
auch schon vor Inkrafttreten der geänderten Z 6 
im Juli 200813 bestanden (vgl schon § 43 Abs 6 
VermG alte Fassung). Verträte man die Gegen-
auffassung, würde das entweder das Fortschlep-
pen eines falschen Mappenstandes bedeuten14 
oder die Nachbarn zur gerichtlichen Austra-
gung von Grenzstreiten nötigen. Der Zweck der 
vermessungs rechtlichen Regelung über die 
amtswegige Durchführung von Katasterberichti-
gungen kann aber keinesfalls darin liegen, Ge-

richte mit zivilrechtlich sonst nicht notwendigen 
Grenzstreiten zu belasten. 

4. Ausgenommen von der Mappenberichti-
gung sollten aber jene erheblichen Änderungen 
der Katastermappe sein, die den dringenden 
Verdacht nahelegen, dass die Nachbarn durch 
Vortäuschen eines Vergleichs eine Eigentums-
änderung infolge eines Erwerbsgeschäfts ver-
schleiern wollen15. Derartige Eigentumsänderun-
gen setzen zwingend die bücherliche Ab- und 
Zuschreibung von Eigentum (bzw die Schaffung 
eines neuen Grundbuchskörpers) nach dem 
LiegTeilG voraus. Ein „Vergleich“ darüber könn-
te die Grenze auch gar nicht wirksam verändern, 
weil die Parteien über die gesetzlich angeord-
nete Notwendigkeit der bücherlichen Ab- und 
Zuschreibung von Eigentum nicht disponieren 
können16. Ob der Verdacht einer solchen Ver-
schleierung naheliegt, wird maßgeblich auch 
von der Qualität der grafischen Mappe im je-
weiligen Gebiet abhängen. In der Regel wird 
die jeweilige Vermessungsbehörde und werden 
auch die vermessungsbefugten Ingenieurskon-
sulenten Erfahrungswerte haben, wie groß die 
Abweichungen bei welchem Alter der Pläne sein 
können. Im Einzelfall bestehende größere Abwei-
chungen bedürften einer besonderen, eindeutig 
nachvollziehbaren Begründung, nur dann kommt 
auch hier eine außergerichtliche Beilegung eines 
Grenzstreits mit anschließender Mappenberichti-
gung ebenso in Betracht wie ein bloßer Mappen-
berichtigungsantrag aufgrund eines vorgelegten 
Plans, weil die Nachbarn die wahre Naturgrenze 
immer schon gekannt und als maßgeblich ange-
sehen haben. 

5. Zusätzlicher Überlegungen bedarf es 
schließlich für eine dritte Gruppe, nämlich für 
Fälle, in denen eine Grenzänderung die Folge 
einer außerbücherlich bereits eingetretenen Ei-
gentumsänderung ist (etwa infolge Ersitzung ei-
ner Teilfläche). Darauf wird im nächsten Kapitel 
noch einzugehen sein.

10 Spielbüchler, JBl 1980, 169, 170: als wirksam hinzunehmen; Angst, Die zivil- und vermessungsrechtliche Bedeutung 
der Festlegung der Grundstücksgrenzen im Zuge von Grundstücksvermessungen, NZ 2010, 193; 196; 1 Ob 193/98h. 
Vgl zur Neuanlegung des Grenzkatasters auch VfGH G 203/06 = VfSlg 18.071: In § 25 Abs 2 VermG geht es um die 
Feststellung des Grenzverlaufs in der Natur, was keinesfalls in die Zuständigkeit der Vermessungsbehörden fällt, die 
ihre Tätigkeit vielmehr auf dieser Feststellung aufbauen.

11 1 Ob 193/98h.
12 Vgl oben bei FN 2.
13 Genau am 4. Juli 2008; § 52 Z 6 kommt nicht unter den in § 57 Abs 6 VermG erwähnten Bestimmungen vor, die erst 

am 1. 1. 2009 in Kraft traten, vgl ErläutRV, 542 BlgNR 23. GP 21. Es bestand also offenbar dringender Bedarf nach 
einem früheren Inkrafttreten dieser Regelung.

14 Weil die außergerichtliche Beilegung eines Grenzstreits die wahre Naturgrenze mit konstitutiver Wirkung verändert.
15 Spielbüchler, JBl 1980, 169, 170; ihm folgend 1 Ob 17/91 = NZ 1992, 292, dazu unten D.; 1 Ob 229/97a.
16 Ähnlich, wie etwa auch der modus der Grundbuchseintragung nicht zur Disposition der Parteien steht.
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C. Zum Verhältnis von Eigentum und Grenze

1. Hier ist zunächst festzuhalten, dass nach hM 
die Ersitzung des Eigentums an einer Teilfläche 
die bisherige Liegenschaftsgrenze noch nicht 
ändert17. Erwirbt ein Dritter die von der Ersit-
zung betroffene Liegenschaft gutgläubig in ihren 
bisherigen Grenzen, weil die Ersitzung nicht er-
kennbar ist, könnte das den Eigentumserwerb 
des Ersitzers ja wieder rückgängig machen18. 
Selbst der schlechtgläubige Dritte, der kein 
Eigentum erwirbt, wäre bloß einem Anspruch 
auf Berichtigung nach § 1498 ABGB (durch 
Berichtigungsklage) bzw nach § 136 GBG 
(durch Berichtigungs antrag) ausgesetzt19. Eine 
Eigentumsänderung bewirkt also noch nicht per 
se auch die Grenzänderung; letztere tritt aber 
jedenfalls als Folge der Verbücherung der Ersit-
zung ein. 

Entsprechendes gilt für die grundbücherliche 
Ab- und Zuschreibung eines Teilstücks aufgrund 
eines Rechtsgeschäfts: Der Grenzverlauf ändert 
sich nach der Rsp erst durch den bücherlichen 
Eigentumswechsel20.

2. a) Schwieriger ist offenbar die umgekehr-
te Frage zu beantworten, welche Voraussetzun-
gen hinsichtlich der Eigentumsverhältnisse erfüllt 
sein müssen, damit eine vereinbarte Grenzän-
derung wirksam wird. Angst betont einerseits, 
dass die Festlegung der Grenze für sich allein 
noch nicht zum Eigentumserwerb führt 21. Das ist 
schon deshalb zutreffend, weil jeder Eigentums-
erwerb sowohl einen Erwerbstitel als auch die 
Verbücherung als Modus voraussetzt, die beide 
mit einer Vereinbarung zur Festlegung der Gren-
ze jedenfalls noch nicht per se gegeben sind. 
Haben die Nachbarn freilich einen Grenzstreit 
durch außergerichtlichen Vergleich beigelegt, 
stellt dieser Vergleich den Titel sowohl für die 

Grenz- als auch für die allfällige Eigentumsände-
rung (in welche Richtung auch immer) dar; ein 
Modus erübrigt sich ebenfalls, es bedarf nur der 
oben B. bereits behandelten – bloß deklarativen 

– Mappenberichtigung. 

b) Angst scheint aber – anders als Twar-
och 22 – aus der Unabhängigkeit der Grenze 
vom Eigentum weiters zu folgern, dass eine 
die Vermessungs behörden bindende Grenz-
festlegung im Einvernehmen auch unabhängig 
vom Eintragungsgrundsatz und vom Umfang 
des Eigentumsrechts erfolgen kann23. Soweit 
Angst damit meinen sollte, dass die vereinbarte 
Grenzänderung immerhin einen schuldrechtlich 
wirksamen Titel für die künftige Grenze darstellt, 
der aber mangels einer bereits erfolgten Eigen-
tumsänderung noch keine konstitutive Grenzän-
derung bewirken kann, wäre dem wieder zuzu-
stimmen. Er geht aber offenbar noch darüber 
hinaus und will die Vermessungsämter auch zur 
Verbücherung von Grenzen verpflichten, für die 
sich die passenden Eigentumsverhältnisse erst 
aus künftig erfolgenden, nach § 28 LiegTeilG zu 
bewirkenden Ab- und Zuschreibungen ergeben. 

ME setzt eine konstitutive Grenzänderung 
aber grundsätzlich voraus, dass die ihr entspre-
chenden Eigentumsverhältnisse schon vorlie-
gen bzw durch bücherlichen Eigentumswech-
sel zuvor sachenrechtlich wirksam geschaffen 
wurden24. Konstitutiv wirksam kann eine Grenze 
denklogisch nur zwischen bereits existierenden 
Eigentumseinheiten werden25. Diese Auffassung 
scheint auch die E 1 Ob 17/9126 zu bestätigen:

„Selbstverständlich ist es Grundnachbarn er-
laubt, eine einvernehmliche außergerichtliche, 
sie und ihre Rechtsnachfolger bindende Grenz-
erneuerung oder Grenzberichtigung vorzuneh-
men (Gamerith in Rummel2 Rz 5 zu § 850; Jensik 

17 Spielbüchler, JBl 1980, 170 f; 1 Ob 583/85; 1 Ob 13/99i.
18 Vgl die Ausführungen des OGH in 2 Ob 687/55 = SZ 28/256 = JBl 1956, 209; vgl implizit auch Spielbüchler, JBl 

1980, 170. Insbesondere könnte aber ein gutgläubiger Hypothekargläubiger das Recht erwerben, die Liegenschaft 
in ihren bisherigen wahren Grenzen verwerten zu dürfen, weil diesfalls eine Besichtigung der Liegenschaft nicht ver-
kehrsüblich ist, s 1 Ob 822/82 = SZ 55/191 = JBl 1984, 42 genau für den Fall der Ersitzung einer Teilfläche (wes halb 
die Abschreibung dieser Teilfläche nach dieser E der Zustimmung des Hypothekargläubigers bedarf).

19 Spielbüchler, JBl 1980, 169, 170.
20 1 Ob 583/85; 1 Ob 17/91 = NZ 1992, 292; 1 Ob 13/99i.
21 Angst, NZ 2010, 197.
22 Grundstücksgrenzen und Kataster, NZ 1994, 54; 59; vgl auch Twaroch, Kataster- und Vermessungsrecht (2009) § 25 

VermG Anm 18, die E 1 Ob 17/91 = NZ 1992, 292 zitierend. Twaroch dürfte damit – wie die E 1 Ob 17/91 = NZ 1992, 
292 – eine konstitutive und daher in den Grenzkataster einzutragende Grenzänderung für ausgeschlossen halten.

23 Angst, NZ 2010, 196 ff.
24 Anderes gilt nur für den oben B. 3. behandelten Fall, dass die Berichtigung der Grenze durch außergerichtliche Bei-

legung eines Grenzstreits im Vergleichsweg zugleich die Eigentumsverhältnisse klärt.
25 Die Grenze ist ja letztlich nichts anderes als jene Linie, an der diese – wie unten 2. d) noch zu zeigen sein wird – 

grundbücherlich bereits existierenden Eigentumseinheiten aneinanderstoßen.
26 = NZ 1992, 292.
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in Rechtslexikon, Grenzstreit 1; Ehrenzweig 2 I/2, 
142; Hofmeister in Schwimann, ABGB Rz 5 zu 
§ 850; Spielbüchler, Grundbuch und Grenze, JBl. 
1980, 170). Da es aber wegen des geltenden 
Eintragungsgrundsatzes benachbarten Eigen-
tümern im Einvernehmen nicht möglich ist, die 
Grenzen ihrer Grundstücke durch Versetzen der 
Grenzzeichen zu ändern (Spielbüchler aaO), re-
gelt der in einer einvernehmlichen außergericht-
lichen Grenzerneuerung und Grenzberichtigung 
abgeschlossene Vergleich die Eigentumsgrenze 
nur dann, wenn die Voraussetzungen für die An-
rufung des Gerichtes auf Grenzerneuerung oder 
Berichtigung nach den §§ 850 ff ABGB vorgele-
gen wären. Durch eine vergleichsweise vorge-
nommene Grenzberichtigung darf ein nur nach 
Teilung eines Grundstückes und Abtretung des 
Teilgrundstückes angestrebter Eigentumswech-
sel etwa aus dem Titel des Kaufes oder Tau-
sches nicht verschleiert werden (Spielbüchler 
aaO). Der erkennende Senat hat daher in seiner 
Entscheidung 1 Ob 583/85 (zitiert bei Gamerith 
aaO Rz 4 zu § 851) bereits ausgesprochen, dass 
der Grenzverlauf zwischen zwei Grundstücken 
nur durch einen bücherlichen Eigentumswech-
sel oder durch eine Berichtigung der strittigen 
Grenze geändert werden kann. Im vorliegenden 
Fall wurde weder behauptet noch festgestellt, 
dass die Grenze zwischen den Grundstücken 
265/4 und 267/1 unkenntlich war oder zu werden 
drohte bzw. streitig gewesen wäre. Die einver-
nehmliche Grenzverlegung, die ausschließlich 
zu Lasten des Grundstückes 265/4 ging, stellt 
sich daher in Wahrheit als eine durch Abschluss 
eines Kaufvertrages und Besitzübertragung an-
gestrebte Änderung der Eigentumsverhältnisse 
dar. Zu einer Eigentumsübertragung an dieser 
Teilfläche ist es dann aber mangels grundbü-
cherlicher Durchführung nicht gekommen.“

Insbesondere aus den zuletzt zitierten Aus-
führungen des OGH ergibt sich eindeutig, dass 
eine Grenzänderung, die nicht Bereinigung oder 
Berichtigung einer unklaren Grenze ist, sondern 
erst als Folge einer vereinbarten Übereignung 
entstehen soll, nicht einfach durch Festlegung 
der Grenze konstitutiv erfolgen kann. Die Par-
teien können also nur mit schuldrechtlicher 
Wirkung vorsehen, wo die neue Grenze ver-
laufen soll; diese entsteht konstitutiv aber erst 
durch grundbücherliche Ab- und Zuschreibung 
der betreffenden Teilfläche. Erst als Folge des 

Grundbuchs beschlusses über die Ab- und Zu-
schreibung des Trennstücks ändert sich also 
auch die Grenze. Das wird auch durch § 11 Abs 
1 Z 1 VermG bestätigt, der Einverleibungen von 
Grenzänderungen aufgrund von Grundbuchs-
beschlüssen vorsieht. § 11 VermG gilt zwar ei-
gentlich für Grundstücke im Grenzkataster, er ist 
aber gem § 52 VermG auch auf Grundstücke 
im Grundsteuerkataster anzuwenden. Kommt es 
also nicht zu einer Ab- und Zuschreibung auf-
grund eines Grundbuchsbeschlusses, bleibt die 
Grenze unverändert, wie die eben wiedergege-
bene E 1 Ob 17/91 im letzten Satz anklingen 
lässt. Auch andere E des OGH betonen in glei-
cher Weise, dass sich die Grenze erst durch den 
bücherlichen Eigentumswechsel ändert27. Die 
wahre Grenze kann der aktuellen Eigentumslage 
also hinterherhinken, weil sie – wie im Fall der Er-
sitzung einer Teilfläche – noch auf der bisherigen 
grundbücherlichen Eigentumslage beruht28, sie 
kann ihr aber nicht voranpreschen.

c) Eine Differenzierung danach, ob es vor der 
Mappenänderung noch einer Grundstücksteilung 
bedarf oder ob eine bloße Abweichung von Map-
pen- und Naturgrenze vorliegt, lässt sich auch aus 
der in anderem Zusammenhang ergangenen E 6 
Ob 523/7729 erschließen. Die E betraf eine Berich-
tigungsklage gemäß § 1498 ABGB infolge 30jäh-
riger Ersitzung einer Teilfläche der eingetragenen 
Liegenschaft (wobei die Teilfläche offenbar nicht 
einer benachbarten Liegenschaft zugeschrieben 
werden, sondern selbständig bleiben sollte). Der 
OGH hält es für zulässig, diese zur Verbücherung 
führende Berichtigungsklage nach § 1498 ABGB 
in Form einer Leistungsklage (und nicht einer Fest-
stellungsklage) einzubringen, wenn es der Teilung 
eines Grundstücks bedarf, um die Grundlage einer 
bücherlichen Eintragung zu schaffen, weil die Ersit-
zung einen erheblichen Teil der Liegenschaft be-
trifft. Gehe es um die Ersitzung eines erheblichen 
Teils der Liegenschaft, könne nicht mehr von einer 
Divergenz bloß zwischen Mappengrenze und Na-
turgrenze ausgegangen werden. Damit lehnt der 
OGH die Ausführungen der Klagebeant wortung 
ab, nach der außerbücherliche Grenzänderungen 
infolge Ersitzung Gegenstand einer Mappenbe-
richtigung seien, weil die Mappe im Grundsteu-
erkataster ohnehin keinen Beweis hinsichtlich der 
Grenzen und Flächenausmaße liefere. Auch hier 
lässt der OGH also erkennen, dass bei Ersitzung 
erheblicher Teile einer Liegenschaft eine bloße 

27 S schon oben bei FN 20 1 Ob 583/85; 1 Ob 13/99i.
28 S oben bei und in FN 18.
29 = SZ 50/23. 
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Grenzberichtigung und in der Folge eine katas-
termäßige Mappenberichtigung ausscheidet. Die 
Grenzänderung ist daher in solchen Ersitzungs-
fällen regelmäßig erst die Folge einer Abschrei-
bung des ersessenen Teils und der Bildung eines 
neuen Grundbuchskörpers oder der Zuschreibung 
zu einem benachbarten30. Eine bloße Mappenbe-
richtigung kommt dagegen etwa dann in Betracht, 
wenn die zuletzt maßgeblichen Pläne von Anfang 
an fehlerhaft waren. Für diese anfängliche Feh-
lerhaftigkeit kann allerdings auch ein seit damals 
unveränderter abweichender Besitz sprechen (vgl 
den oben B. erörterten § 52 Z 5 VermG). Man darf 
dann aber nicht den Fauxpas begehen, sich pri-
mär auf Ersitzung zu berufen, weil der OGH bei er-
heblichen Änderungen infolge Ersitzung zuvor die 
bücherliche Abschreibung fordert. 

d) Damit noch nicht endgültig entschieden ist 
aber die Frage, ob eine echte außerbücherliche Ei-
gentumsänderung infolge vollendeter Ersitzung 31 
einer erheblichen Teilfläche es den Nachbarn er-
möglicht, bereits durch bloße Vereinbarung über 
die neue Grenze eine konstitutive Grenzänderung 
herbeizuführen, maW: Ist es möglich, die wahre 
Naturgrenze durch eine entsprechende Vereinba-
rung wirksam an die wahre außerbücherliche Ei-
gentumslage anzupassen? Für Liegenschaften im 
Grundsteuerkataster ist ein Abweichen der wahren 
Naturgrenze zumindest von der mappenmäßigen 
Eigentumslage ja nicht ausge schlossen. Erlaubt es 
dieser Umstand, für die wahren außerbücherlichen 
Eigentums verhältnisse auch gleich eine neue wah-
re Naturgrenze konstitutiv festzulegen? 

Hier stellt sich allerdings sofort die Frage, ob 
die Möglichkeit einer solchen konstitutiven außer-
bücherlichen Grenzänderung nicht für zusätzli-

che Verwirrung sorgen würde: So könnten etwa 
Dritte den ersessenen, aber bücherlich noch 
nicht abgeschriebenen Teil der Liegenschaft 
mit dieser nach Maßgabe der bisherigen Grund-
buchslage immer noch in den alten wahren 
Grenzen gutgläubig erwerben32, vorausgesetzt, 
dass die außerbücherliche Eigentumsänderung 
nach Maßgabe der tatsächlichen Besitzlage 
im Erwerbszeitpunkt nicht erkennbar ist. Der 
grundbücherlichen Eigentumslage entspricht ja 
weiterhin die bisherige wahre Naturgrenze, die 
grundsätzlich auch die räumliche Reichweite 
des Erwerbes der ersitzungsbetroffenen Liegen-
schaft im Vertrauen auf den Grundbuchstand be-
stimmt33. Eine außerbücherliche Grenzänderung 
wäre mit einem solchen Gutglaubenserwerb je-
denfalls wieder obsolet. 

Insbesondere wäre es aber gefährlich, wenn 
das Vermessungsamt – würde man die außer-
bücherlich vereinbarte Grenzänderung als kon-
stitutiv wirksam ansehen – einem formellen An-
trag beider Nachbarn auf Änderung der Grenze 
in der Katastermappe schon stattgeben müsste, 
noch bevor eine beschlussmäßige Grundbuchs-
berichtigung nach § 136 GBG wegen Ersitzung 
der Teilfläche erfolgt ist. Was nämlich, wenn 
ein Grundbuchsbe richtigungsantrag dann aus 
Kostengründen oder Bequemlichkeit doch un-
terbliebe? Die Vermessungs behörde hätte 
zwar gem § 28 LiegTeilG die Möglichkeit, das 
Grundbuchsgericht zu verständigen, worauf-
hin dieses die säumige Partei zur Herstellung 
des korrekten Grundbuchstandes zu verhalten 
hätte34. Man sollte aber den Elan der Grund-
buchsgerichte, die Grundbuchsordnung mit den 
in § 28 LiegTeilG vorgesehenen Beugestrafen 
durchzusetzen, nicht überschätzen35. Auch we-

30 Bis dahin – so die hM, oben ab FN 17 im Text – könnte durch einen gutgläubigen Erwerb der ersitzungsbetroffenen 
Liegenschaft das Eigentum wieder zurückwechseln (wenn der fremde Besitz nicht erkennbar ist), sodass sich eine 
Grenzänderung erübrigt.

31 Damit ist aber nicht das längst verworfene Klang’sche außerbücherlichen Eigentum gemeint, das auch nicht verbü-
cherte Erwerber bereits ab körperlicher Übergabe der Liegenschaft gegen „schlechtgläubige“ Dritte schützen sollte, 
Klang in Klang2 II 361; dagegen F. Bydlinski in Klang2 IV/2, 118 ff; Holzner, Zur Beeinträchtigung fremder Forderungs-
rechte durch den Erwerber im angemerkten Rang, FS Koziol (2010) 684 f.

32 Vgl oben ab FN 17, insb Spielbüchler, JBl 1980, 170: Nur der schlechtgläubige Erwerber, der nicht von der alten 
Grenze ausgehen durfte, muss den außerbücherlichen Erwerb durch Ersitzung hinnehmen.

33 Anderes gälte ausnahmsweise etwa dann, wenn schon der Erwerbstitel den ersessenen Teil ausklammert; eine gleich-
wohl erfolgte Eintragung wirkt nur für den vom Titel gedeckten Teil, Spielbüchler in Rummel, ABGB3 § 431 Rz 5.

34 Auch der Fall der Ersitzung verpflichtet den Ersitzungseigentümer zur Herstellung der Grundbuchsordnung, vgl 5 Ob 
77/84 = NZ 1985/34, 34 (Hofmeister) = JBl 1985, 369. Die bisherige Eigentümerin hatte die außerbücherlich durch 
Ersitzung Eigentümer Gewordenen erfolglos auf Unterlassung der Benutzung geklagt, der Rechtsvertreter der Kl (!) 
hatte das dem Vermessungsamt mitgeteilt und das Vermessungsamt das Erstgericht gem § 28 LiegTeilG mit einem 
Anmeldungsbogen verständigt. Vom erfolgten Grundbuchsbeschluss ist dann wieder das Vermessungsamt zu ver-
ständigen, das die Mappenänderung durchzuführen hat.

35 Ein Leiter eines Vermessungsamtes berichtete nach meinem Vortrag von einem Fall, in dem das Grundbuchsgericht 
nach Verhängung einer Strafe im zweistelligen Eurobereich keine weiteren Durchsetzungsversuche mehr unternahm, 
sodass trotz der bereits durchgeführten Mappenänderung die bücherliche Abschreibung endgültig unterblieb. Was 
daraus rechtlich folgt, ist höchst unklar. 
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gen der dienenden Funktion der Katastermappe 
gegenüber dem Grundbuch sprechen mE die 
besseren Argumente für die Auffassung, dass 
die Vermessungs behörde nicht sehenden Au-
ges eine Diskrepanz zwischen Grundbuch und 
Katastermappe schaffen darf, selbst wenn die 
Mappe damit nur die wahren außerbücherlichen 
Eigentumsverhältnisse zum Ausdruck brächte. 
Zuerst muss also das Grundbuch berichtigt wer-
den36. Von dieser Grundbuchsberichtigung und 
Grenzänderung durch Gerichtsbeschluss ist die 
Vermessungsbehörde dann ohnehin in Anwen-
dung des § 11 Abs 1 Z 1 iVm § 52 VermG37 zu 
verständigen und auch die Mappengrenze amts-
wegig anzupassen. Gelangt der Vermessungs-
behörde eine außerbücherliche Eigentumsände-
rung durch Ersitzung vorher schon zur Kenntnis, 
hat sie aber gem § 28 LiegTeilG das Grund-
buchsgericht zu verständigen und dieses die 
säumige Partei zur Herstellung des korrekten 
Grundbuchstandes zu verhalten. Mit dieser Vor-
gangsweise sollte eigentlich das Auslangen ge-
funden werden.

Eher abzulehnen erschiene demgegenüber 
die Alternative, dass das Vermessungsamt 
die als Reaktion auf eine Ersitzung vereinbar-
te Grenzänderung doch als konstitutiv ansieht, 
die Mappenänderung gleich durchführt und 
dann das Grundbuchsgericht gem § 28 Lieg-
TeilG zwecks Herstellung der Grundbuchs-
ordnung38 verständigt. Selbst wenn man diese 
Alternative auf den Fall einschränken würde, 
dass die Ersitzung dem Vermessungsamt be-
reits durch verbücherungs fähige beglaubig-
te Urkunden mitgeteilt wurde und die Stellung 
eines Grundbuchsberichtigungs antrags nach 
§ 136 GBG sowie die stattgebende E des Grund-
buchsgerichts mit hoher Wahrscheinlichkeit ab-
sehbar ist, bestünde ein Restrisiko, dass der 

Berichtigungsantrag aus Kostengründen doch 
noch unterbleibt39.

D.  Folgerungen für die Verhandlung zur  
Neuanlegung des Grenzkatasters

Was also folgt aus den bislang gewonnenen Er-
kenntnissen für das Verfahren zur Neuanlegung 
des Grenzkatasters? 

1. Für den Fall, dass bei diesem Verfahren ein 
Grenzstreit außergerichtlich durch Vergleich bei-
gelegt wird, führt die E 9 Ob 30/08i aus:

„Zur Anfechtung der Zustimmungserklärung 
zur einvernehmlichen Festlegung der Gren-
ze auch für den Grenzkataster ist festzuhal-
ten, dass der Oberste Gerichtshof in ständiger 
Rechtsprechung die Ansicht vertritt, dass es 
sich bei einvernehmlicher Festlegung der Gren-
ze, wenn alle Eigentümer der an das umzuwan-
delnde Grundstück angrenzenden Grundstücke 
entsprechende Zustimmungserklärungen abge-
geben haben, um einen außergerichtlichen Ver-
gleich nach § 1380 ABGB handelt (RS0013881 
mwN, etwa 1 Ob 24/05v). Regelmäßig sollen mit 
dem Verlangen – wie hier der Beklagten – auf 
Vermessung Streitigkeiten über den Grenzver-
lauf bereinigt werden (1 Ob 193/98h – ebenfalls 
zu einem Bauvorhaben, 1 Ob 24/05v). In der 
Rechtsansicht der Vorinstanzen, dass hier ein 
außergerichtlicher Vergleich vorlag, kann somit 
keine vom Obersten Gerichtshof aufzugreifende 
Fehlbeurteilung gesehen werden“.

Voraussetzung für den Vergleichscharakter 
und damit die außer gerichtliche Bereinigungs-
wirkung der Grenzfestlegung ist aber natürlich 
die in der Verhandlung objektiv gegebene Strit-
tigkeit der festgelegten Grenze. Das bestätigt 
auch die E 1 Ob 193/98h40:

„Die einverständliche Grenzberichtigung ohne 
Inanspruchnahme des Gerichts durch die Nach-

36 Vgl auch Spielbüchler, JBl 1980, 170 f: Bei Ersitzung kann erst der Vollzug bücherliches Eigentum verschaffen und 
die Grenze der bücherlich maßgebenden Parzelle verändern. Zu den Voraus setzungen der nach § 39 VermG erfor-
derlichen Planbescheinigung des Vermessungsamts, wenn die Ersitzung mit Zustimmung des Ersitzungsgegners 
durch Berichtigungsantrag nach § 136 GBG erfolgen soll, s Angst, NZ 2010, 199 ff; Twaroch, Vermessungsrecht, 
Anm zu § 39 VermG.

37 Nach § 52 VermG ist der Grundsteuerkataster nach den Bestimmungen des VermG weiterzuführen, § 11 findet sich 
dort nicht unter den nicht anwendbaren Bestimmungen.

38 Vgl oben ab FN 34.
39 Vgl oben bei und in FN 35; denkbar wäre auch, dass das Gericht die Berichtigungsvoraussetzungen doch nicht als 

erfüllt ansieht – mit der Folge, dass eine bereits durchgeführte Änderung des Grundsteuerkatasters wieder rückgän-
gig gemacht werden müsste.

40 Zum Verfahrensgang zwecks Überführung in den Grenzkataster hält dieselbe E erklärend fest: „Dem Eigentümer, 
der die Umwandlung seines Grundstücks, das heißt dessen Eintragung im Grenzkataster anstrebt, stehen nun zwei 
nach dem VermG rechtlich zulässige Wege offen:

 Der erste Weg besteht darin, an das zuständige Vermessungsamt als Behörde herantreten. Auf das darauf folgende 
Verfahren der Vermessungsbehörde ist gemäß § 3 Abs 1 VermG das AVG 1991 anzuwenden (EvBl 1992/186, SZ 
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barn ist zulässig (SZ 40/29; 1 Ob 29/80 unter 
Hinweis auf Spielbüchler, Grundbuch und Gren-
ze in JBl 1980, 170; Klang in Klang2 III 1147; Feil, 
Liegenschaftsrecht 87). Die Erklärung der Be-
klagten auf dem vom Geometer bei der ‚Grenz-
verhandlung’ aufgelegten Formblatt durch Ferti-
gung einer darin vorbereiteten Erklärung ist somit 
ein außergerichtlicher Vergleich der Streitteile 
iSd § 1380 ABGB über den vorher strittig ge-
wesenen Grenzverlauf zwischen deren Grund-
stücken iSd Vermessungsergebnisse des Geo-
meters (SZ 40/29; 3 Ob 150/74; 1 Ob 29/80 zu 
vergleichbaren Fällen einer Einigung von Nach-
barn, die gemeinsame Grundgrenze gemäß dem 
Stand der Katastralmappe festzustellen und zu 
vermarken; RIS-Justiz RS0013881; Hofmeister/
Egglmeier aaO § 850 ABGB Rz 5; Gamerith in 
Rummel2, § 850 ABGB Rz 5). Entgegen dem 
Prozeßstandpunkt der Beklagten ist ihre schrift-

liche Zustimmungserklärung somit keine bloße 
Wissenserklärung.“

In diesem Sinn ist auch § 28 Abs 1 Z 1 VermG 
zu verstehen41, wenn er formuliert: „Die Grundla-
ge für die Anlegung des Grenzkatasters bilden 
1. die Niederschriften über die Grenzverhandlun-
gen, in denen der Grenzverlauf festgelegt wurde 
(§ 25 Abs 1)“. Diese Festlegung des Grenzver-
laufs durch die erschienenen Eigentümer42 nach 
Vorhalt der vorhandenen Behelfe (Grundsteuer-
kataster, Pläne und andere, § 25 Abs 1 VermG43) 
erfolgt jedenfalls bei vorheriger Strittigkeit durch 
Vergleich und damit durch konstitutive, die Gren-
zen unmittelbar gestaltende Willenserklärungen 
der Parteien. Auch bei Unstrittigkeit der Grenzen 
wird aber, wenn eine Partei später einen Irrtum 
behauptet, für die Frage der Anfechtbarkeit eher 
von Willenserklärungen über den Grenzverlauf 
auszugehen sein, weil die Festlegung ja für die 

41 Vgl auch Angst, NZ 2010, 194.
42 Auch bei der teilweisen Neuanlegung (ua auf Antrag des Eigentümers) nach § 17 VermG ist eine Zusammenkunft 

der Eigentümer vorausgesetzt, auf die § 25 VermG sinngemäß anzuwenden sein wird (Angst, NZ 2010, 195 FN 15; 
Twaroch, Vermessungsrecht § 43 VermG Anm 11).

43 § 25 Abs 1 VermG lautet: „In der Grenzverhandlung ist von den erschienenen Eigentümern nach Vorhalt der vorhan-
denen Behelfe (Grundsteuerkataster, Pläne und andere) der Verlauf der Grenzen festzulegen und in der Weise zu 
kennzeichnen, wie sie § 845 des allgemeinen bürgerlichen Gesetzbuches vorsieht“. Der Grundsteuerkataster ist also 
nicht etwa unbeachtlich, sondern einer von mehreren zu beachtenden Behelfen.

67/68, je mwN). Einigen sich die Parteien bei der nach § 24 VermG vorgeschriebenen Grenzverhandlung über den 
Grenzverlauf, ist die Einigung in das Protokoll über die Grenzverhandlung aufzunehmen und damit zu beurkunden 
(§ 14 AVG). Einigen sie sich nicht, hat die Behörde nach § 25 Abs 2 VermG vorzugehen: Ist noch kein gerichtli-
ches Verfahren anhängig, so ist der Eigentümer, der behauptet, dass die Grenze nicht mit dem sich auf Grund der 
Behelfe ergebenden Grenzverlauf übereinstimmt, aufzufordern, binnen sechs Wochen ein für die Bereinigung des 
Grenzstreits bestimmtes gerichtliches Verfahren anhängig zu machen. Nach § 25 Abs 4 VermG steht den Parteien 
die Möglichkeit, ihr besseres Recht im Prozeßweg geltend zu machen (§ 851 Abs 2 ABGB), nur innerhalb von sechs 
Wochen nach rechtskräftiger Beendigung des außerstreitigen Verfahrens offen, wenn ein Eigentümer auf Grund einer 
solchen Aufforderung durch die Vermessungsbehörde einen Antrag auf Berichtigung der Grenze nach den §§ 850 ff 
ABGB stellt. Kommt der Eigentümer einer Aufforderung nach § 25 Abs 2 VermG nicht fristgerecht nach oder setzt er 
ein anhängiges gerichtliches Verfahren nicht gehörig fort, so ist er als dem von den übrigen beteiligten Eigentümern 
in der Grenzverhandlung angegebenen Grenzverlauf oder, wenn eine den Grenzverlauf festsetzende außerstreitige 
gerichtliche Entscheidung vorliegt, als dem Inhalt dieser Entscheidung zustimmend anzusehen (§ 25 Abs 5 VermG; 
vgl dazu auch Bauer, Das Verfahren zur Grenzberichtigung, Wiener Richter 1990, 17).

 Der zweite Weg kann dadurch beschritten werden, dass der Eigentümer nach § 18 VermG einen Umwandlungs-
antrag unter Anschluss des Plans eines Vermessungsbefugten iSd § 1 Abs 1 LiegTeilG stellt. Diesen Weg hat der 
Kläger gewählt, indem er sich als Umwandlungswerber seines Grundstücks an den Geometer als Ingenieurkonsulen-
ten für Vermessungswesen und Vermessungsbefugten wandte. Der vom Kläger beauftragte Geometer hielt nun die 
nach § 18a VermG vorgeschriebene Vorgangsweise nicht ein, sondern schrieb selbst eine der Behörde vorbehaltene 
„Grenzverhandlung“ aus, die indes mangels Behördenstellung eines Ingenieurkonsulenten für Vermessungswesen 
keine solche Verhandlung nach dem AVG 1991 war und sein konnte, aber immerhin die Möglichkeit bot, neben der 
Vermessung alle nach § 18a VermG einspruchsberechtigten Anrainer zu versammeln. Werden nun bei einer sol-
chen, hier als „Grenzverhandlung“ bezeichneten Zusammenkunft mit den Eigentümern der an das umzuwandelnde 
Grundstück angrenzenden Grundstücke die Grenzen des umzuwandelnden Grundstücks – hier i.S. der Vermes-
sungsergebnisse des Geometers – einvernehmlich festgelegt und haben alle Anrainer entsprechende Zustimmungs-
erklärungen abgegeben, so verfügt das zuständige Vermessungsamt über Antrag des Eigentümers zufolge dieser 
einvernehmlichen Grenzberichtigung bescheidmäßig gemäß § 20 Abs 2 iVm § 17 Z 1 VermG die Umwandlung des 
Grundstücks iSd Eintragung im rechtsverbindlichen Grenzkataster (entsprechend dem im Akt erliegenden Muster-
bescheid Beilage 5).

 Wenn Nachbarn die Grenzerneuerung und -berichtigung einvernehmlich (außergerichtlich) vornehmen, begründet 
die Vereinbarung einen vollstreckbaren (§ 355 EO) Anspruch auf Duldung der Grenzziehung bzw. einen Anspruch 
gemäß § 36 EO, wenn die Grenzziehung vereinbarungswidrig vorgenommen wird (SZ 40/29; Hofmeister/Egglmeier 
in Schwimann2, § 850 ABGB Rz 5). Dass hier nach dem Inhalt der Beilage A die Fertigung durch den Geometer als 
Vermessungsbefugten noch ausstand, ist bedeutungslos. Er hatte bei der von ihm abgehaltenen „Grenzverhand-
lung“ keine behördliche Funktion und daher auch nichts zu beurkunden.“ 
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Nachbarn erkennbar die Grundlage der künftig 
maßgeblichen Plangrenzen bildet und daher ein 
Rechtsfolgewille zumindest in eventu zu unter-
stellen ist44. 

Angst 45 betont daher zusammenfassend, 
dass es im Fall der einvernehm lichen Grenzfest-
legung im Anlegungsverfahren nur auf den fest-
gelegten Grenzverlauf ankommt, und dass die 
Vermessungsbehörden an diesen Grenzverlauf 
auch dann gebunden sind, wenn er von dem in 
der Natur vorhandenen oder nach den Behelfen 
wahrscheinlichen abweicht. Die in § 25 Abs 1 
VermG genannten Behelfe dienen den Grund-
eigentümern nur als Orientierungshilfe, sie sind 
aber nicht die unverrückbare Grundlage für die 
Festlegung der Grenze. 

2. Keine wirksamen Grenzfestlegungen sind 
aber mE auch hier jene Grenzänderungen, die 
nach allgemeinen Regeln erst als Folge eigen-
tumsändernder Veräußerungs geschäfte eintre-
ten und die daher die Ab- und Zuschreibung 
von Teilstücken voraussetzen (oben C.2.b)). 
Der allgemeine Grundsatz, dass eine Grenz-
festlegung nicht zur Verschleierung verbü-
cherungsbedürftiger Ab- und Zuschreibungen 
dienen darf, muss auch im Verfahren zur Anle-
gung des Grenzkatasters unverändert gelten46. 
Festzulegen ist nur die aktuell maßgebliche wah-
re Grenze, nichts weiter. Die Vermessungsorgane 
und –befugten haben daher in der Verhandlung 
nach Plausibilitäts überlegungen zu überprüfen, 
ob die Voraussetzungen einer Grenzfestlegung 
objektiv erfüllt sind. Sie werden daher etwa auch 
festzuhalten haben, ob von Beginn der Verhand-
lung an Einigkeit über die wahre Naturgrenze 

herrscht oder ob die Einigung als Folge der zu-
lässigen Beilegung eines Grenzstreits erfolgt. 
Einigungen, mit denen die Nachbarn erkenn-
bar einen Eigentümerwechsel verschleiern wol-
len, sind im Protokoll unter Darlegung der dafür 
sprechenden Gründe47 als solche zu bezeich-
nen, die Nachbarn in der Verhandlung über die 
Unwirksamkeit einer derartigen „Grenzfestle-
gung“ und ihre Folgen zu belehren. Kommt es 
auch nach dieser Belehrung zu keiner plausiblen 
Festlegung, ist in weiterer Folge – wie im Falle 
einer Nichteinigung – nach § 27 Abs 2 VermG 
vorzugehen, also der in der Natur vorgefunde-
ne oder in Ermangelung eines solchen der sich 
auf Grund der Behelfe ergebende Grenzverlauf 
zu vermessen. Die eben geschilderten Anfor-
derungen an das Urteilsvermögen verlangen 
mithin nach einer Verhandlungsleitung durch 
qualifizierte Fachleute aus dem Vermessungs-
wesen, die auch mit den dargestellten rechtli-
chen Grundsätzen vertraut sind48.

Eine unzulässige Einigung der Nachbarn 
muss überdies wie eine Nichteinigung nach 
§ 25 Abs 2 VermG zur Aufforderung, ein ge-
richtliches Verfahren einzuleiten, an denjenigen 
Eigentümer führen, der einen vom vermessenen 
Grenzverlauf abweichenden Verlauf behauptet49. 
Die Nachbarn können in der Folge ja versuchen, 
das Gericht vom Vorliegen eines Grenzstreits zu 
überzeugen50. Nach § 28 Abs 3 VermG ist der 
Entwurf des Grenzkatasters auch dann zu er-
stellen, wenn die Grundlagen des Abs 1 – hier 
die wirksame Grenzfestlegung – hinsichtlich 
einzelner Grundstücke noch fehlen51. Scheitern 
die Nachbarn im gerichtlichen Grenzverfahren 

44 Vgl allgemein Rummel in Rummel3 § 863 Rz 4: bei Mitteilung rechtlicher Tatsachen liegt dann Willenserklärung vor, 
wenn der Erklärende eine entsprechende Rechtslage (mindestens in eventu) erst durch seine Erklärung schaffen will. 
Ein gewisses Indiz für das Vorliegen einer Willenserklärung ist auch die Zustimmungsfiktion in § 25 Abs 5 VermG bei 
Nichtbekämpfung der festgelegten Grenze, die allerdings auf den Nichteinigungsfall gemünzt ist. Die Chance einer 
Irrtumsanfechtung liegt nach der Rsp allerdings bei Einigkeit der Nachbarn sogar höher, weil dann gemein samer 
Irrtum (oder ein Fehlen der Geschäftsgrundlage) eher denkbar ist (einen Irrtum über die Vergleichsgrundlage beim 
außergerichtlichen Vergleich nach Grenzstreit bejahend 1 Ob 24/05v = MietSlg 57.204 = immolex 2005/154; allge-
mein zur Irrtumsanfechtung auch 1 Ob 193/98h).

45 Angst, NZ 2010, 194.
46 Vgl auch Twaroch, Vermessungsrecht § 25 VermG Anm 17 (1 Ob 583/85) und 18 (1 Ob 17/91 = NZ 1992, 292); an-

ders aber Angst, NZ 2010, 197.
47 Etwa bei behaupteten Abweichungen, die nach dem Alter und der durchschnittlich zu erwartenden Qualität der Ka-

tasterpläne ausgeschlossen erscheinen, oben B. nach FN 16 im Text. 
48 Der Verhandlungsleiter hat im Ergebnis eine ähnliche Aufgabe wie der Außerstreitrichter im Grenzstreit nach den 

§§ 850 ff ABGB.
49 Hilfsweise an den, dessen Behauptung den geringeren Grad der Wahrscheinlichkeit besitzt, § 25 Abs 2 aE.
50 Die außergerichtliche Einigung hilft den Nachbarn letztlich nicht weiter, weil eine erforderliche Zu- und Abschreibung 

wie ein bücherlicher Modus wirkt und daher nicht der Disposition der Parteien unterliegt.
51 Die Grundstücke sind im Entwurf aber gesondert kenntlich zu machen, § 28 Abs 3 VermG.



Vermessung & Geoinformation 3/2010178

ebenfalls, steht es ihnen immer noch frei, die 
Grenze auch nach Inkrafttreten des Grenzkatas-
ters durch einen Antrag auf Ab- und Zuschrei-
bung aufgrund Rechts geschäfts in ihrem Sinn 
ändern zu lassen52.
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die bücherliche Durchführung zuverlässig durchsetzen werden, erscheint aber zweifelhaft, s oben bei FN 35. § 28 
LiegTeilG passt obendrein nur auf Fälle eines bereits außerbücherlich eingetretenen Eigentumserwerbs zweifelsfrei 
(also für die Ersitzungsfälle, s oben C. bei FN 34, zB 5 Ob 77/84 = JBl 1985, 369 = NZ 1985/34, 34 [Hofmeister], oder 
den Zuschlag in der Zwangsversteigerung, s § 28 Abs 2, vgl LG Krems 1 R 198/98t sowie OLG Wien 1 R 571/28 = 
NZ 1929, 30, zitiert auch bei Bartsch, Grundbuchsrecht7 785 in FN 14); nur dann ist eindeutig die Grundbuchsord-
nung berührt. Siehe auch die E 5 Ob 29/84 = NZ 1985/35, 34 (Hofmeister), die richtig von der Voraussetzung einer 
„Änderung in der Person des Eigentümers“ spricht und bei einem noch nicht durchgeführten Rechtsgeschäft von 
der Unzulässigkeit des Vorgehens nach § 28 (im Fall war die Voraussetzung für ein vereinfachtes Verbücherungs-
verfahren nach §§ 15 ff LiegTeilG nicht erfüllt gewesen, eine Änderung in der Person des Eigentümers hatte nicht 
stattgefunden; die Mitteilung der Vermessungsbehörde nach § 28 war also nach Auffassung des OGH unrichtig, so-
dass die vom Verbücherungsauftrag betroffene Stadtgemeinde das hätte geltendmachen können). Nicht ohne Grund 
untersucht Köllensperger § 28 in Verbindung mit dem grundbücherlichen Richtigkeitsgebot (Zum grundbücherlichen 
Richtigkeitsgebot und seiner amtswegigen Verwirklichung [§ 28 LiegTeilG], JBl 2008, 205 und 295), auch wenn sie 
selbst offenbar von einem weiteren Anwendungsbereich ausgeht (300 ff, vgl auch schon Bartsch, Grundbuchs recht 
783 ff). Ob das Grundbuchsgericht jemanden dazu verhalten können sollte, ein bloß obligatorisch wirkendes Rechts-
geschäft verbüchern zu lassen, erscheint aber äußerst zweifelhaft; das sollte Sache der Vertragspartner bleiben. Es 
genügt doch, dass der dingliche Rechtserwerb nicht stattfindet (und dass man außerbücherlichen Erwerbern – an-
ders als die Rsp bei den „offenkundigen“ Servituten – keinen überschießenden Schutz angedeihen lässt, vgl auch 
oben FN 31). Mit gutem Grund formuliert § 28 Abs 1 LiegTeilG, dass die „bücherliche Eintragung des Eigentums 
unterblieben“ ist und nicht etwa die bücherliche Durchführung von Verträgen. Einzige Ausnahme in der Rsp zum 
LiegTeilG scheint der Fall des Todes jenes bloßen Bucheigentümers zu sein, der infolge einer Veräußerung nicht mehr 
Naturalbesitzer der Liegenschaft ist, weshalb diese nach stRsp nicht mehr ins Verlassenschafts inventar aufgenom-
men wird, vgl 1 Ob 7/48 = SZ 21/76 = JBl 1948, 502, 7 Ob 173, 174/66 = JBl 1967, 623; 3 Ob 542/94 = NZ 1995, 
112. In diesem von der Inventarsrechtsprechung selbst „erzeugten“ Sonderfall ließe sich die Anwendung des § 28 
LiegTeilG gegenüber dem außerbücherlichen Erwerber aber dadurch erklären, dass ohne eine rasche Verbüche-
rung dieses Erwerbers ein außerbücherlicher Eigentumserwerb der Erben des Eingetragenen an der Liegenschaft 
qua Gesamtrechtsnachfolge suggeriert würde (auch wenn deren Eintragung dann ohnehin unterbleibt), sodass man 
insofern die Grundbuchsordnung als berührt ansehen könnte. Diese sich auf Klang in Klang1 II/1, 207 berufende 
Rsp (s die LeitE 1 Ob 7/48 = SZ 21/76 = JBl 1948, 502) ist allerdings ganz offenbar durch die längst überholte Lehre 
vom Klang’schen außerbücherlichen Eigentum (oben in FN 31) fehlgeleitet (in diese Richtung schon 8 Ob 644/91 
= EvBl 1993/71), s dazu Klangs Kommentierung aaO 202 ff, die die Maßgeblichkeit des Naturalbesitzes für das In-
ventar selbst als einen aus dieser Lehre folgenden „Rechtssatz“ darstellt. Sie sollte daher umgehend aufgegeben 
werden. Für Beachtlichkeit auch des Buchbesitzes beim Inventar zutreffend 8 Ob 644/91 = EvBl 1993/71 und Rabl, 
Das Nachlassinventar – Inhalt und Zweck NZ 1999, 129; 135 f, der zu Recht auf §§ 321 f ABGB (Maßgeblichkeit des 
Buchbesitzes bei verbücherten Liegenschaften) hinweist.
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1. Was ist E-Government?

Die Umsetzung von E-Government in Österreich 
ist eine gemeinsame Kooperation von Bund, 
Länder, Städten und Gemeinden. Diese Ko-
operation wird von zwei Gremien getragen. Der 
BLSG, in der Bund, Länder, Städte und Gemein-
den die Vorgehensweisen für Schlüsselthemen 
des E-Governments abstimmen, und die Län-
derarbeitsgruppe E-Government (mit mehreren 
Unterarbeitsgruppen), in der die Länder sich 
gemeinsam in technischer und juristischer Sicht 
zu E-Governmentthemen abstimmen.

E-Government ist die Initiative Verwaltungs-
dienstleistungen auf elektronischem Weg anzu-
bieten. Im Sinne von E-Government sollen Infor-
mationen über die Verwaltung (das sogenannte 

„Dienstwissen“), die Verwaltungsorganisation, 
Verfahrensabläufe und Arbeitsprozesse mittels 
elektronischer Werkzeuge abgebildet und un-
terstützt werden. Die elektronischen Werkzeuge 
unterstützen dabei nicht nur die amtsinternen 
Arbeiten, sondern auch die Schnittstellen zum 
Kunden, der persönlich ins Amt kommt oder per 
Telefon oder Selbstbedienung Kontakt aufnimmt.

Unterschieden werden drei Ebenen:

 � Information: Alle allgemeinen Informationen 
und Zuständigkeiten, Produkte und Dienstleis-
tungen sollen auf der Basis von Webtechnolo-
gie verfügbar sein. Diese Informationen stehen 
selbstverständlich den eigenen Mitarbeitern 
für interne Zwecke und (eingeschränkt) für 
den externen Abruf durch „Kunden“ zur Ver-
fügung.

 � Kommunikation: Einfache Interventionen sol-
len in elektronischer Form (per Email und elek-
tronischem Formular) abgewickelt werden.

 � Transaktion: Komplexe Verfahren (aller Ab-
teilungen) sollen mittels elektronischer Doku-
mente und Workflow-Management-Systeme 
bearbeitet und erledigt werden. Das bedeutet, 
dass vom Kunden initiierte Verfahren über das 
Internet (Web-Formular) angestoßen werden 
können und auch der Bearbeitungsstatus des 
betreffenden Geschäftsfalles jederzeit vom 
Kunden über das Internet abgefragt werden 
kann.

E-Government als Gesamtes ist als ein Mosaik 
von vielen großen und kleinen Einzelprojekten zu 
sehen, jedenfalls aber nicht ausschließlich als 
Informatikprojekt. 

E-Government Strategien und  
Anwendungsbeispiele

Rudolf Köller, Klagenfurt

Kurzfassung

E-Government ist in Österreich eine gemeinsame Initiative von Bund, Ländern, Städten und Gemeinden. Es um-
fasst ein breites Spektrum an Möglichkeiten: es beginnt bei der einfachen Selbstdarstellung einer Verwaltungsbe-
hörde im Internet bis zur kompletten Verlagerung ganzer Verwaltungsprozesse auf die digitale Ebene. 

Der Bürger profitiert dadurch, dass die „virtuelle Verwaltung“ sieben mal vierundzwanzig Stunden offen hat, bei 
elektronischen Anträgen keine Wartezeiten anfallen und dass bei durchgängig elektronischen Prozessen die 
Verfahrensdauer signifikant kürzer ist. Die Verwaltung kann elektronisch eingebrachte Anträge meist elektronisch 
weiterverarbeiten und erspart sich Aufwand bei der Aufnahme der Antragsdaten. Der Personalaufwand in der Ver-
waltung wird reduziert.

Zur Gewährleistung der Sicherheit im E-Government wurde für die IT des Landes Kärnten ein Qualitäts- und 
Integriertes Sicherheits-Management-System nach ISO 9000 und 27000 eingeführt. Maßgebliche, umgesetzte 
E-Governmentprojekte des Landes Kärnten sind der elektronische Akt (ELAK), die Online-Gewerbeanmeldung, 
der elektronisch abgewickelte Grüne Grundverkehr, die Gemeinderechtsdokumentation sowie die Einführung der 
Dualen Zustellung und der Amtssignatur.

Als Zukunftsprojekt zur weiteren Reduktion des Aufwandes für Bürger und Verwaltung soll der Bereich der elek-
tronischen Bezahlung inklusive einer elektronischen Zahlungsbestätigung mittelfristig umgesetzt werden. Bei aller 
technischen Unterstützung muss E-Government begleitend mit einer Straffung der Verwaltungsprozesse und 
Normen einhergehen, und als ein wichtiges Unterstützungssystem für die Verwaltungsreform und in Umfang und 
Bedeutung weiterhin wachsen.

Schlüsselwörter: E-Government, Verwaltungsreform, Virtuelle Verwaltung, Elektronische Verfahren, Elektroni-
scher Akt (ELAK), Duale Zustellung, Amtssignatur, elektronische Bezahlung
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E-Government umfasst ein breites Spektrum 
an Möglichkeiten: es beginnt bei der einfachen 
Selbstdarstellung einer Verwaltungsbehörde im 
Internet bis zur kompletten Verlagerung ganzer 
Verwaltungsprozesse auf die digitale Ebene. 

Durch Vernetzung der Verwaltungssysteme 
werden weniger Nachweisdokumente erforder-
lich, auch die Zustellung von Bescheiden und 
die Bezahlung sind im elektronischen Geschäfts-
prozess abgebildet.

Auch die Kärntner Gemeinden, die über das 
Gemeindeinformatik Zentrum Kärnten (GIZ-K) 
betreut werden, sind in die E-Government-Ent-
wicklung des Landes Kärnten eingebunden.

Ein wesentlicher Teil des E-Government spielt 
sich innerhalb der Verwaltung ab. Es passiert 
dies über IT-Systeme, die zwischen Verwal-
tungseinrichtungen aufgebaut werden, damit 
hier die Verwaltungszusammenarbeit unter Ein-
beziehung mehrerer Verwaltungseinrichtungen 
durch elektronische Abwicklung vereinfacht und 
beschleunigt wird (Beispiele: Zentrales Melde-
register, Grundbuch, Rechtsinformationssystem, 
usw.).

2. Was ist der Nutzen von E-Government?

Für den Bürger besteht der Nutzen von E-
Government darin, dass die „virtuelle Verwaltung“ 
sieben mal vierundzwanzig Stunden offen hat, 
dass mit dem Einbringen elektronischer Anträ-
ge keine Wartezeiten verbunden sind und dass 
durchgängig elektronische Prozesse die Verfah-
rensdauer oft signifikant verkürzen können.

Für die Verwaltung besteht der Nutzen darin, 
dass elektronisch eingebrachte Anträge meist 
elektronisch weiterverarbeitet werden können 
und damit ein geringerer Aufwand für die Ver-
waltung, sprich für die Aufnahme der Antragstel-
lerinformationen anfällt. So werden Kanzleiauf-
wände und Sachbearbeiteraufwände reduziert.

Können die Ergebnisse der Verwaltungsarbeit 
auch elektronisch zugestellt werden und auch 
die Bezahlung eventueller Verfahrenskosten 
elektronisch abgewickelt werden, so bedeutet 
dies einen weiteren Nutzen für die Verwaltung. 

3. Strategische Ziele

3.1 Allgemeine Zielsetzungen

E-Government muss:

 � in allen staatlichen Bereichen gelebt werden

 � behördenübergreifend interoperabel sein

 � für jedermann nutzbar gemacht werden (kein 
„digital divide“)

Akzeptanz finden durch:

 � Vereinfachung der Abläufe

 � 24h Behördenkontaktmöglichkeit

 � Einheitlichkeit der Anwendung

Sicherheit bieten (Schutz und Verfügbarkeit)

Kostengünstig sein durch:

 � PPP (Public Private Partnership)

 � Nutzung offener Standards

 � Zusammenarbeit in der Verwaltung!

Damit verknüpft ist:

 � Online-Verfügbarkeit aller kundenorientierten 
Informationen 

 � Erhöhung der Erreichbarkeit (24-Stunden-Ver-
waltung)

 � One-Stop-Shop (ein Kunden-Interface für alle 
Anliegen)

 � Verbesserung der Kommunikation durch IT-
Unterstützung 

 � Automatisierung und Selbstbedienungsmög-
lichkeit für Kunden

 � Einsparung von Amtswegen

 � Besseres Verständnis und Transparenz der 
Verwaltungsabläufe

3.2 Ziele für die Verwaltung

 � Schaffung von „Selbstbedienungsmöglichkei-
ten für Kunden“ zur Erlangung von Information 
und Initiierung von Verwaltungsvorgängen

 � Verbesserung der Kommunikation mit dem 
Kunden (Feedback)

 � Optimierung der Arbeitsprozesse der Ver-
waltung (Datenerfassung durch die Kunden 
selbst, automatische Anlage von Geschäfts-
fällen)

 � Senkung der Bearbeitungskosten durch Erhö-
hung der Verwaltungseffizienz, Verbesserung 
der Qualität und Verringerung der Durchlauf-
zeiten

 � Erhöhung der Transparenz und der Nachvoll-
ziehbarkeit des Verwaltungsgeschehens. (We-
niger Reibungsverluste).

 � Beschleunigung des Prozessablaufs durch 
Vermeidung von Medienbrüchen (IT als primä-
res Datenhaltungssystem statt Papier, durch 
elektronische Übermittlung Einsparung von 
Logistikaufwand)
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 � Senken des Platzbedarfes für Papierarchive 
am Arbeitsplatz und im Zentralarchiv durch di-
gitale Archivierung.

 � Einbinden von Mittlern als Schnittstelle zum 
Kunden (Notariatskammer, Wirtschaftskammer, 
weitere Interessensvertretungen). Ein Mittler 
hat unmittelbaren Nutzen vom Einsatz von E-
Government-Technologie, weil er eine Vielzahl 
von Geschäftsfällen abwickelt und sich daher 
Investitionen in diesem Bereich eher rechnen. 

4.  Rahmenbedingungen bei der Umsetzung 
von E-Government

(1)  Der Nutzen der elektronischen Transaktionen 
muss größer oder der Aufwand geringer sein 
als für die bisherige Form der Inanspruch-
nahme durch persönliches Erscheinen, per 
Telefon oder Brief. Es müssen Zeit und Wege 
gespart und die Transaktionskosten gesenkt 
werden können. Im internen Arbeitsfluss 
müssen einheitliche, elektronische Werkzeu-
ge flächendeckend eingesetzt werden.

(2)  Die elektronische Transaktion darf keine 
nennenswerten zusätzlichen Belastungen in 
Form zusätzlicher Wege, technischer Vorrich-
tungen und Fähigkeiten sowie Kosten und 
Gewohnheitsänderungen seitens der Kun-
den erfordern. Der technische Mehraufwand 
für die Verwaltung muss in vertretbarem Rah-
men bleiben.

(3)  Schließlich kommt es darauf an, in einer hin-
reichend überschaubaren Zeit eine kritische 
Masse an Nutzern zu gewinnen. Dies erfor-
dert eine strategische Auswahl von attrakti-
ven Anwendungsbündeln, ein effektives Mar-
keting und eine professionelle Moderation 
der vielfältigen Kooperationsprozesse.

4.1 Durchgängige Prozesse

Um eine Effizienzsteigerung im Bereich der 
Verwaltung zu erreichen, ist es unumgänglich 
durchgängige Prozesse ohne Medienbrüche an-
zustreben. Von der Antragstellung im E-Govern-
ment-Portal über die Bearbeitung durch die Ver-
waltung im Backoffice-Bereich bis zur Zustellung 
soll die Bearbeitung in den digitalen Systemen 
erfolgen. Dabei ist das Papierdokument nur 
mehr Arbeitsbehelf, das digitale Dokument ist 
jedoch das rechtlich relevante Element.

4.2 Rechtliche Rahmenbedingungen 

In Österreich wird das Handlungsfeld des E-
Government einerseits durch ein spezielles E-
Government Gesetz als auch durch Anpassun-
gen in bestehenden Gesetzen geregelt. Darüber 

hinaus gibt es noch eine Reihe von Verordnun-
gen und sonstigen Rechtsvorschriften sowie 
Spezifikationen und Empfehlungen die den Rah-
men des E-Government bilden.

4.3 Technische Rahmenbedingungen

Im Hinblick auf eine bestmögliche und kosten-
bewusste Implementierung von E-Government 
beim AKL sollen vorrangig Technologien ein-
gesetzt werden, die länderübergreifenden oder 
internationalen Standards entsprechen.

Insbesondere die Konzepte, Richtlinien und 
Empfehlungen der Länderarbeitsgruppe E-
Government sollen angewendet werden. Dabei 
sollen diese nach deren Reifegrad priorisiert 
angewendet werden. Aufgrund der Ressourcen-
knappheit kann ein Engagement des Landes in 
allen Themenbereichen der Länderarbeitsgrup-
pe nicht stattfinden.

Die Unterlagen zu allen Ergebnissen der Län-
derarbeitsgruppe finden sich am Reference-Ser-
ver der Bundesländer http://reference.e-govern-
ment.gv.at. 

Das Land verfügt über eine Betriebs- und 
Kompetenzinfrastruktur, die eine solide Basis für 
E-Government darstellt. Im Rahmen der Imple-
mentierung von E-Government soll diese Struktur 
optimal genutzt werden. Es wird strikt danach 
getrachtet, dass keine Parallelstrukturen aufge-
baut werden. 

4.4 Sicherheit

Der Sicherheit kommt im E-Government beson-
dere Bedeutung zu. Durch die Transformation 
der Verwaltung zum Bürger und die hohe Ver-
netzung der Systeme über das Internet muss 
das Land für den Schutz der vom Bürger zur 
Verfügung gestellten Daten, deren Integrität und 
sicheren Verwahrung gegen missbräuchliche 
Verwendung Sorge tragen.

Aus diesem Grund wurde im IT-Bereich des 
Landes ein Qualitäts- und Integriertes Sicher-
heits Management System (QISMS) nach ISO 
9000 und 27000 eingeführt.

Eine wesentliche Basis dieses Systems stellt 
eine übergreifende Benutzerverwaltung dar, an 
welche die derzeit ca. 150 unterschiedlichen An-
wendungssysteme des Landes abgebildet sind. 
Für die Delegation von Rechten für Bundesap-
plikationen ist das Land Kärnten dem österrei-
chischen Portalverbund beigetreten und betreibt 
ein Stammportal. 

Alle zukünftigen Applikationsentwicklungen 
des Landes werden in das Portal integriert.
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5.  E-Governmentlösungen des Landes  
Kärnten

In Kärnten wurden in den letzten Jahren erhebli-
che Anstrengungen unternommen das IT-System 
der Verwaltung auf einen hohen technischen 
Stand zu bringen. Ohne funktionierende IT-
Ausstattung der Verwaltungsmitarbeiter können 
diese auch keine rasche und effiziente Arbeit 
leisten. Kärnten hat hier bereits 2003 neue Wege 
beschritten und den dezentralen Bereich seines 
IT-Systems ausgelagert. Im Bereich der zentra-
len IT-Dienste wurde der Eigenbetrieb beibehal-
ten und durch die Einführung eines zertifizierten 
Qualitäts- und Sicherheitsmanagementsystems 
gestrafft und optimiert.

Im Bereich des Konzernrechnungswesens hat 
sich das Land mit der Einführung von SAP für 
die Herausforderungen der Zukunft gewappnet. 

5.1 Das Portal des Landes Kärnten

Ein Portal ist Anwendungssystem, das gekenn-
zeichnet ist durch die Integration verschieden-
ster Anwendungen, Prozesse und Daten sowie 
die Einbeziehung von Funktionen zur Personali-
sierung und Sicherheit.

Es ist ein Eintrittspunkt in ein System, das über 
elektronische Kommunikation (Internet/Intranet) 
erreichbar ist und stellt einen zentralen Zugriff 
auf personalisierte Inhalte sowie Daten bereit. Es 

werden also im Allgemeinen mehrere Applikatio-
nen über einen Punkt zugänglich gemacht.

Technisch ist ein Portal eine Softwareschnitt-
stelle, an der man sich identifizieren muss (Log-
in) und wo man danach – mit entsprechenden 
Rechten ausgestattet (siehe ZBV) – auf bestimm-
te Applikationen zugreifen kann.

Das Portal des Landes Kärnten ist eine Imple-
mentierung, die vom BMI und LFRZ entwickelt 
wurde und von Land Kärnten lizensiert wurde. 
Das Land Kärnten hat dieses System um eine 
zentrale Benutzerverwaltung und spezielle An-
wenderfunktionen erweitert und setzt dieses Sys-
tem im Bereich von Intranet und Internet ein. Der 
Vorteil besteht darin, dass man sich einmalig am 
Portal mit Benutzername/Passwort oder Bürger-
karte anmeldet und dann alle Anwendungen, für 
die man berechtigt ist, verwenden kann ohne 
nochmals Anmeldeinformationen eingeben zu 
müssen.

 � Derzeit sind mehr als 80 Anwendungen im 
Portal integriert. Beispiele für Bundesanwen-
dungen sind das Zentrale Melderegister, EKIS, 
Zentrales Vereinsregister und Fremdenrechtli-
che Kartenbeauftragung. Landesanwendun-
gen gibt es im Bereich Gemeindeumfragen, 
Abwicklung sportmedizinischer Untersuchun-
gen, Wohnungsdatenbank und einige mehr. 

Abb. 1: Anzahl der Onlineanträge, die von externen und internen Kunden gestellt wurden
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Das System wird ständig erweitert. Alle neuen 
Softwareentwicklungen des Landes werden so 
entwickelt, dass sie in das Portal integriert wer-
den können. 

Um den Zugang des Bürgers zu Verwaltungs-
verfahren zu erleichtern bieten die Landes-
dienststellen ca. dreihundert Formulare auf der 
Kärnten-Homepage zum Download an, 50 Ver-
waltungsverfahren können elektronisch (mit On-
lineformularen) in Gang gesetzt werden. Pro Jahr 
werden in Kärnten ca. 11000 Geschäftsfälle über 
Onlineformulare angestoßen.

In Abb. 1 ist die Anzahl der Online-Anträge 
der letzten Jahre dargestellt:

Die Zahlen zeigen eine stetige Steigerung der 
Benutzerzahlen, des Transaktionsvolumens und 
der Integrationsanzahl von Anwendungen. Die 
Erfahrung hat gezeigt, dass Dienste sofort an-
genommen werden, wenn diese auch entspre-
chend verfügbar oder bekannt gemacht werden.

5.2 ELAK (Elektronischer Akt)

Der elektronische Akt (ELAK) ist im Bereich des 
Landes Kärnten seit einigen Jahren in nahezu 
allen Dienststellen im Einsatz. Insgesamt werden 
über das System pro Jahr ca. 700.000 Verwal-
tungsakte mit bisher insgesamt über 3 Millionen 
Schriftstücken abgearbeitet. 

Insbesondere im Bereich der Gewerbeabtei-
lungen des Amtes und der BHs, ist eine voll-
ständige Implementierung dieses Systems bis 
in die Fachebene gegeben. Im Bereich der Um-
weltschutzabteilung wurden die Sachverständi-
genverfahren voll auf das elektronische System 
umgestellt. Im Bereich der Verwaltungsstrafen-
abwicklung und in Bereichen des Sozialwesens 
ist das System ebenso im Einsatz.

In Abb. 2 ist der Aktenzuwachs in diesem Sys-
tem pro Jahr dargestellt:

5.3 Gewerbeanmeldung Online

Aufbauend auf den Produktkatalog der Bezirks-
hauptmannschaften wurden in Zusammenarbeit 
mit der UNI Klagenfurt Online-Formulare für die 
Beantragung, Änderung und Stilllegung von 
Gewerbeanträgen entwickelt, die eine direkte 
Koppelung mit dem ELAK-System der Bezirks-
hauptmannschaft haben.

5.4 Grüner Grundverkehr

Gemeinsam mit der Bezirkshauptmannschaft 
Hermagor, der Kärntner Notariatskammer, des 
Bezirksgerichtes Hermagor und der Landes-IT 
wurde ein e-Governmentprojekt im Bereich des 

„Grünen Grundverkehrs“ durchgeführt.

Die Bezirkshauptmannschaft erhielt bislang 
von den öffentlichen Notaren die Kaufverträge 
für landwirtschaftliche Grundflächen in Papier-
form. 

Nun erfolgt die Übermittlung der entsprechen-
den notariellen Unterlagen digital über ein On-
line-Formular unter Einbeziehung der digitalen 
Signatur und des Dokumentenarchivsystems der 
Notariatskammer.

Die Bezirkshauptmannschaft erhält das digi-
tale Schriftstück und prüft mit Hilfe eines Prüf-
programmes die digitale Unterschrift. Die er-
forderlichen Nachweisdokumente werden aus 
dem Cyberdoc-System (Urkundenarchiv der 
Notariatskammer) bereitgestellt. Danach läuft 
das Verfahren seinen bekannten Aktenlauf in der 
Bezirkshauptmannschaft ohne Medienbruch im 
ELAK-System des Landes. Das Ergebnisdoku-
ment (Bescheid) wird vom Bezirkshauptmann di-
gital signiert und an das Notariat per Mail zurück 

Abb. 2: Aktenzuwachs im Elektronischen Aktensystem (ELAK) des Landes pro Jahr
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übermittelt. Abb. 3 stellt diesen Geschäftspro-
zess dar.

Das Projekt wurde beim Amtmanagerbewerb 
der Wirtschaftskammer eingereicht und erreichte 
den 3. Platz.

Im Grünen Grundverkehr werden jährlich ca. 
300 Verfahren elektronisch abgewickelt. Es konn-
te eine signifikante Verkürzung der Durchlaufzei-
ten im Verfahren erreicht werden. Im Bereich der 
sogenannten „Negativbescheinigungen“ wurde 
die Antwortzeit der Behörde von einer Woche auf 
einen Arbeitstag reduziert.

5.5 Gemeinderechtsdokumentation

Die Kärntner Gemeinden können im Rahmen 
ihrer Gemeindeautonomie Rechtsnormen (z.B. 
Verordnungen) selbständig erlassen und in Kraft 
setzen. Das Land hat dabei für bestimmte Sach-
materien im Rahmen der Gemeindeaufsicht eine 
Aufsichtspflicht, in anderen eine beratende Auf-
gabe, es wird Gemeindeservice angeboten. 

Zur Publikation von Rechtsnormen betreibt 
das Bundeskanzleramt unter anderem das 
Rechtsinformationssystem, ein Internetportal 
abgekürzt RIS, in dem alle Rechtsnormen elek-

tronisch zugänglich gemacht werden. Auch 
die Gemeindeverordnungen werden in diesem 
Rechtsinformationssystem des Bundeskanzler-
amtes veröffentlicht, dieses Teilprojekt trägt den 
Namen „Gemeinderecht im RIS“. 

Ziel des Projektes GEMRISDOK beim Land 
war es, eine einfache und effiziente Gestal-
tung des Prozesses von der Entstehung einer 
Rechtsnorm in einer Gemeinde über den Ge-
nehmigungslauf bis zur Kundmachung und 
Publizierung im „Gemeinderecht im RIS“ beim 
BKA zu erreichen – dies durch den Einsatz des 
ELAK-Systems des Landes. Es sind standardi-
sierte Abläufe und Berechtigungen definiert und 
im ELAK implementiert. Es wurde mit diesem 
Projekt ein weitgehend automatisiertes Verfahren 
bis zur Veröffentlichung der Rechtsnormen ins 

„Gemeinderecht im RIS“ gewährleistet. 

5.6 Digitale Signatur

Die Digitale Signatur wurde im Rahmen der Ein-
führung des Formularservers implementiert. Alle 
Antragsformulare, die über den Formularserver 
umgesetzt werden, haben zukünftig die Funktio-
nalität der digitalen Signatur zu beinhalten.

Abb. 3: Darstellung des Prozessablaufs und der betroffenen IT-Systeme zur elektronischen Abwicklung des Ver-
fahrens im „Grünen Grundverkehr“.
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5.7 Duale Zustellung

Seit Anfang 2010 werden im Bereich der Ver-
waltungsstrafen die Anonymverfügungen dual 
zugestellt. Personen, die sich bei einem elek-
tronischen Zustelldienst angemeldet haben, kön-
nen nun Ihre Verwaltungspost für den Strafenbe-
reich digital abholen, bei Adressaten, die kein 
elektronisches Zustellpostfach haben, werden 
die Schriftstücke durch einen Druckdienst aus-
gedruckt und durch die Post normal zugestellt. 
Jedenfalls verlassen nun alle Anonymverfügun-
gen (ca. 400.000 pro Jahr) das Land Kärnten 
elektronisch.

Eckdaten:

 � Seit Ende 2009 in Betrieb

 � Zustellung von Anonymverfügungen

 � Dokument und Zahlscheindruck ausgelagert

 � 2009: 20.000 duale Zustellungen

 � 2010: 55.000 duale Zustellungen

Für 2011 ist die automatische Rückführung 
der Zustellbestätigungen in den elektronischen 
Akt geplant. Außerdem soll eine Ausrollung der 
Dualen Zustellung auf weitere Zustellbereiche 
der Verwaltung ausgedehnt werden.

5.8  Weitere Projekte mit starkem  
E-Government Bezug

KAGIS: Die meistbesuchte E-Government-An-
wendung des Landes Kärnten mit ca. 500.000 
Zugriffen im Monat, zu finden unter www.kagis.
ktn.gv.at

Einige Themenbereiche, die im KAGIS zu fin-
den sind: 

 � Digitaler Kataster DKM

 � Widmungsinformationen

 � Farbluftbilder

 � Adressensuche mit Verortung

 � Umweltdaten

 � Forstliche Informationen

 � Geologie 

Widmungen Online: Elektronische Erfassung 
von Umwidmungsanträgen in den Gemeinden 
und elektronische Bearbeitung im Rahmen der 
Fachabteilungen des Landes in einem durch-
gängigem ELAK-Konzept.

6. E-Government Erfolgsfaktoren

Österreich nimmt im europäischen E-Govern-
ment eine führende Rolle ein. Wesentliche Fak-
toren für diesen gemeinsamen Erfolg sind, dass 
das System durch die Einbindung aller Bereiche 
der österreichischen Verwaltung (Bund, Länder, 
Städte und Gemeinden) entwickelt wird. 

Das Österreichische E-Government ist ein of-
fenes Konzept für die Verknüpfung der Inhalte 
und Verfahren sowohl der Verwaltung als auch 
der Wirtschaft. Ein wesentlicher Erfolgsfaktor 
besteht auch darin, dass der interne und orga-
nisationsübergreifende Nutzen der E-Govern-
ment-Technologien und -Vorgangsweisen über-
all erkannt und angestrebt wird.

Eine Verbreitung des Wissens über die Bau-
steine des E-Governments und deren Funktionen 
hat dabei einen hohen Stellenwert.

7. Was sind die weiteren Herausforderungen?

Angestrebt wird eine Vereinheitlichung der Ver-
fahrensinformationen und die Einrichtung von 
speziellen Serviceportalen wie dem Unterneh-
mens Service Portal (USP) und dem einheitli-
chen Ansprechpartner (EAP) im Bereich der EU-
Dienstleistungsrichtlinie. 

Ab 1. Jänner 2011 werden beim Land Kärnten 
Ausfertigungen in Form von elektronischen Doku-
menten mit einer Amtssignatur versehen sein. Ein 
diesbezügliches Projekt wurde bereits aufgesetzt.

Zur weiteren Reduktion des Aufwandes für 
Bürger und Verwaltung muss der Bereich der 
elektronischen Bezahlung inklusive einer elek-
tronischen Zahlungsbestätigung umgesetzt wer-
den. Hier laufen bereits Vorbereitungsarbeiten.

Bei aller technischen Unterstützung muss das 
E-Government aber begleitend mit einer Straf-
fung der Verwaltungsprozesse und Normen 
einhergehen, denn eine bloße Beschleunigung 
eventuell nicht optimaler Prozesse macht deren 
Qualität an sich nicht besser.

In diesem Sinne ist E-Government ein wichti-
ges Unterstützungssystem für die Verwaltungs-
reform und wird in Umfang und Bedeutung auch 
zukünftig noch deutlich gewinnen. 
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